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Mehr fordern ja die 6 Abgeordneten nicht.
Die Einheit in der Dumatätigkeit ist möglich - sagen unsere Genossen - ,

wenn die 7 Abgeordneten, die sich an die Beschlüsse der Marxisten nicht
halten, darauf verzichten, uns, die wir mit den grundsätzlichen Beschlüssen
der Marxisten konform gehen wollen, an die Wand zu drücken.

Auf dieser Grundlage ist die Einheit möglich.
Aber nur auf dieser Grundlage. Wenn die 7 Abgeordneten diese For-

derungen nicht erfüllen, so bedeutet das, daß sie bewußt und offen auf
die Spaltung hinarbeiten. Die gewaltige Mehrheit der organisierten Ar-
beiter, die, wie dies oben an Hand von Zahlen bewiesen wurde, hinter
der Sechs steht, stellt es den 7 Abgeordneten anheim, auf der Grundlage
eines Abkommens zu arbeiten. Die Ablehnung dieses Abkommens durch
die 7 Abgeordneten bedeutet ihren vollständigen und entschiedenen Ab-
fall auch von der marxistischen Arbeiterorganisation. Er bedeutet, daß
die 7 schwankenden Abgeordneten vollständig den Standpunkt des spalte-
rischen Liquidatorentums eingenommen haben.

„SaPrawdu" 3Vr. 22, Jiaäa dem Text der
29. Oktober 1913. „Sa Vrawdu", verglichen

mit dem Text des Sammel-
bandes „Marxismus und
Liquidatorentum", Teil II,
St. Petersburg i9i4.
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EIN KADETTISCHER HAUSBESITZER,
DER ÜBERLEGUNGEN

„IM SINNE VON MARX" ANSTELLT

Der Redakteur und Herausgeber des „Gorodskoje Delo"109, der Haus-
besitzer Herr Welichow, Mitglied der Reichsduma und der Kadetten-
partei, ist in seiner Zeitschrift mit einer Verteidigung des Kiewer Kon-
gresses der Kommunalvertreter gegen die „Intellektuellenbürokratie" an
die Öffentlichkeit getreten.

Mit diesem der reaktionären Presse entlehnten zornigen Wörtchen ist
die demokratische Intelligenz gemeint, die - man denke nur! - die armen
Hausbesitzer kränkt, weil sie von „Institutionen der Hausbesitzer" redet
und politische Bestimmtheit fordert. „Die Intellektuellenbürokratie" -
klagt Herr Welichow - suchte „dem Kongreß in erster Linie eine allge-
meinpolitische Rolle aufzudrängen".

Diese Richtung auf dem Kongreß nennt Herr Welichow die „poli-
tische", der er die andere, die „munizipale" Richtung gegenüberstellt.

Ihre Ansichten legt er folgendermaßen dar:

„Die Revolution, erklärten die Kommunalvertreter, ist vorüber und wird sich
in naher Zukunft kaum wiederholen. Sie ist wahrscheinlich deshalb nicht voll-
ständig gelungen, weil die revolutionär gestimmten Klassen" (d. h. welche
Klassen? Sprechen Sie offen, Herr Welichow!) „damals mit ungenügenden Er-
fahrungen und Kenntnissen ausgestattet und auf die Übernahme der Staats-
macht nicht vorbereitet waren. Der breite Weg der Kundgebungen, Losungen,
Brandreden und Protestresolutionen würde heute niemanden mehr befriedigen
und scheint sich überlebt zu haben. Vor uns liegt eine gewaltige Kulturarbeit
praktischer Natur."

So schreibt der Herr Hausbesitzer. Er steht völlig auf dem Standpunkt
der Fronherren, sowohl in seiner Moral als auch in seinem Bestreben zu
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vergessen, daß die Bourgeoisie im entscheidenden Moment auf die Seite
der Fronherren übergegangen ist. Gleichzeitig wiederholt er auf kuriose
Weise „auch-marxistische" Wörtchen, die er irgendwo, wahrscheinlich bei
den Liquidatoren, aufgeschnappt hat:

„In Rußland", schreibt er, „wo das Arbeiterprpletariat noch zahlenmäßig
schwach und machtlos ist, wo selbst nach dem .Kapital' von Marx auf der
nächsten Stufe der geschichtlichen Entwicklung die Herrschaft vom grundbesit-
zenden Adel auf die städtische Bourgeoisie übergehen muß - hier über die Bour-
geoisie herzufallen, sie geringzuschätzen und ihre Versuche, gegen das heutige
staatliche System und Regime anzukämpfen, zu behindern, bedeutet, den natür-
lichen Fortschritt zu hemmen." („Gorodskoje Delo", 1913, Nr. 20, S. 1341 bis
1342.)

Ganz, ganz „im Sinne von Marx"!
Mein bester, fortschrittlicher und sogar konstitutionell-demokratischer

Hausbesitzer! Die Marxisten haben die „Versuche der Bourgeoisie, gegen
das heutige staatliche System anzukämpfen", nie behindert und behindern
sie nicht. Sie werden nie einen einzigen Fall von „Kampf" nachweisen
können, an welchem sich das „machtlose Proletariat" nicht noch energi-
scher beteiligt hätte. Die Marxisten und die Arbeiter haben keinen ein-
zigen Fall, wo die Bourgeoisie gegen die Fronherren „kämpfte", gering-
geschätzt.

Doch mein Marx zitierender Herr, erinnern Sie sich nicht an jene sich
seit 1848 immer mehr häufenden Beispiele aus der Geschichte, wo die
Bourgeoisie den Kampf gegen die Fronherren verraten hat und auf die
Seite der Fronherren übergegangen ist?

Von solchen Fällen wimmelt es auch in der russischen Geschichte, be-
sonders im Jahre 1904, noch mehr im Herbst 1905 und noch mehr im
Winter desselben Jahres, ferner im Frühjahr 1906 und so weiter und so
weiter.

Begreifen Sie nicht, mein Marx zitierender Herr Hausbesitzer, daß die
Interessen des Kampfes gegen die Fronherren die Entlarvung, Attackierung
und Diskreditierung jener Bourgeois erfordern, die vom Kampf reden,
ihn in Wirklichkeit aber verraten?

„Sa Prawdu" "Nr. 23, "Nadb dem 7 ext der
30. Oktober i9l3. „Sa Prawdu".
Unterschrift: W.Jljin.
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ARBEITERMASSE UND ARBEITERINTELLIGENZ

Unter diesem Titel ist in Nr. 9 der liquidatorischen „Nascha Sarja" ein
Artikel von G. Rakitin veröffentlicht, der sich gezwungen sieht, das zu-
zugeben, was von der Liquidatorenzeitung in ohnmächtiger Wut umgan-
gen wird. G. Rakitin zeichnet sich vor den diversen Th. D. dadurch aus,
daß er wenigstens etwas versucht, zu überlegen und die Trage zu klären
und dem Leser nicht langweiliges Gezänk vorzusetzen.

„Der Sieg" - so beginnt G. Rakitin seinen Artikel - „der Sieg, den die An-
hänger der ,Prawda' auf der Vollversammlung des St.-Petersburger Metall-
arbeiterverbandes errungen haben, wie auch einige andere Tatsachen, die davon
zeugen, daß der Einfluß des Bolschewismus in Arbeiterkreisen (besonders in
Petersburg) gestiegen ist, stimmen einen unwillkürlich nachdenklich: Wie
konnte es geschehen, daß die Stützpunkte der menschewistischen Richtung und
speziell des sogenannten ,Liquidatorentums' sich dem Einfluß jener Strömung
zu entziehen beginnen, welche das Fundament für die legalen Arbeiterorgani-
sationen in Rußland legte und die allein im Laufe der letzten Jahre eine wirk-
same Arbeit in ihnen leistete?"

Diesen Absatz muß man hervorheben, um dem Leser die seltenen Fälle
von „lichten Momenten" bei den Liquidatoren zu zeigen, welche genötigt
sind, die Wahrheit zuzugeben. Die „Nowaja Rabotschaja Gaseta" zeigt
sich in den Artikeln von Th. D. und Co. erbost und schimpft einfach,
wenn man ihr an Hand genauer Zahlen über die Wahlen zur II., III. und
IV. Duma oder über die Sammlungen der Arbeitergruppen usw. beweist,
daß die „prawdistische" Strömung unter den klassenbewußten (d. h. am
politischen Leben teilnehmenden) Arbeitern vorherrscht.

G. Rakitin erkennt die Tatsachen an; er gibt sowohl den Sieg in der
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Metallarbeiterversammlung als auch „andere Jatsadben" zu (obgleich er
bescheiden darüber schweigt, was das für Tatsachen sind - die typische
Manier von Intellektuellen und Literaten, die darauf berechnet ist, genaue
Zahlen, die die Möglichkeit einer selbständigen Nachprüfung geben, vor
den Arbeitern zu verheimlichen). G. Rakitin gibt überhaupt zu, „daß der
Einfluß des Bolschewismus in Arbeiterkreisen, besonders in Petersburg,
gestiegen ist", er gibt zu, daß die „Stützpunkte" des Liquidatorentums
„sich dem Einfluß" dieser „Strömung" „zu entziehen beginnen".

G. Rakitin ist bemüht, eine möglichst tröstliche Erklärung für diese für
die Liquidatoren betrübliche Tatsache zu geben.

Wie lautet diese Erklärung?
„Die Arbeitermassen" durchlaufen „die bolschewistische Etappe der

Bewegung" (S. 59) - gibt G. Rakitin zu. Aber „die Arbeiterintelligenz" -
erklärt er (S. 57) - „steht in ihrer erdrückenden Mehrheit auf dem Stand-
punkt der sogenannten ,liquidatorischen' Strömung". Daraus wird natür-
lich der für die Liquidatoren „tröstliche" Schluß gezogen, daß „die bol-
schewistische Etappe der Bewegung" eine „vorübergehende Begeisterung
der Massen und der heranwachsenden Arbeiterjugend für die bolsche-
wistischen Losungen" ist, eine Auswirkung „mehr des Instinkts und des
Gefühls als des Bewußtseins und der Überlegung", ein Noch-Befangen-
Sein der Arbeitermassen „in der Primitivität der bäuerlichen Welt-
anschauung", „die Überschätzung der Bedeutung spontaner Ausbrüche",
das Unverständnis für die „elastische Klassentaktik" (der Liquidatoren)
und deren Ersetzung durch die „versimpelte Taktik des Bolschewismus"
usw. usf.

Mit einem Wort, die Erklärung des Mitarbeiters der „Nascha Sarja" ist
großartig: die Prawdisten haben zwar die Mehrheit, doch ist diese unreif,
ungebildet, spontan und taugt nichts; die Liquidatoren dagegen haben
zwar die Minderheit, aber diese ist intelligent, elastisch, zielbewußt
u. a. m. Ganz im gleichen Sinne legen alle reaktionären Publizisten stets
die demokratischen Anschauungen der Massen dahingehend aus, daß die
Massen dumm, ungebildet u. a. m., die Adligen und Bourgeois dagegen
gebildet und klug sind!

Doch gestatten Sie dennoch, werter Rakitin, wo sind Ihre Beweise? Sie
haben selbst zugegeben, daß von den Siegen der Prawdisten, davon, daß
„die Massen die bolschewistische Etappe der Bewegung durchlaufen", 7at-

31 Lenin, Werke, Bd. 19
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sadben zeugen! Wo aber sind die Tatsachen, die bestätigen, daß die er-
drückende Mehrheit der Arbeiterintelligenz hinter den Liquidatoren steht?
Wo haben Sie Tatsachen, die den Wahlen zur Reichsduma oder der Zahl
der Sammlungen der Arbeitergruppen oder dem Sieg dieser oder jener
Liste in den Gewerkschaften gleichkommen?

Nicht eine einzige, buchstäblich nicht eine Tatsache, ja nicht einmal eine
Überlegung führt Rakitin an!

Deshalb gestatten wir uns, mit Rakitin nicht einverstanden zu sein.
Ihm ist es natürlich angenehm, die bolschewistische Arbeitermasse für
ungebildet und einfältig („Instinkt und nicht Bewußtsein"), die liquida-
torische Minderheit aber für gebildet und klug zu halten. Doch Geschichte
s c h r e i b e n , e i n e D a r s t e l l u n g der E t a p p e n d e r A r b e i t e r b e w e -
g ung geben und sich dabei nicht auf Tatsachen, sondern darauf stützen,
was dem Geschichtsschreiber persönlich angenehm ist, das ist - verzeihen
Sie, Rakitin - , das ist einfach eine lächerliche Kinderei. Ich kann selbstver-
ständlich nicht anerkennen, daß „Instinkt und Gefühl" des Liquidators
Rakitin ihn zwingen, die liquidatorische Minderheit als besonders intelli-
gent, klug und fortschrittlich anzusehen, aber darf ein Publizist sich von
„Instinkt und Gefühl" anstatt von „Bewußtsein und Tlberlegung" leiten
lassen?

Qesdhrieben Anfang November I9i3.

Zuerst veröffentlicht i938 in der Tiach dem Manuskript.
Zeitschrift „Troletarskaja Rewoluzija"
(Die proletarische Revolution) 7ir. 9.
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ZUR SPALTUNG IN DER RUSSISCHEN
SOZIALDEMOKRATISCHEN DUMAFRAKTION110

Werte Genossen! In Nr. 266 Ihrer geschätzten Zeitung befand sich ein
Artikel Ihres „russischen Korrespondenten" über die Spaltung in der
russischen sozialdemokratischen Dumafraktion. Dieser Artikel ist leider
weit entfernt, objektiv zu sein, und kann in mancher Hinsicht den deut-
schen Leser irreführen. Wir hoffen, werte Genossen, daß Sie unsere Bitte
um Aufnahme vorliegender kurzer Richtigstellung nicht ablehnen werden,
damit die deutsche Arbeiterschaft und die deutsche Bruderpartei über diese
einfachen Tatsachen wahrheitsgemäß informiert werden.

1. Der russische Korrespondent beginnt mit dem Hinweis, daß die
russische Sozialdemokratie „unter der Zersplitterung in mehrere Organi-
sationen, Gruppen und Richtungen leidet". Schon dies - ist gänzlich falsch.
Ein jeder russische Sozialdemokrat und überhaupt ein jeder, der sich für
den historischen Kampf in Rußland interessiert, weiß, daß es gegenwärtig
in der Arbeiterbewegung Rußlands bloß zwei Richtungen, zwei führende
Zeitungen in Petersburg, zwei politische Linien gibt: die Marxisten und
die Liquidatoren. Die ersten, d. h. die Marxisten, geben die Tageszeitung
„Sa Prawdu" (Für die Wahrheit) in St. Petersburg heraus (erst kürzlich
hat die Regierung ihre zweite Tageszeitung „Nasch Put" [Unser Weg] in
Moskau vernichtet). Die zweiten lassen in Petersburg die „Nowaja Ra-
botschaja Gaseta" (Neue Arbeiterzeitung) erscheinen. Irgendwelche
andere „Richtungen" gibt es in Rußland in der Arbeiterbewegung nidht,
und sogar unter den russischen Studierenden im Auslande und Emigranten
sterben alle anderen dazwischenliegenden sogenannten „Richtungen" ab.
Jeder russische Sozialdemokrat muß jetzt wählen zwisdien den Marxisten
oder den Liquidatoren.
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1. Den Unterschied zwischen den russischen Marxisten und Liquida-
toren definiert Ihr „russischer Korrespondent" als Unterschied zwischen
den Radikalen und Revisionisten in Deutschland, als Unterschied „eines
Bebeis oder Ledebours und eines Franks oder Davids". Dies ist aber nicht
ganz richtig. Der russische Liquidator steht selbstverständlich auf dem
Boden des Revisionismus. Er hat vom westeuropäischen Opportunismus
alles Schlechtere entlehnt. Jedoch besteht ein weitgehender Unterschied
zwischen den Liquidatoren und Revisionisten. Ein Frank oder David wird
niemals beweisen wollen, daß die Existenz der jetzigen deutschen Sozial-
demokratischen Partei und ihrer Organisation „schädlich" sei. Unsere
Liquidatoren aber kämpfen gerade gegen die Existenz unserer Partei
selbst, sie vernichten faktisch („liquidieren") ihre illegale Organisation,
bekämpfen sogar ihre Beschlüsse während der (politischen) Streiks, und
für diese Tätigkeit erfreuen sie sich des Beifalles und der warmen Unter-
stützung der ganzen russischen Bourgeoisie.

3. Ihr Korrespondent schreibt, daß nur einmal „in der Dumafraktion
politische Uneinigkeit" zwischen den 6 Marxisten und den 7 zu den Liqui-
datoren Neigenden zutage getreten sei. Dem ist aber nicht so. Uneinig-
keiten entstanden bei jedem Schritt, wie es unbestritten von der St.-Peters-
burger Arbeiterpresse bewiesen wurde. Es kam so weit, daß die 7 mit der
Majorität von einer Stimme beschlossen haben, das Programm unserer
Partei aufzuheben. Schon in der ersten politischen Deklaration, die die
Dumafraktion von der Tribüne proklamiert hat, sagten sich die 7 Ab-
geordneten vor ganz Rußland von dem Programm des II. Parteitags vom
Jahre 1903 los. Zur Freude der nationalistischen Elemente, die sich den
Liquidatoren anschließen („Bund"), haben sie erklärt, die russische Sozial-
demokratie verteidige die sogenannte „national-kulturelle Autonomie".
Indes verwirft die Partei diese Forderung, die in Rußland fast von allen
bourgeoisen Nationalisten unterstützt wird. Bei Abfassung des Partei-
programms wurde diese Forderung von allen russischen Sozialdemokraten
abgelehnt. Noch unlängst hat Plechanow diese Forderung als eine „An-
passung des Sozialismus an den Nationalismus" bezeichnet. Die 6 mar-
xistischen Abgeordneten haben gegen diesen Verrat am Programm scharf
protestiert. Doch die 7 Abgeordneten blieben bei ihrem gegen die Partei
gerichteten Beschluß.

4. Ihr Korrespondent erklärt, daß nur durch „indirekte Beweise" be-
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wiesen werden kann, daß die 6 marxistischen Abgeordneten die Mehrheit
der Arbeiterschaft vertreten. Das ist ganz falsch. Wir wollen nur einige
genaue Zahlen darüber angeben, wieviel Arbeiter durch die 6 und die
7 Abgeordneten vertreten werden.

Gouvernements

Petersburg
Moskau
Wladimir

Jekaterinoslaw

Kostroma
Charkow

Gouvernements

Warschau
Dongebiet
Ufa
Taurien
Irkutsk
Tiflis
Karser Gebiet

Namen der
Abgeordneten

Marxisten

Badajew
Malinowski
Samoilow
Petrowski
Schagow
Muranow

im ganzen

Namen der
übrigen

Abgeordneten

Jagiello
Tuljakow
Chaustow
Burjanow .
Mankow
Tschcheidse
Tschchenkeli

Zahl der Arbeiter
nadi Angaben der
Fabrikinspektion

197 000
351000
205 000
118000
91000,
46 000

1008 000

Zahl der Arb eher
nach Angaben der
Fabrikinspektion

78 000
59 000
37 000
20000
13 000
5 000
2 000

im ganzen 214 000

Die ganze Arbeiterkurie wird durch marxistische Abgeordnete ver-
treten. Die 6 marxistischen Arbeiterabgeordneten vertreten, nach mäßiger
Berechnung, eine 5mal größere Anzahl von Arbeitern, als die 7 zu den
Liquidatoren neigenden Abgeordneten.

Sind das „indirekte" Beweise?
Noch einige Zahlen über die Anzahl der Arbeitergruppen, die durch

Sammlungen die legale Presse der Marxisten und Liquidatoren unter-
stützen:
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Im Jahre
1913 bis 1
1913 vom

1912
. April
1. April bis Oktober

W. 3. Lenin

„Prawda"

620
309

1252

Moskauer
Zeitung

5
129
261

MarxisrisAe
Presse zus.

625
438

1513

Zeitung der
Liquidatoren

89
139
328

im ganzen für beide Jahre 2181 395 2576 556

Diese Zahlen wurden in der Petersburger Zeitung „Sa Prawdu" Nr. 22
veröffentlicht* und wurden von keiner Seite bestritten. Ihr Korrespondent
mußte sie kennen. Die Gruppenbeiträge werden stets in beiden Zeitungen
veröffentlicht. Und diese Angaben werden von unseren Feinden aus dem
bourgeoisen Lager als Anzeiger des Kräfteverhältnisses beider Richtungen
betrachtet.

Durch Zahlen ist bewiesen, daß für die Marxisten wiederum eine fünf-
mal größere Anzahl von Arbeitergruppen eintreten als für die Liquida-
toren.

Kann man das als „indirekte" Beweise bezeichnen?
Im Unterschied von den legalen sozialdemokratischen Parteien West-

europas können wir jetzt nicht genau die Mitgliederzahl unserer Partei
angeben. Doch wir haben auch direkte Beweise dafür, mit wem die Ar-
beiter gehen.

In der II. Duma waren von 23 Abgeordneten der Arbeiterkurie (alle
Sozialdemokraten) 11 Bolschewiki, d. h. 47 Prozent. In der III. Duma
4 von 8, d. h. 50 Prozent. In der IV. Duma 6 von 9, d. h. 67 Prozent. Wo-
möglich sind auch diese Angaben über die Wahlen in drei Dumas im Laufe
von fünf Jahren (1907-1912) „indirekte Beweise" ?

Jetzt, nach dem öffentlichen Auftreten der 6 gegen die 7 in der Presse,
stellten sich alle Gewerkschaften, die ihre Meinung geäußert haben, auf
die Seite der 6 Abgeordneten und gegen die 7. Jeden Tag veröffentlicht die
marxistische Zeitung in Petersburg Resolutionen vieler Arbeiter, Ver-
trauensmänner, Gewerkschaften, Arbeiterbildungsvereine zugunsten der
6 Abgeordneten.

Die 6 Arbeiterabgeordneten, die die ganze Arbeiterklasse Rußlands ver-
treten, haben ihre sozialdemokratische Arbeiterfraktion in der Duma
gebildet, die sich in jeder Hinsicht dem Willen der sozialdemokratischen
Arbeiter unterwirft. Die 7 Abgeordneten treten auf als „unabhängige"

• Siehe den vorliegenden Band, S. 455 und 458. Die Red.
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Gruppe. Die 6 Arbeiterabgeordneten boten den 7 ein Abkommen für die
Arbeit in der Duma an. Bis jetzt haben die 7 diesen Antrag schroff ab-
gelehnt. Ein Abkommen aber wird unvermeidlich kommen.

So liegt wahrheitsgemäß die Sache.

Redaktion des Zentralorgans der Sozialdemokratischen
Arbeiterpartei Rußlands, „Sozial-Demokrat".

Qesdbrieben Anfang November i9i3.

Veröffentlicht am 24. Dezember 19 i 3 TJadh dem 7ext der
in der „Leipziger Volkszeitung" 3Vr. 298. „Leipziger Volkszeitung".

In russischer Spradbe zuerst veröftentlidht
am 2i. "Januar i934 in der „Prawda" TVr. 21.
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D I E L I N K E N V O L K S T Ü M L E R
ÜBER D E N KAMPF U N T E R D E N M A R X I S T E N

In Nr. 3 der Zeitung „Wolnaja Mysl"1" ist ein Artikel veröffentlicht,
der den geschraubten Titel trägt: „Eineinheit, Zweieinheit oder Dreiein-
heit".

„Wir erklären offen" - heißt es in diesem Artikel -, „daß der Anspruch
der einen Fraktion, der Bolschewiki, die ganze Arbeiterbewegung zu umfassen,
ebenso unvernünftig und unsinnig ist wie das Bestreben beider Fraktionen der
Sozialdemokratie, die ganze sozialistische Bewegung Rußlands zu verkörpern.
Nur der Vereinigung aller sozialistischen Strömungen zu einer einheitlichen
Partei gehört die. Zukunft.

Wir, die wir diese Losung zu Beginn des Jahres 1900 aufgestellt haben, blei-
ben ihr bis zu Ende treu."

Da haben wir ein Musterbeispiel ergötzlich zorniger Phrasen über die
„Einheit"!! über den prinzipiellen Inhalt des historischen Kampfes
zwischen Marxisten und Volkstümlern, eines Kampfes von jahrzehnte-
langer Dauer, kein Wort, über die Geschichte der Bewegung der Jahre
1905-1907, als das offene Auftreten der TAassen der Bevölkerung aller
Klassen den grundlegenden Unterschied zwischen dem sozialdemokra-
tischen Proletariat und der „werktätigen" (d. h. kleinbürgerlichen) Bauern-
schaft in der Praxis offenbarte, ebenfalls kein Wort.

Wenn es in Rußland eine radikale und ernst zu nehmende Zeitung gibt,
die die Frage so stellt, so ist das eins der sinnfälligen Kennzeichen dafür,
wie sehr es noch eines langwierigen und hartnäckigen Kampfes bedarf, um
wenigstens in den Qrundfragen prinzipielle Klarheit zu schaffen.

Daß hinter den Bolschewiki die Mehrheit der klassenbewußten Arbeiter
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steht, das müssen auch ihre Feinde, die Herren Liquidatoren, voller Zorn
und Wut zugeben.

Mit Sentiments läßt sich das nicht widerlegen. Die Arbeiter werden sich
durch einen Anschnauzer: „unvernünftig und unsinnig" nicht einschüch-
tern lassen, sie werden nur lächeln.

Vom ideologischen Standpunkt betrachtet, ist die ganze Geschichte de's
Marxismus in Rußland ein Kampf gegen kleinbürgerliche Theorien, an-
gefangen vom „legalen Marxismus" und „Ökonomismus-". Dieser Kampf
war kein Zufall. Nicht zufällig ist auch seine heutige direkte Fortsetzung.
In Rußland formiert sich und wächst die Arbeiterpartei, als eine wirklich
proletarische Klassenpartei, unter den schwierigen Bedingungen des Regi-
mes vom 3. Juni, eben im Kampf gegen die kleinbürgerlichen Richtungen
der Liquidatoren und linken Volkstümler.

„Wir, die linken Volkstümler, haben niemals aus fremdem Unglück
Nutzen gezogen", schreibt die „Wolnaja Mysl". Zugleich aber versichert
sie, daß die Spaltung zur „völligen inneren Ohnmacht unserer Sozial-
demokratie" führe!

Solche Dinge zu schreiben, meine Herren, bedeutet eben, „Nutzen zu
ziehen" - nur sagen wir nicht: aus fremdem „Unglück", sondern „aus
fremdem ideologischem Kampf". Denn dem Kampf unter den Marxisten
liegt gerade der ideologische Konflikt zwischen liberaler und proletarischer
Politik zugrunde. Ohne sich durch zornige Worte oder durch Sentiments
aus der Fassung bringen zu lassen, haben die Arbeiter bereits gelernt, die
prinzipiellen Grundlagen dieses Kampfes herauszufinden.

„In den einheitlichen Parteien der europäischen Arbeiterbewegung gibt
es weniger Meinungsverschiedenheiten als bei uns", schreibt die „Wolnaja
Mysl". Das ist eine sehr verbreitete, aber zutiefst falsche Überlegung.
Nirgends in Europa ist nämlich auch die Frage aufgeworfen worden, die
proletarische, marxistische Organisation durch- Redensarten über eine,
mit Purischkewitschs Segen, „breite" Partei zu ersetzen... usw.

Aus einem soldben Streit werden die Arbeiter lernen, die Arbeiterpartei
nicht in Worten, sondern in der 7at aufzubauen.

„Sa Vravodu" "Nr. 34, Tiadh dem 7ext der
i3. November i9i3. „Sa Trawdu".
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DIE AGRARFRAGE
UND DIE GEGENWÄRTIGE LAGE IN RUSSLAND

(Notizen eines Publizisten)

Zwei interessante Artikel sind unlängst über dieses Thema in den Zeit-
schriften erschienen. Der eine in der „Nascha Sarja" der Liquidatoren
(Jahrgang 1913, Nr. 6 - von N. Roshkow), der andere in der „Russkaja
Mysl" der rechten Kadetten (Jahrgang 1913, Nr. 8 - von J. J. Polferow).
Es besteht kein Zweifel, daß beide Verfasser geschrieben haben, ohne im
geringsten voneinander zu wissen, und daß sie von vollkommen verschie-
denen Voraussetzungen ausgehen.

Und doch besteht eine verblüffende Ähnlichkeit zwischen beiden Arti-
keln. Hier kann man - und das verleiht beiden Artikeln einen besonderen
Wert - die prinzipielle Verwandtschaft der Ideen der liberalen Arbeiter-
politiker und der Ideen der konterrevolutionären liberalen Bourgeois in
aller Deutlichkeit sehen.

Das Material N. Roshkows ist haargenau dasselbe wie das des Herrn
Polferow, nur ist das des zweitgenannten umfangreicher. Nach der Revo-
lution von 1905 wächst der Kapitalismus in der Landwirtschaft Rußlands.
Die Getreidepreise und die Bodenpreise steigen; die Einfuhr von land-
wirtschaftlichen Maschinen und Düngemitteln wie auch ihre Produktion
im Inland nehmen zu. Die Institute für den Kleinkredit vermehren sich,
die Zahl der aus der Dorfgemeinde ausscheidenden und auf Sonderland
siedelnden Bauern wächst. Es steigt der Arbeitslohn (um 44,2 Prozent von
1890 bis 1910, teilt N. Roshkow mit, wobei er aber die Zunahme der
Teuerung während dieser Zeit vergißt!). Viehzucht, Buttererzeugung und
Grasanbau für den Markt nehmen an Umfang zu, ebenso das landwirt-
schaftliche Bildungswesen.

Das alles ist ohne Zweifel sehr interessant. Vom Standpunkt des Mar-
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xismus aus konnte es auch darüber gar keinen Zweifel geben, daß die
Entwicklung des Kapitalismus nicht aufzuhalten ist. Wenn die Verfasser
nichts anderes getan hätten, als dies durch neue Daten zu erhellen, so
müßte man ihnen dankbar sein.

Der Kernpunkt liegt jedoch in der Bewertung der Daten, in den aus
ihnen gezogenen Schlußfolgerungen. N. Roshkow ist dabei von einer . . .
rührenden Unüberlegtheit: „Die Umwandlung der gutsherrlichen, leib-
eigenschaftlichen Wirtschaft in die bürgerliche, kapitalistische ist voll-
bracht . . . der Übergang zu bürgerlichen Verhältnissen in der Landwirt-
schaft ist eine vollendete, ganz unanfechtbare Tatsache . . . Die Agrar-
frage in ihrer früheren Form ist in Rußland von der Tagesordnung ver-
schwunden . . . Man soll nicht versuchen, den Leichnam - die Agrarfrage
in ihrer alten Form - zu galvanisieren."

Die Schlußfolgerungen sind, wie der Leser sieht, durchaus klar und
durchaus . . . liquidatorisch. Die Redaktion der liquidatorischen Zeitschrift
versah den Artikel (wie es in kommerziell-prinzipienlosen Redaktionen
schon seit langem der Brauch ist) mit einem Vorbehalt-, „...mit sehr
vielem nicht einverstanden... wir halten es nicht für möglich, so ent-
schieden, wie N. Roshkow es tut, zu behaupten, daß Rußland gerade den
durch das Gesetz vom 9. XI. - 14. VI. vorgezeichneten Weg beschreiten
wird"...

Die Liquidatoren sind „nicht so" entschieden wie N. Roshkow! Was ist
das doch für eine tiefgründige, prinzipielle Einstellung zu der Sache!

N. Roshkow hat mit seinem Artikel zum soundsovielten Male bewiesen,
daß er eine Reihe von Leitsätzen des Marxismus auswendig gelernt, aber
nidit verstanden hat. Deswegen sind sie bei ihm so leicht wieder „ver-
flogen".

Die Entwicklung des Kapitalismus in der russischen Landwirtschaft
ging auch in den Jahren 1861-1904 vor sich. Alle jetzt von Roshkow und
Polferow erwähnten Merkmale lagen schon damals vor. Die Entwicklung
des Kapitalismus hat die bürgerlidb-demokratisdbe Krise des Jahres 1905
nicht beseitigt, sondern vorbereitet und verschärft. Warum? Weil die alte,
halb fronherrliche Naturalwirtschaft unterhöhlt war, die Bedingungen für
die neue, bürgerliche Wirtschaft aber noch nicht geschaffen waren. Daher
die ungewöhnliche Schärfe der Krise von 1905.

Die Grundlage für derartige Krisen ist verschwunden, sagt Roshkow.
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Das ist natürlich möglich, wenn man abstrakt spricht, d. h., wenn man vom
Kapitalismus überhaupt und nidht von Rußland, nicht vom Jahre 1913
spricht. Die Marxisten anerkennen selbstverständlich nur unter beson-
deren Verhältnissen (nidht immer und nicht überall) das Vorhandensein
einer bürgerlich-demokratischen Agrarfrage.

Doch Roshkow fehlt sogar das Verständnis dafür, welche Thesen er be-
weisen muß, wenn er seine konkrete Schlußfolgerung bekräftigen will.

Die Bauern sind mit ihrer Lage unzufrieden? - „Aber die Bauern sind
doch nirgends mit ihr zufrieden", schreibt Roshkow.

Die Unzufriedenheit der westeuropäischen Bauern - deren Dorf und
deren Rechtslage völlig bürgerlichen Charakter tragen und die die
„Ordnungspartei" bilden - mit den Hungersnöten in Rußland, mit dem
Zustand der völligen ständischen Niederhaltung des Dorfes, mit dem un-
eingeschränkten fronherrlichen Regime auf dem Gebiet des Rechts usw. zu
vergleichen und zu identifizieren - das ist einfach kindisch und lächerlich.
Roshkow sieht den Wald vor lauter Bäumen nicht.

Der Kapitalismus wächst, es fällt der Frondienst (die Abarbeit), schreibt
er. „Die gewaltige Mehrheit der Gutsbesitzer", schreibt der Liberale
Polferow, „ . . . entwickelt mehr und mehr das Vorschuß- und Halbpacht-
system, das ausschließlich das Resultat der Geld- und Landnot des Bau-
ern ist."

Der Liberale von der „Russkaja TAysV ist nicht solch ein naiver
Optimist wie der ehemalige Marxist von der liquidatorischen „Nascha
Sarja".!

N. Roshkow hat die Daten über den Qrad der Verbreitung der Halb-
pacht, der Abarbeit, des Frondienstes und der Knechtschaft im beutigen
Dorf nicht einmal gestreift. Mit erstaunlicher Leichtfertigkeit hat er die
Tatsache umgangen, daß die Verbreitung dieser Einrichtungen immer
noch groß ist. Daraus aber folgt, daß sich die bürgerlich-demokratische
Krise noch mehr verschärft hat.

Galvanisiert den Leichnam nicht - schreibt der Liquidator und plappert
damit nur nach, was der Liberale sagt, der mit anderen Worten -die For-
derungen von 1905 für einen „Leichnam" erklärt.

Wir haben darauf geantwortet: Markow und Purischkewitsch sind
keine Leichname. Die Ökonomik, die sie hervorgebracht hat und bis heute
noch hervorbringt, ist kein Leichnam. Der Kampf gegen diese Klasse ist die
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lebendige Aufgabe der lebendigen Arbeiter, die ein lebendiges Verständ-
nis für ihre Klassenziele haben.

Die Lossagung von dieser Aufgabe ist ein Kennzeichen der leidhenhaften
Zersetzung der Liquidatoren, die nicht alle „so entschieden" wie Roshkow
sprechen, die aber alle den Kampf gegen das Purischkewitschregime auf
dem Lande (besonders in der Frage des Grundbesitzes) und gegen das
Purischkewitschregime in der Politik vergessen oder verwischen.

Die Herrschaft der Purischkewitsdi in unserem Leben ist die Kehrseite
derselben Medaille, die im Dorf als Abarbeit, Knechtschaft, Frondienst,
Leibeigenschaft, als Fehlen der elementarsten allgemeinen Bedingungen
für die bürgerliche Wirtschaft bekannt ist. Wenn schon oben die Millionen-
besitzer (Gutsdikow und Co.) murren, so heißt das, daß die Verhältnisse
von Millionen Kleinbesitzern (Bauern) unten ganzunmöglich sind.

Wenn sich die Arbeiter den Kampf gegen die Wurzeln des Purischke-
witschregimes zur Aufgabe machen, so weichen sie keineswegs von „ihren
eigenen" Aufgaben irgendwie ab, um etwas ihnen Fremdes zu „galvani-
sieren". Nein. Sie werden sidb eben daduröo über die demokratischen Auf-
gaben ihres Kampfes, ihrer Klasse klar, sie bringen dadurch den breiten
Massen Demokratie und die Anfangsgründe des Sozialismus bei. Denn
nur der „königlich preußische Sozialismus" (wie sich Marx gegen
Schweitzer ausdrückte)112 ist imstande, die fronherrliche Allmacht des
Purischkewitschregimes im allgemeinen und des Purischkewitschregimes
in der Frage des Grundbesitzes im besonderen unbeachtet zu lassen.

Roshkow ist, ohne es selbst zu merken, zu Polf erow hinabgeglitten, der
erklärt, „die einfache Zuteilung von Land" ohne Intensivierung wäre keine
„Rettung"! Als ob die Intensivierung durdb die Beseitigung des Purisch-
kewitschregimes nicht hundertmal schneller vor sich ginge! Als ob nur von
den Bauern allein die Rede wäre - ihnen „zuteilen" oder nicht - und nicht
vom ganzen Volk, von der ganzen Entwicklung des Kapitalismus, die
durch das Purischkewitschregime entstellt und aufgehalten wird!

Roshkow hat dadurch, daß er den Zusammenhang der allumfassenden
Losung der „Koalitionsfreiheit" (man vergleiche die Behandlung dieser
Losung in der liberalen Rede Tuljakows und in der marxistisdben Rede
Badajews in der Reichsduma am 23. X. 1913) mit dem Beruhiglsein über
die heutige Situation in der Agrarfrage aufzeigte, das Wesen des Liquida-
torentums ausgeplaudert.
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Dieser Zusammenhang ist eine objektive Tatsache; mit „Vorbehalten"
kann die „Nascha Sarja" sie nicht aus der Welt schaffen.

Hört auf, über das ganze Volk, das Purischkewitschregime im ganzen
Leben, über die Hungersnöte der Bauern, über die Abarbeit, den Fron-
dienst, die Leibeigenschaft nachzudenken und kämpft „für die Legalität",
für die „Koalitionsfreiheit" als eine der Reformen - das sind die Qedan-
ken, die den Arbeitern von der Bourgeoisie eingeflößt werden. Roshkow
und die Liquidatoren hinken ihr, ohne das einzusehen, hinterher.

Wir aber glauben, daß der Proletarier, der fortgeschrittene Vertreter
der gesamten werktätigen Masse, auch zu seiner eigenen Befreiung nur
dadurch gelangen kann, daß er im Namen und im Interesse des Kampfes
gegen die Bourgeoisie das Purischkewitschregime in jeder Hinsicht be-
kämpft. Das sind die Gedanken, die den Marxisten vom liberalen Arbeiter-
politiker unterscheiden.

.Sa Prawdu" 3Vr. 36, Nadh dem 7ext der
15. November 1913. „Sa Prawdu".
Unterschrift :1V.1\ j i n.
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ZWEI METHODEN,ZU DISPUTIEREN
UND ZU KÄMPFEN

Es gibt Dispute und Meinungsstreit in der Presse, die den Lesern helfen,
sich über politische Fragen klarer zu werden, ihre Bedeutung tiefer zu
erfassen und sicherer zu entscheiden.

Es gibt Dispute, die in Schimpferei, Klatsch und Gezänk ausarten.
Die fortschrittlichen Arbeiter, die sich ihrer Verantwortung für die

Arbeit zur Aufklärung und Organisierung des Proletariats bewußt sind,
müssen auf das sorgfältigste darauf achten, daß die unumgänglichen
Dispute, der unumgängliche Meinungsstreit nicht in Schimpferei, Klatsch,
Gezänk und Verleumdung ausarten.

Das ist eine Frage der Arbeitersache, der Arbeiterorganisation. Das ist
eine höchst ernste und wichtige Frage im Kampf gegen die geringsten Ver-
suche der Desorganisation. Vor der Tatsache darf man nicht die Augen
verschließen: wer nicht gelernt hat, Versuche zur Desorganisation an der
Wurzel zu unterbinden, der taugt nicht zum Organisator. Ohne Organi-
sation aber ist die Arbeiterklasse ein Nichts. Ohne Diskussionen, Dispute
und Meinungsstreit ist keine Bewegung, auch keine Arbeiterbewegung
möglich. Ohne schonungslosen Kampf gegen die Ausartung der Dispute in
Schimpferei und Gezänk ist keinerlei Organisation möglich.

Wir fordern die klassenbewußten Arbeiter auf, den Kampf zwischen
der Sechs und der Sieben in der sozialdemokratischen Dumafraktion von
diesem Gesichtspunkt aus zu betrachten.

Die Sechs hat es für ihre Pflicht gehalten, den Willen und den Beschluß
der Beratung der Marxisten zu befolgen. Die Vertreter des Proletariats in
der Duma sind verpflichtet, sich dem Willen der Mehrheit der klassen-
bewußten, organisierten marxistischen Arbeiter außerhalb der Duma
unterzuordnen.
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Das ist ein allgemeines Prinzip. Das ist die allgemeine Grundlage aller
unserer Ansichten über die Aufgaben der Arbeiterbewegung.

Ist diese Ansicht falsch, so muß man sie widerlegen und aufgeben. Wenn
sie aber richtig ist und das Abc darstellt, ohne das man die Finger von der
Politik lassen soll, wenn ohne dieses Abc keinerlei Organisation denkbar
ist, dann muß man diese Ansicht akzeptieren und hartnäckig verfechten,
allem Geschrei, Gejammer, allen Angriffen und Verleumdungen zum
Trotz.

Genossen, Arbeiter! Diskutiert darüber. Bemüht euch, diese Frage in
Disputen, Gesprächen und Diskussionen völlig zu klären, weist aber jene
zurück, die die Dispute durch Schimpferei ersetzen wollen.

Seht euch an, was die Liquidatoren auf das erste und grundlegende
Argument der Sechs geantwortet haben!

Ihre Antwort enthält nichts als Geschimpfe! Sie beschimpften die Be-
ratung, beschimpften zum hundertsten Male die Illegalität, und das ist
alles.

Ist das etwa eine Antwort? Ist das nicht einfach ein Versuch, zu des-
organisieren, die Organisation zu zerstören?

Es kam so weit, daß Th. D. in Nr. 70 wortwörtlich den folgenden Satz
schrieb: „Wo sind die verantwortlichen Körperschaften, die ihre Kandida-
tur aufgestellt und ihnen Aufträge gegeben haben?"

Genossen, Arbeiter! Denkt darüber nach, was diese Frage bedeutet, und
ihr werdet erkennen, daß dies eine Frage ist, würdig jener Leute,
d ie . . . Verhöre anstellen!... Begreift doch, ihr Herren Th. D. und andere
Liquidatoren, daß wir mit euch nicht diskutieren können, wenn ihr solcfee
Fragen stellt.

Untersucht das Wesen der Sache: War der Beschluß der Beratung
richtig, brachte er die Interessen und Anschauungen der Mehrheit der
Arbeiter richtig zum Ausdruck? Die „Prawdisten" antworten darauf mit
einer ganzen Reihe exakter Zahlen („Sa Prawdu" vom Dienstag, dem
29. Oktober 1913)*. Diese Zahlen Zeigen, daß hinter den „Prawdisten"
unbedingt und unbestreitbar die Mehrheit der klassenbewußten, d. h. am
politischen Leben teilnehmenden Arbeiter steht.

Diese Zahlen betrafen sowohl den Vergleich zwischen den Wahlen der
Arbeiterkurie zur II., III. und IV. Duma als auch die Anzahl der von der

* Siehe den vorliegenden Band, S. 451-469. Die Red.
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Sechs und der Sieben vertretenen Arbeiter sowie die Anzahl der Arbeiter-
gruppen, die die eine oder die andere Zeitung durch Geldsammlungen
offen unterstützten, usw.

Wo ist nun die Antwort der Liquidatoren auf dieses Argument, das die
wesentliche Seite der Frage der Mehrheit berührt?

Anstatt einer Antwort - Schimpferei. Die Liquidatoren widerlegen nicht
eine, buchstäblich keine einzige dieser Zahlen, sie versuchen nicht einmal,
sie zu korrigieren, durch andere Zahlen zu ersetzen!!!

Die Sache ist sonnenklar: Wer die exakten Angaben über die Mehrheit
umgeht, der sabotiert den Willen der Mehrheit, der ist ein Desorganisator.

Die Sieben in der Duma schwankt nach der Seite der Liquidatoren hin,
denn sie erlaubt es, die Illegalität zu beschimpfen, und beteiligt sich an
der Sabotage des Willens der Mehrheit. Das ist denn auch das Kenn-
zeichen der Parteihsigkeit der Sieben. Kein Mensch auf der Welt, der
nicht von Sinnen ist, wird den sieben Parteilosen erlauben, mit der Majori-
tät von einer Stimme die Parteibeschlüsse zu verletzen und deren An-
hänger an die Wand zu drücken.

Kein Geschimpfe der Liquidatoren wird diese einfache und klare Tat-
sache widerlegen.

Die Sechs hat ihre Pflicht erfüllt. Und je mehr die Liquidatoren lärmen
und schimpfen, desto eher werden alle Arbeiter und alle Marxisten be-
greifen, daß die Sechs richtig gehandelt hat und daß die Gleichberechti-
gung und ein Abkommen mit den parteilosen Abgeordneten der Sozial-
demokratie in der Reichsduma unumgänglich sind.

.Sa Vrawdu" 7ir. 36, JJadh dem 7ext der
15. November 1913. .Sa Prawdu".

32 Lenin, WerVc, Bd. 19
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AUCH-„VEREINIGER"

Der Berliner Zirkel polnischer Sozialdemokraten (Rosa Luxemburg,
Tyszka und Co.),. dem die polnischen sozialdemokratischen Arbeiter eine
entschiedene Abfuhr erteilt haben, gibt keine Ruhe. Er fährt fort, sich als
„Hauptvorstand" der Polnischen Sozialdemokratie zu bezeichnen, obwohl
absolut kein einziger Mensch in der Welt zu sagen vermöchte, was eigent-
lich dieser jämmerliche „Vorstand" ohne Partei113 „leitet".

Die sozialdemokratischen Arbeiter von Warschau und Lodz haben
schon vor langem erklärt, daß sie mit dem genannten Berliner Zirkel nichts
gemein haben. Die Wahlen zur Reichsduma in Warschau und der Verlauf
der Versicherungskampagne in Warschau haben allen und jedem gezeigt,
daß es in Polen nur eine sozialdemokratische Organisation gibt: jene, die
kategorisch erklärt hat, daß sie die Desorganisatoren und Verleumder aus
dem „Hauptvorstand" nicht anerkenne. Es genügt, eine der Heldentaten
dieses „Vorstands" zu erwähnen: diese Herrschaften haben ohne Begrün-
dung erklärt, daß sich das wichtigste Bollwerk der polnischen sozialdemo-
kratischen Arbeiter - die Warschauer Organisation - „in den Netzen der
Ochrana" befinde. Ein Jahr ist seitdem vergangen. Der „Vorstand" hat
für seine empörende Beschuldigung keinerlei Beweis erbracht. Das allein
hat natürlich genügt, daß kein einziger ehrlicher Funktionär der Arbeiter-
bewegung mit den Gentlemen aus dem Zirkel Tyszkas noch irgend etwas
zu tun haben wollte. Wie der Leser sieht, unterscheiden sich diese Herren
in ihren Kampfmethoden nur wenig von unseren Martow, Dan und
Co . . . .

Und gerade dieser Zirkel von Personen, die von allen in Polen tätigen
Parteien gebrandmarkt worden sind, hat jetzt beschlossen, die Arbeiter-
bewegung in Rußland zu retten. Rosa Luxemburg hat im Internationalen
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Sozialistischen Büro114 den Antrag eingebracht, die Frage der Wiederher-
stellung der Einheit in Rußland zu untersuchen. Zur Begründung wurde
dabei u. a. angeführt, die „Leninsche Gruppe" trage - man höre! - die
Spaltung in die polnische Sozialdemokratie hinein.

Der Berliner Zirkel hat sich mit dieser Erklärung selbst völlig entlarvt.
Die Bolschewiki marschieren bekanntlich Schulter an Schulter mit den
polnischen sozialdemokratischen Arbeitern, die den Intrigantenzirkel ab-
gewiesen haben. Das läßt den berüchtigten „Vorstand" nicht ruhig
schlafen, und daher die ganze „Vereinigungs"kampagne, die mit Aus-
fällen gegen die russischen Marxisten eingesetzt hat und die Unterstützung
der russischen Liquidatoren bezweckt.

Rosa Luxemburg hätte dies nicht getan, wenn ihre Angelegenheiten
gut stünden. Seinerzeit hat sich selbst ihr Zirkel geweigert, zu den Liqui-
datoren zur „August"versöhnung zu gehen.

Nachdem aber dieses Grüpplein politischer Bankrotteure dank seiner
Prinzipienlosigkeit und seines Intrigenspiels sowohl in der polnischen als
auch in der russischen Arbeiterbewegung jedwede Bedeutung verloren hat,
klammert es sich jetzt an die Rockschöße der Liquidatoren. Aller Tod-
sünden schuldig gemacht hat sich natürlich die „Leninsche Gruppe", und
deshalb . . . deshalb muß man sich mit dieser Gruppe um jeden Preis ver-
einigen. Die alte Geschichte!...

Wie werden sich nun die russischen Marxisten im Prinzip zur Unter-
suchung der russischen Differenzen durch das Internationale Sozialistische
Büro verhalten?

Soviel wir wissen, werden sie sich sehr freuen, wenn erreicht wird, daß
sich die westeuropäischen Genossen mit dem Wesen unserer Streitfragen
vertraut machen. Wie wir gehört haben, werden die russischen Marxisten
ihrerseits im ISB den Antrag stellen, auch die Frage der Spaltung in der
Polnischen Sozialdemokratie sowie das schändliche Vorgehen zu unter-
suchen, das sich die Gruppe Tyszkas gegenüber den tatsächlichen Arbeiter-
organisationen Polens erlaubt hat. Die Marxisten würden sehr froh sein,
wenn das Internationale Büro sich auch mit der Untersuchung der Diffe-
renzen zwischen den 6 und den 7 Abgeordneten befassen würde. Vor den
ausländischen Genossen wird damit die Frage aufgeworfen werden, ob sich
die Parlamentsfraktion der Arbeiterpartei oder umgekehrt die Arbeiter-
partei der Dumafraktion unterordnen soll.
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Noch zufriedener werden die Marxisten sein, wenn der Vorschlag Rosa
Luxemburgs, die Frage der russischen Einheit auf die Tagesordnung des
bevorstehenden Internationalen Kongresses in Wien im Jahre 1914 zu
setzen, angenommen wird.

Zweimal schon hat die neue Internationale auf den internationalen
Kongressen derartige Fragen behandelt. Das erstemal wurde - in Amster-
dam im Jahre 1904 - die Frage der Einigung in Frankreich behandelt. Der
Kongreß untersuchte das Wesen der grundlegenden Differenzen zwischen
Guesdisten (Marxisten) und Jauresisten (Revisionisten). Er verurteilte die
Linie der Jauresisten, ihre Beteiligung an bürgerlichen Regierungen, ihre
Abkommen mit der Bourgeoisie usw. Und auf der Grundlage dieser das
Wesen der Frage betreffenden Entscheidung empfahl er den streitenden
Parteien, sich zu vereinigen.

Das andere Mal wurde - in Kopenhagen im Jahre 1910 - die Frage der
tschechisch-österreichischen Spaltung behandelt. Wiederum drang der
Kongreß in das Wesen der Streitfrage ein. Er sprach sich gegen die „bun-
distisch-nationalistischen" Prinzipien der tschechischen Separatisten aus
und vertrat die Ansicht, daß die Gewerkschaften der Arbeiter innerhalb
eines Landes nicht nach dem nationalen Prinzip aufgebaut werden
sollen. Auf der Grundlage dieser Entscheidung, die das Wesen des Streits
betraf, schlug der Kongreß beiden Seiten die Vereinigung vor. (Die
tschechischen Bundisten haben sich übrigens der Internationale nicht ge-
fügt.)

Wenn die russische Frage zur Sprache kommt, wird sich der Kongreß in
Wien zweifellos über die Bedeutung der „Illegalität" in einem Land wie
dem heutigen Rußland sowie darüber äußern, ob die Marxisten unter den
gegebenen Umständen von der Perspektive der „Evolution" oder von der
des „uneingeschränkten" Weges ausgehen sollen usw. Auf jeden Fall
wird es nicht uninteressant sein, die Ansicht der Internationale über all
diese Fragen zu hören

Doch bis dahin ist es leider noch weit. Vorderhand sehen wir nur das
zornige, aber ohnmächtige Auftreten des Berliner Zirkels Rosa Luxem-
burgs und Tyszkas. Wir empfehlen Herrn Th. D., dieses Auftreten gegen
die Marxisten und zur Verteidigung der Liquidatoren recht gut auszunut-
zen. Die Zeitungen der Liquidatoren haben zwar über die schimpflichen
Abenteuer dieses Berliner Zirkels in seinem Kampf gegen die polnischen



Äuäa- „Vereiniger" 493

Arbeiter erzählt, aber in der Not wird Herr Th. D. gewiß nicht verfehlen,
auch aus diesem . . . frischen Quell zu trinken.

Die russischen Arbeiter aber werden sagen: Die Einheit werden wir
selbst in unseren russischen Arbeiterorganisationen herstellen, über ohn-
mächtige Intrigen aber lachen wir nur.

„Sa Prawdu" Nr. 36, Nadj dem 7ext der
15. November 1913. „Sa Trawdu".
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AN S. G. SCHAUMIAN

6. XII. 1913
Lieber Freund! über Ihren Brief vom 15. XI. habe ich mich sehr ge-

freut. Sie müssen wissen, daß man in meiner Lage Meinungsäußerungen
von Genossen aus Rußland ungeheuer schätzt und besonders von solchen,
die ernsthaft nachdenken und sich mit der jeweiligen Frage befassen. Ihre
rasche Antwort war mir daher eine besondere Freude. Man fühlt sich
weniger isoliert, wenn man solche Briefe erhält. Nun aber - genug der
Lyrik. Zur Sache.

1. Sie sind für eine Staatssprache in Rußland. Sie „ist notwendig; sie
hatte große fortschrittliche Bedeutung und wird sie weiter haben". Damit
bin ich auf keinen Fall einverstanden. Ich habe diese Frage vor längerer
Zeit in der „Prawda"* behandelt, und man hat mich bisher nicht wider-
legt. Ihr Argument überzeugt mich absolut nicht - im Gegenteil. Fort-
schrittliche Bedeutung hat die russische Sprache für die vielen klei-
nen und rückständigen Nationen gehabt - zweifellos. Aber sehen Sie
denn wirklich nicht, daß sie ohne Zwang eine noch viel größere fort-
schrittliche Bedeutung hätte'? Ist denn die „Staatssprache" nicht gleich
einem Knüppel, der die Menschen von der russischen Sprache wegstößt??
Wie ist es möglich, daß Sie diese psydhologisdie Seite nicht begreifen
wollen, die in der nationalen Frage besonders wichtig ist, nicht begreifen
wollen, daß der geringste Zwang die unbestreitbare fortschrittliche Be-
deutung der Zentralisation, der großen Staaten, einer einheitlichen
Sprache beschmutzt, besudelt, zunichte macht?? Aber noch wichtiger als
die psychologische Seite ist die ökonomische Seite: In Rußland existiert
sdbon eine kapitalistische Ökonomik, die die russische Sprache zu einer

* Siehe den vorliegenden Band, S. 344-347. Die Red.
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Notwendigkeit macht. Und Sie glauben nicht an die Kraft der Ökonomik
und wollen die Ökonomik mit der Krücke des Polizistengesindels „stüt-
zen"?? Sehen Sie denn wirklich nicht, daß Sie damit die Ökonomik ent-
stellen, bremsen?? Wird denn nicht der Wegfall der widerlichen Polizei-
wirtschaft die freiwilligen Vereinigungen zum Schutz und zur Verbrei-
tung der russischen Sprache verzehnfachen (vertausendfachen)?? Nein,
ich bin absolut nicht mit Ihnen einverstanden und beschuldige Sie eines
königlich preußischen Sozialismus*!!

2. Sie sind gegen die Autonomie. Sie sind nur für die Selbstverwaltung
der Gebiete. Ich bin damit gar nicht einverstanden. Denken Sie an die
Erklärung von Engels, daß der Zentralismus die lokalen „Freiheiten"
keineswegs ausschließe.115 Warum Autonomie für Polen, nicht aber für
den Kaukasus, den Süden, den Ural?? Die Qrenzen der Autonomie wer-
den doch vom Zentralparlament bestimmt! Wir sind für den demokra-
tischen Zentralismus, unbedingt. Wir sind gegen die Jöderation. Wir sind
für die Jakobiner und gegen die Girondisten. Aber die Autonomie zu
fürchten - in Rußland . . . ich bitte Sie, das ist lächerlich! Das ist reaktio-
när. Bringen Sie mir ein Beispiel, erfinden Sie ein Beispiel, wo die Autono-
mie schädlich werden kann! Sie werden es nicht bringen können. Die eng-
herzige Auslegung aber: nur Selbstverwaltung, die arbeitet in Rußland
(und in Preußen) nur dem widerlichen Polizeiregime in die Hände.

3. „Das Recht auf Selbstbestimmung bedeutet nicht nur das Recht auf
Lostrennung. Es bedeutet auch das Recht auf föderative Verbindung, das
Recht auf Autonomie", schreiben Sie. Ich bin absolut nicht einverstanden.
Es bedeutet nidbt das Recht auf 7öderation. Die Föderation ist ein Bünd-
nis von Gleichen, ein Bündnis, das des beiderseitigen Einverständnisses
bedarf. Wie kann es nun ein Hedht der einen Seite auf das Einver-
ständnis der anderen Seite mit ihr geben?? Das ist absurd. Wir sind im
Prinzip gegen die Föderation; sie schwächt die ökonomische Bindung, sie
ist ein untauglicher Typus für einen Staat. Du willst dich lostrennen?
Scher dich zum Teufel, falls du die ökonomische Bindung zerreißen
kannst oder, richtiger, wenn das Joch und die Reibungen des „Zusammen-
lebens" so sind, daß sie die ökonomische Bindung beeinträdhtigen und
auflösen. Du willst dich nicht lostrennen? Dann entschuldige bitte, ent-

* „königlich preußischer Sozialismus" bei Lenin deutsch. Der Tibers.
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scheide nicht an meiner Stelle, glaube nicht, du hättest ein „Recht" auf
Föderation.

„Recht auf Autonomie"?? Wiederum falsch. Wir sind für die Autono-
mie für alle Teile, wir sind für das Recht auf Lostrennung (nicht aber
fürdieLostrennung aller!). Die Autonomie istuns er Plan für
den Aufbau eines demokratischen Staats. Die Lostrennung ist keineswegs
unser Plan. Die Lostrennung wird keineswegs von uns propagiert. Im
allgemeinen sind wir gegen die Lostrennung. Aber wir sind für das
Recht auf Lostrennung angesichts des erzreaktionären großrussischen
Nationalismus, der die Sache des nationalen Zusammenlebens so sehr
besudelt hat, daß manchmal die Bindung nach freier Lostrennung stärket
sein wird!!

Das Recht auf Selbstbestimmung ist eine Ausnahme von unserer all-
gemeinen Prämisse des Zentralismus. Diese Ausnahme ist in Anbetracht
des erzreaktionären großrussischen Nationalismus absolut notwendig, und
der geringste Verzicht auf diese Ausnahme ist Opportunismus (wie bei
Rosa Luxemburg), ist ein einfältiges Spiel zu Nutz und Frommen des
großrussischen erzreaktionären Nationalismus. Doch die Ausnahme darf
nicht in erweiterndem Sinne gedeutet werden. Um nichts, um absolut
nichts anderes als um das Recht auf Lostrennung handelt es
sich hier und soll es sich hier handeln.

Ich schreibe darüber im „Prosweschtschenije".* Schreiben Sie mir un-
bedingt etwas ausführlicher, wenn ich mit diesen Artikeln fertig sein
werde (sie werden in drei Heften erscheinen). Ich werde noch etwas
schicken. Die Resolution ist vorwiegend von mir durchgesetzt worden. Im
Sommer habe ich Referate über die nationale Frage gehalten116 und diese
ein wenig studiert. Auf Grund dessen bin ich gewillt, „fest zu bleiben" ;
aber natürlich: ich lasse mich belehren** von Genossen, die diese Frage
mehr und länger studiert haben.

4. Gegen die „Abänderung" des Programms, gegen ein „nationales
Programm" ?? Auch hier bin ich nicht einverstanden. Sie haben Angst vor
Worten. Es besteht kein Grund, sie zu fürchten. Es (das Programm) wird
sowieso von allen insgeheim, in niederträchtiger Weise, im schlimmsten

* Siehe Werke, Bd. 20, S. 1-37. Die Red.
** „ich lasse mich belehren" bei Lenin deutsch. Der Tibers.
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Sinne geändert. Wir dagegen interpretieren, präzisieren, entwickeln, ver-
ankern es in seinem Geiste, in konsequent- demokratischem Geiste,
in marxistischem (anti-österreichischem) Geiste. Es war nötig, dies
zu tun. Mögen nun die opportunistischen Halunken (die Bundisten, Liqui-
datoren, Volkstümler) kommen, mögen sie ihre ebenso präzisen und
ebenso erschöpfenden Antworten auf alle unsere, in unserer Resolution
berührten und entschiedenen Fragen geben! Mögen sie es versuchen!
Nein, wir haben vor den Opportunisten nicht „die Segel gestrichen", son-
dern haben sie in allen Punkten geschlagen!

- Eine populäre Broschüre über die nationale Frage ist sehr vonnöten.
Schreiben Sie. Ich erwarte Ihre Antwort und drücke Ihnen ganz fest die
Hand.

Ihr W. 3. Grüßen Sie alle Freunde

Qesdhrieben am 23. November
(6. Dezember] 1913.

Zuerst veröffentlicht am 15. (2.) März 1918 Nach dem Manuskript.
im „Bakinski Rabotsdhi"
(Der Arbeiter von Baku) 7ir. 48.
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ÜBER DIE „NATIONAL-KULTURELLE" AUTONOMIE

Der Kernpunkt des Plans oder des Programms der sogenannten „natio-
nal-kulturellen" Autonomie (mit anderen Worten.- „Schaffung von Insti-
tutionen, die die Freiheit der nationalen Entwicklung garantieren") besteht
in der Trennung des Sdbulwesens nadb Nationalitäten.

Dieser Kernpunkt muß um so nachdrücklicher hervorgehoben werden,
je häufiger die verschiedenen offenen und getarnten Nationalisten (dar-
unter die Bundisten) ihn zu vertuschen suchen.

Jede Nation bildet, unabhängig davon, wo eine beliebige ihr angehö-
rende Person lebt (unabhängig vom Territorium: daher die Bezeichnung
„exterritoriale" Autonomie), einen einheitlichen, staatlich anerkannten
Verband, der für die national-kulturellen Angelegenheiten zuständig ist.
Die wichtigste dieser Angelegenheiten ist das Schulwesen. Die Bestim-
mung der Zugehörigkeit zu einer Nation durch die freiwillige Eintragung
eines jeden Staatsbürgers in einen beliebigen nationalen Verband, un-
abhängig von seinem Aufenthaltsort, garantiert die absolute Genauigkeit
und absolute Konsequenz der Trennung des Schulwesens nach Nationali-
täten.

Es fragt sich, ob eine solche Trennung vom Standpunkt der Demokratie
im allgemeinen und der Interessen des proletarischen Klassenkampfes im
besonderen zulässig ist.

Es genügt, sich den Kernpunkt des Programms der „national-kulturel-
len Autonomie" klar vorzustellen, um auf diese Frage ohne Schwanken zu
antworten: Sie ist entschieden unzulässig.

Solange verschiedene Nationen in einem Staat leben, sind sie mitein-
ander durch Millionen und Milliarden von Fäden wirtschaftlichen und
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rechtlichen Charakters sowie der ganzen Lebensweise verbunden. Wie
kann man da das Schulwesen aus diesem Zusammenhang herausreißen?
Kann man das Schulwesen der „Kompetenz" des Staates „entziehen", wie
die in ihrer plastischen Hervorhebung des Unsinns klassische bundistisdie
Formulierung lautet? Wenn die Ökonomik die in einem Staat lebenden
Nationen miteinander verbindet, so ist der Versuch, sie in den „kulturel-
len" und namentlich in den Schulfragen ein für allemal voneinander zu
trennen, sinnlos und reaktionär. Im Gegenteil, man muß im Schulwesen
die Vereinigung der Nationen anstreben, damit in der Schule das vor-
bereitet werde, was im Leben verwirklicht wird. Gegenwärtig haben wir
nichtgleichberechtigte Nationen mit ungleichem Entwicklungsniveau vor
uns; unter solchen Umständen wird die Trennung des Schulwesens nach
Nationalitäten fäktisdb unvermeidlich eine Versdbtedbterung für die rück-
ständigeren Nationen bedeuten. In den ehemaligen Sklavenhalterstaaten
im Süden der Vereinigten Staaten werden die Negerkinder noch heute in
besonderen Schulen unterrichtet, während im Norden Weiße und Neger
zusammen lernen. In Rußland entstand unlängst das Projekt einer „Natio-
nalisierung der jüdischen Schule", d.h. der Absonderung der jüdischen
Kinder von den Kindern anderer Nationalitäten in besonderen Schulen.
Es erübrigt sich, hinzuzufügen, daß das Projekt aus den reaktionärsten
Kreisen, den Kreisen Purischkewitschs, stammt.

Man kann kein Demokrat sein, solange man das Prinzip der Trennung
des Schulwesens nach Nationalitäten verficht. Wohlgemerkt: Wir be-
trachten die Frage vorläufig vom allgemein-demokratischen, d. h. vom
bürgerlich-demokratischen Standpunkt aus.

Unvergleichlich entschiedener muß man gegen die Trennung des Schul-
wesens nach Nationalitäten vom Standpunkt des proletarischen Klassen-
kampfes aus auftreten. Wem ist nicht bekannt, daß sich die Kapitalisten
aller Nationen eines Staates in Aktiengesellschaften, Kartellen, Trusts, in
Industriellenverbänden usw. gegen die Arbeiter gleich welcher Nationalität
aufs engste und untrennbar zusammenschließen? Wer weiß nicht, daß wir
in jedem beliebigen kapitalistischen Unternehmen, angefangen bei den
großen Werken, Gruben und Fabriken über die Handelsfirmen bis hin zu
den kapitalistischen landwirtschaftlichen Unternehmungen, stets und aus-
nahmslos eine buntere nationale Zusammensetzung der Arbeiter sehen als
in dem entlegenen, friedlichen und verschlafenen Dorf?
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Ein in der Stadt lebender Arbeiter, der den entwickelten Kapitalismus
am besten kennt und die Psychologie des Klassenkampfes am tiefsten,
durch sein ganzes Leben und vielleicht schon mit der Muttermilch in sich
aufgenommen hat, ein solcher Arbeiter muß unwillkürlich und unbedingt
zu der Erkenntnis kommen, daß die Trennung des Schulwesens nach
Nationalitäten nicht nur ein sdbädliches, sondern ein direkt schurkisches
und betrügerisches Unterfangen der "Kapitalisten ist. Die Arbeiter können
durch das Propagieren einer solchen Idee und noch mehr durch die Tren-
nung der Volksschulen nach Nationalitäten zersplittert, voneinander ge-
trennt und geschwächt werden, während den Kapitalisten, deren Kinder
aufs beste mit reichen Privatschulen und eigens angestellten Lehrern ver-
sorgt sind, in keinem 7al\ von irgendwelcher „national-kulturellen Auto-
nomie" irgendeine Zersplitterung oder irgendeine Schwächung drohen
kann.

In Wirklichkeit ist die „national-kulturelle Autonomie", d. h. die rest-
lose und absolut konsequente Trennung des Schulwesens nach Nationali-
täten, nicht von den Kapitalisten erdacht worden (die gebrauchen vor-
läufig etwas gröbere Mittel, um die Arbeiter zu zersplittern), sondern von
den opportunistischen, spießbürgerlichen Intellektuellen Österreichs. In
keinem der westeuropäischen, demokratischen Länder mit bunter natio-
naler Zusammensetzung ist von dieser genial-spießbürgerlichen und
genial-nationalistischen Idee auch nur eine Spur zu finden. Nur im Osten
Europas, in dem rückständigen, feudalen, klerikalen, bürokratischen
Österreich, wo jeglidhes soziale und politische Leben durch das elendig-
kleinliche Gezänk (ja schlimmer noch: durch die Raufereien) wegen der
Sprachen gehemmt ist, konnte diese Idee eines verzweifelten Kleinbürgers
entstehen. Wenn man schon Hund und Katze nicht versöhnen kann, dann
sollen wenigstens auf dem Gebiet des Schulwesens sämtliche Nationen
restlos und absolut konsequent in „nationalen Kurien" voneinander abge-
sondert werden! - das ist die Einstellung, die die alberne „national-kultu-
relle Autonomie" hervorgebracht hat. Das Proletariat, das sich seines
Internationalismus bewußt ist und ihn schätzt, wird sich auf diese Albern-
heit des verfeinerten Nationalismus niemals einlassen. '

Es ist kein Zufall, daß in Rußland nur sämtliche bürgerlichen
Parteien des Judentums, ferner (im Jahre 1907) die Konferenz der klein-
bürgerlichen Parteien der linken Volkstümler verschiedener Nationen und
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schließlich die kleinbürgerlichen, opportunistischen Elemente der cfuasi-
marxistischen Gruppen, d. h- die Bundisten und die Liquidatoren (die
letzteren hatten nicht einmal den Mut, dies offen und direkt, mit aller
Bestimmtheit zu tun), die „national-kulturelle Autonomie" angenommen
haben. Es ist kein Zufall, daß von der Tribüne der Reichsduma herab nur
der nationalistisch infizierte Halbliquidator Tschdienkeli und der Klein-
bürger Kerenski von der „national-kulturellen Autonomie" gesprochen
haben.

Es ist überhaupt komisch zu lesen, wie sich die Liquidatoren und die
Bundisten in dieser Frage auf Österreich berufen. Erstens, warum muß
man den rückständigsten von allen Nationalitätenstaaten als Vorbild
nehmen? Warum nicht den fortschrittlichsten? Das ist doch eine den Ge-
pflogenheiten der schlechten russischen Liberalen, d. h. der Kadetten, ähn-
liche Methode, die die Vorbilder für eine Verfassung vor allen Dingen in
den rückständigen Staaten, in Preußen und Österreich, und nicht in den
fortschrittlichen, nicht in Frankreich, der Schweiz und Amerika, suchen!

Zweitens verschlechtern die russischen nationalistischen Kleinbürger,
d. h. die Bundisten, die Liquidatoren, die linken Volkstümler usw. ihrer-
seits noch besonders das von ihnen gewählte österreichische Beispiel. Bei
uns verwenden am meisten und in erster Linie gerade die Bundisten (plus
sämtliche bürgerlichen Parteien des Judentums, in deren Schlepptau sich -
ohne das immer zu merken - die Bundisten befinden) in ihrer Propaganda
und Agitation den Plan der „national-kulturellen Autonomie". Indessen
hat gerade in der Heimat der Idee der „national-kulturellen Autonomie",
in Österreich, der Urheber dieser Idee, Otto Bauer, ein besonderes Ka-
pitel seines Buches dem Nachweis gewidmet, daß es unmöglich sei, diese
Idee der „national-kulturellen Autonomie" auf die Juden anzuwenden!

Daß Otto Bauer die einzige exterritoriale (kein eigenes Wohngebiet
besitzende) Nation aus dem Plan der exterritorialen Autonomie der
Nationen ausgeschlossen hat, beweist besser als lange Reden, wie wenig
konsequent er ist und wie wenig er an seine Idee glaubt.

Das zeigt, wie die Bundisten die altmodischen Pläne Europas aufgreifen,
seine Fehler dabei. verzehnfachen und „in Weiterentwicklung" dieser
Fehler bis zur Absurdität gelangen.

Denn - und das drittens - die österreichischen Sozialdemokraten haben
auf dem Brünner Parteitag (1899) das ihnen vorgelegte Programm der
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„national-kulturellen Autonomie" ab g et ebnt. Sie haben lediglich ein
Kompromiß in Form eines Bundes aller national abgegrenzten Q ebi e t e
des Staates angenommen. In diesem Kompromiß gibt es weder die
Exterritorialität noch die Trennung des Schulwesens nach Nationali-
täten. Nach diesem Kompromißprojekt wird das Schulwesen in den (im
kapitalistischen Sinne) am weitesten fortgeschrittenen Siedlungen, den
Städten, Fabriken, Gruben, den großen ländlichen Besitzungen usw.,
nidht nach Nationalitäten zersplittert.

Die Arbeiterklasse in Rußland hat die reaktionäre, schädliche, klein-
bürgerliche, nationalistische Idee der „national-kulturellen Autonomie"
bekämpft und wird sie weiter bekämpfen.

„Sa Vrawdu" 3Vr. 46, Tina] dem Jexf der
28. November i9!3. „Sa Vrawdu".



503

DIE GRÜPPCHEN IM AUSLAND
UND DIE RUSSISCHEN LIQUIDATOREN

In Nr. 86 der „Nowaja Rabotschaja Gaseta" ist ein gegen die Sozial-
demokratie gerichteter Schmähartikel veröffentlicht, der trotz der in ihm
enthaltenen Schmähungen und trotz der schon allen lästig gewordenen
Methoden der Insinuation Beachtung verdient.

Der Artikel heißt: „Die sozialdemokratische Presse Deutschlands über
die Spaltung". Beachtung verdient dieser Artikel deshalb, weil er den
russischen Arbeitern eine Sache außerordentlich anschaulich klarmacht,
von der sie bis jetzt nichts wissen, die man aber wissen muß.

TAan muß wissen, was für Intrigen gegen die sozialdemokratische Orga-
nisation in Rußland bei den Auslandsgrüppchen der russischen Sozial-
demokraten im Schwange sind, denn die Unkenntnis darüber verurteilt
viele russische Sozialdemokraten ständig und unvermeidlich zu komischen
und tragikomischen Fehlern.

Der Artikel der Liquidatoren beginnt in Kursivschrift: „ÜNicfot eine
einzige Stimme ertönte bis jetzt in den Reihen der deutschen Sozialdemo-
kratie" für die Spaltung (als „Spaltung" bezeichnen die Herren Liquida-
toren den Aufbau der marxistischen Organisation gegen die Liquida-
toren).

Man beachte diese Kursivschrift im ersten Satz des Artikels: „"Nidit
eine einzige Stimme!"

Eine abgedroschene Methode bürgerlicher Schreiberseelen: nicht alle
lesen die Zeitung bis zu Ende, das effektvolle erste Wort eines Artikels
aber sieht jeder... ^

Man lese den Artikel der Liquidatoren weiter: da ist die Äußerung
des Frankfurter Blattes. Offensichtlich für die Liquidatoren. Dabei wird
verschwiegen, daß die Zeitung opportunistisch eingestellt ist!!
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Liebe Liquidatoren! Haltet ihr die russischen Arbeiter wirklich für
Dummköpfe, die vom Opportunismus unter den deutschen Sozialdemo-
kraten und von der ständigen Unterstützung der „Nascha Sarja" durch
die pseudo-„Sozialistischen Monatshefte", das Hauptorgan der deutschen
Opportunisten, nichts wissen?

Lesen wir weiter. Die Äußerung des Dresdener Blattes. Es verurteilt
die Spaltung überhaupt. Weder über die Sympathien der Zeitung in den
russischen noch über ihre Richtung in den deutschen Angelegenheiten wird
etwas gesagt. Die Liquidatoren wollen die russischen Arbeiter nicht auf-
klären, sondern durch Verschweigen einer Reihe von Tatsachen betrügen

Lesen wir weiter. Das Leipziger sozialdemokratische Organ

„brachte vor zwei Wochen eine Korrespondenz aus Rußland, in der die
Sache in einem für die Spalter recht günstigen Sinne beleuchtet wird".

So heißt es wörtlich in der Zeitung der Liquidatoren. Und natürlich
gänzlich ohne Kursivschrift.

Und natürlich kein Wort, kein Wörtchen, kein Ton über den Inhalt
dieses „unangenehmen" Artikels!! Oh, wir sind große Meister kleiner
Tricks und kläglicher Intrigen!

Einerseits „nidbt eine einzige Stimme" in Kursivschrift, anderseits aber
erweist sich die einzige Korrespondenz aus Rußland als in einem
für die Gegner des Liquidatorentums „recht günstigen Sinne" geschrieben.

Lesen wir weiter:

„In der Nummer (der Leipziger sozialdemokratischen Zeitung) vom 15. No-
vember* findet sich ein umfangreicher redaktioneller (hervorgehoben von den
Liquidatoren!!!) Artikel..."

aus dem nur die zugunsten der Liquidatoren sprechenden Stellen zitiert
werden.

Russische Arbeiter! Es ist Zeit, daß ihr es lernt, die Lüge der Liquida-
toren zu entlarven.

Ein „redaktioneller" Artikel - „redaktionell" von den Liquidatoren
kursiv geschrieben. Das ist gelogen. Der Artikel ist mit den Initialen
J. K.117 gezeichnet, d. h., er erschien gerade nidht als redaktioneller Artikel,
sondern als Artikel eines einzelnen Mitarbeiters!!!

* Gemeint ist die Nummer vom 28. November (nadi altem Stil der 15.).
Der Tibers.
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Die Liquidatoren betrügen die russischen Arbeiter auf ganz schamlose
und freche Weise.

Das ist noch nicht alles. Die Liquidatoren verheimlichten, daß in dem-
selben Artikel die Sieben als „skrupellose Spalter" bezeichnet wird,
weil sie Jagiello entgegen dem Willen der polnischen Sozialdemokraten
aufgenommen hat!!

Das ist noch nicht alles. Die Liquidatoren verheimlichten eine Tatsache,
die jedem politisch bewanderten Menschen klar ist. Der Artikel J. K.s ist
von einem Jyszkianer geschrieben. Das geht aus allem hervor. Die
„Tyszkianer" sind der Berliner Zirkel um Rosa Luxemburg, Tyszka und
Co., der eine unglaublich gemeine Verdächtigung über das Vorhandensein
von Lockspitzeln in den Reihen der Warschauer sozialdemokratischen
Organisation in Umlauf gesetzt hat. Selbst der „Lutsch" hat (freilich erst,
nachdem Jagiello eingeschleust worden war!) zugegeben, daß das eine
Gemeinheit ist. Selbst die „Nowaja Rabotschaja Gaseta" hat wiederholt
festgestellt, daß die „Tyszkianer", wenn sie das Arbeiterversicherungs-
kartell bekämpfen, dem der „Bund", die PPS-Lewica und die polnischen
Sozialdemokraten (die Warschauer natürlich, nicht die Tyszkianer) an-
gehören, nicht die polnischen sozialdemokratischen Arbeiter Warschaus
vertreten.

Und jetzt also klammern sich die Liquidatoren, um die russischen Ar-
beiter zu betrügen, an die Rockschöße der Tyszkianer. Der Ertrinkende
klammert sich an einen Strohhalm (selbst wenn dieser schmutzig und
verfault ist).

In dem Artikel des Tyszkianers J. K. kommt, wie überhaupt in allen
Artikeln und Reden der Tyszkianer, der eine Wunsch zum Vorschein:
die Spaltung zum Intrigieren auszunutzen, daraus ein „politisches Kapi-
tälchen" zu schlagen. Wichtigtuerei von Grüppchen, die von der Arbeiter-
bewegung Rußlands „losgerissen" sind, Intrigen auf dieser Grundlage,
süßliche Phrasen anstatt eines Studiums der in Rußland vor sich gehenden
Entwicklung - das ist das Wesen der „Tyszka-Politik", das ist die Be-
schäftigung von neun Zehnteln der selbständigen und „unabhängigen"
Auslandsgrüppchen.

Jetzt scheinen sie aufzuleben, in der Hoffnung, die Spaltung zwischen
der Sechs und der Sieben „ausschlachten" zu können . . .

Vergebliche Hoffnung! Die russischen sozialdemokratischen Arbeiter

33 Lenin, Werke, Bd. 19
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sind bereits so gereift, daß sie, ihrer Mehrheit folgend, das Schicksal ihrer
Organisation selbst bestimmen und die Intrigen der Auslahdsgrüppchen
verächtlich hinwegwischen werden. In der deutschen sozialdemokratischen
Presse schreiben sehr oft Mitglieder solcher Grüppdien vom Standpunkt
dieser Grüppchen aus, doch es ist nicht schwer, diese Gesellschaft „an den
Ohren" zu erkennen.

„Sa Vrawdu" TSr. 46, I^adi dem 7ext der
28. November i913. .Sa Pratvdu".
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DER KADETT MAKLAKOW
UND DER SOZIALDEMOKRAT PETROWSKI

Es ist schon ziemlich lange her, seit der Sozialdemokrat Petrowski in
der Reichsduma zur Frage der Geschäftsordnung sprach und ihm vom
Präsidenten wegen „scharfer Ausdrücke" gegen einen Minister und ähn-
licher Dinge das Wort entzogen wurde. Vom Standpunkt der „Aktualität"
im engen Sinne ist dieser Vorfall wohl bereits veraltet. Doch im Grunde
genommen verdienen die Reden Petrowskis und des Kadetten Maklakow
größere Beachtung als eine gewöhnliche „Tagesneuigkeit".

Der Kadett Maklakow sprach in der Reichsduma über die neue Ge-
schäftsordnung. Dieser Herr ist der Verfasser der Geschäftsordnung und
Berichterstatter der Geschäftsordnungskommission. Und nun tritt der
konstitutionelle Demokrat Maklakow in einer ganzen Reihe von Fragen
gegen die konstitutionell-demokratische Fraktion auf und setzt mit Hilfe
der Oktobristen und der Rechten gegen die Stimmen der Opposition eine
äußerst reaktionäre Geschäftsordnung durch.

Das ist nicht neu. Längst ist bekannt, daß W. Maklakow der Liebling
der Oktobristen, daß er im Grunde genommen ein Oktobrist ist. Jene
hödbst bedeutsame Tatsache unseres öffentlichen Lebens aber, die durch
diesen längst bekannten Umstand bloßgelegt wird, verdient stärkste Be-
achtung.

Vor unseren Augen knebelt ein prominenter Kadett in einer Frage, in
der die Duma relativ weniger machtlos ist als in anderen Fragen, selbst
die "Dumafreiheit mit Hilfe der Rechten und der Oktobristen!! Der Sozial-
demokrat Petrowski hatte mit seinen scharfen Äußerungen über einen
solchen Meister der politischen Gaunerei tausendmal recht.

Wo liegt hier aber der Kern der Sache? Ist die Haltung W. Maklakows
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deshalb unaufrichtig, weil Herr W. A. Maklakow persönlich unaufridbtig
ist? Natürlich nicht.'Das heißt, nicht darum geht es.

So wie die Beilis-Affäre118 interessant und von Bedeutung ist, weil sie
den Hintergrund unserer Innenpolitik, ihre Verborgene „Mechanik" usw.
besonders grell beleuchtet hat, so beleuchtet der (verhältnismäßig) gering-
fügige Fall der Reden W. Maklakows gegen die Kadetten und gegen die
Dumafreiheit zum hundertsten und aber hundertsten Male das wahre
Wesen der Partei unserer liberalen Bourgeoisie in Rußland.

Der Kampf zwischen Kadetten und Oktobristen ist ein Kampf von
Konkurrenten, deshalb wird er so scharf und so prinzipienlos geführt.
Der Liebling der Oktobristen und Würger der Dumafreiheit, W. Makla-
kow, konnte eine „Leuchte" der Kadetten gerade deshalb und nur deshalb
werden, weil die Kadetten zusammen mit den Oktobristen auf ein und
demselben Xlassenboden stehen. Sie sind verschiedene Flügel oder Ver-
treter verschiedener Schattierungen der liberalen Bourgeoisie, die die
Demokratie mehr fürchtet als die Purischkewitsch.

Das ist wesentlich. Das ist wichtig. Das ist das Wesen der Politik. Hier
liegt die Wurzel der erstaunlichen politischen Ohnmacht unserer Bour-
geoisie, bei all ihrer wirtschaftlichen Macht.

Der Sozialdemokrat Petrowski erfüllte die Pflicht eines Demokraten,
als er den die Dumafreiheit knebelnden Herrn W. Maklakow angriff. Es
kann in Rußland keine Freiheit geben, solange die breiten Massen der
Demokratie nicht gelernt haben, die Herren W. Maklakow wie auch die
solche Helden hervorbringenden Parteien zu verachten.

„Sa Trawdu" Nr. 47, TJadh dem 7ext der
29. November i9i3. „Sa Vrawdu".
Untersäirifi: M.
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ZABERN

Es gibt in der Politik „Vorfälle", durch die das Wesen einer bestimmten
Ordnung der Dinge irgendwie schlagartig, aus einem verhältnismäßig
geringfügigen Anlaß, mit ungewöhnlicher. Wucht und Deutlichkeit zutage
tritt.

Zabern ist ein kleines Städtchen im Elsaß. Vor mehr als 40 Jahren
wurde das Elsaß durch die siegreichen Preußen von Frankreich losgerissen
(unter heftigem Protest einer einzigen Partei in Deutschland - der Sozial-
demokraten). Mehr als 40 Jahre lang wurde die französische Bevölkerung
des Elsaß mit Gewalt „germanisiert", wurde ihr mit allen nur erdenklichen
Druckmitteln die königlich preußische Feldwebel- und Bürokratendisziplin
„beigebracht", die sich „deutsche Kultur" nennt. Doch die Elsässer ant-
worteten darauf mit ihrem Protestlied: „Ihr habt unser Elsaß genommen,
unser Lothringen, ihr könnt unsere Äcker germanisieren, aber unsere
Herzen werdet ihr niemals beherrschen - niemals."

Und nun hat ein preußischer Adliger, der blutjunge Offizier Forstner,
die Sache zur Explosion getrieben. Er beschimpfte die elsässische Bevölke-
rung aufs gröbste („Wackes" - ein grobes Schimpfwort). Millionenmal
haben sich die deutschen Purischkewitsch in den Kasernen eine solche
Sprache erlaubt, und immer ging es gut ab. Einmal mehr . . . und es ging
schief!

Was sich in Jahrzehnten der Unterdrückung, der Schikanen und Belei-
digungen, in den Jahrzehnten gewaltsamer Verpreußung angesammelt
hatte, ist nun zum Ausbruch gekommen. Nicht, daß sich die französische
Kultur gegen die deutsche erhoben hätte - die Dreyfus-Affäre119 hat
seinerzeit gezeigt, daß es eine brutale, zu jeder Art von Untat, Barbarei,
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Gewalt, Verbrechen fähige Militärclique in Frankreich nicht weniger gibt
als in irgendeinem anderen Land. Nein, nicht die französische Kultur hat
sich gegen die deutsche erhoben, sondern die in mehreren französischen
Revolutionen erzogene Demokratie hat sich gegen den Absolutismus er-
hoben.

Der Entrüstungssturm der Bevölkerung, die Erbitterung gegen die preu-
ßischen Offiziere, ihre Verhöhnung durch die freiheitliebende, stolze
französische Volksmenge, die rasende Wut der preußischen Soldateska,
die willkürlichen Verhaftungen und Mißhandlungen der Bevölkerung -
all das hat in Zabern (und darauf fast im ganzen Elsaß) zu einer „An-
archie" geführt, wie sich die bürgerlichen Zeitungen ausdrücken. Der
junkerliche, „oktobristische", pfäf fische Deutsche Reichstag hat mit gewal-
tiger Stimmenmehrheit eine Resolution gegen die deutsche Reichsregie-
rung angenommen.

„Anarchie" - ein törichtes Wort. Es setzt voraus, daß es in Deutsch-
land eine „feststehende" bürgerliche Rechtsordnung gab und gibt, die -
infolge irgendeiner teuflischen Einflüsterung! - durchbrochen worden ist.
Das Wort „Anarchie" ist ganz vom Geist der offiziellen, vor den Guts-
besitzern und der Militärclique liebedienernden deutschen Universitäts-
„wissenschaft" (mit Verlaub zu sagen, Wissenschaft) durchtränkt, welche
die außergewöhnliche „ QesetzHdhkeit" in Deutschland lobpreist.

Der Vorfall in Zabern hat gezeigt, daß Marx recht hatte, als er vor
bald 40 Jahren das deutsche Staatssystem als einen „mit parlamentarischen
Formen verbrämten . . . Militärdespotismus" bezeichnete.120 Marx hatte
das wahre Wesen der deutschen „Verfassung" hunderttausendmal tiefer
erfaßt als die Hunderte von Professoren, Pfaffen und Publizisten der
Bourgeoisie, die den „Rechtsstaat" verherrlichten. Diese krochen vor den
Erfolgen und dem Triumph der deutschen Machthaber auf dem Bauch.
Er beurteilte das Klassenwesen der Politik, wobei er sich nicht von einer
gegebenen „Wendung" der Ereignisse, sondern von den gesamten Er-
fahrungen der internationalen Demokratie und der internationalen Ar-
beiterbewegung leiten ließ.

Nicht die „Anarchie" ist in Zabern „ausgebrochen", sondern die wahre
Ordnung in Deutschland, die Säbelherrschaft des halbfeudalen preußi-
schen Grundbesitzers hat sich verschärft und ist ans Licht getreten. Wenn
die deutsche Bourgeoisie Ehrgefühl hätte, wenn sie Verstand und Ge-
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wissen hätte, wenn sie glaubte, was sie spricht, wenn bei ihr Wort und
Tat nicht auseinandergingen — mit einem Wort, wenn sie nidht eine Bour-
geoisie wäre, die einem nach Millionen zählenden sozialistischen Prole-
tariat von Angesicht zu Angesicht gegenübersteht - , sie würde „anläßlich"
des „Vorfalls" in Zabern republikanisch. So aber wird sich die Sache auf
platonische Proteste bürgerlicher Politikaster - im Parlament beschränken.

Doch außerhalb des Parlaments wird es damit nicht sein Bewenden
haben. Die Stimmung unter den Massen des deutschen Kleinbürgertums
hat sich geändert und ändert sich. Die Verhältnisse haben sich geändert,
die wirtschaftlichen Umstände haben sich geändert, und sämtliche Pfeiler
der „ruhigen" Herrschaft des adlig-preußischen Säbels sind unterhöhlt.
Der Lauf der Dinge treibt die Bourgeoisie gegen ihren Willen einer tief-
gehenden politischen Krise entgegen.

Vorbei die Zeit, da der „deutsche Michel" unter der Obhut der preußi-
schen Purischkewitsch und bei außerordentlich günstigem Verlauf der
kapitalistischen Entwicklung in Deutschland friedlich schlummerte. Der
allgemeine und völlige Zusammenbruch reift unaufhaltsam heran und
rückt näher . . .

„Sa Prawdu" Nr. 47, Nadb dem 7ext der
29. November 1913. .Sa Trawdu".
Vntersdbrift: W. 1.
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Z U D E N B E S C H L Ü S S E N D E S B Ü R O S m

Heute, Montag, den 2. (15.) Dezember, ist - zunächst nur aus einem
kurzen Telegramm - der Beschluß bekannt geworden, den gestern das
Büro zu den russischen Angelegenheiten gefaßt hat. Plechanow erklärte
schriftlich seinen Rücktritt, d. h. ist selbst um seinen Rücktritt einge-
kommen.

Das Organisationskomitee (die leitende Instanz der Liquidatoren) ist
affiliiert worden, d. h. hat das Recht der Vertretung im Büro erhalten.

(Hierzu muß man bemerken, daß nicht nur die alleropportunistischsten
Parteien, sondern sogar Arbeiterorganisationen, die nur halb als Partei
zu betrachten sind, entsprechend den Satzungen affiliiert werden können.
Affiliiert sind die opportunistischsten Gruppen der Engländer; folglich
war auch die Affiliation des OK nicht zu verhindern.)

Was aber ist dabei herausgekommen? Daß Plechanow von den Liqui-
datoren verdrängt wurde! Sollten die Liquidatoren aus diesem Anlaß zu
triumphieren versuchen, so muß man ihnen antworten: Ihr beudbelt, An-
hänger der Einheit zu sein. Die Herren Liquidatoren haben erreicht, daß
sie Plechanows Platz einnehmen. Das ist das faktische Ergebnis. Mögen
alle Arbeiter und besonders die menschewistischen beurteilen, ob die
Liquidatoren die Einheit ehrlich erstreben, ob ehrliche Anhänger der Ein-
heit Plechanow nicht den Vorrang geben würden. Sollte es wirklich einen
solch naiven Menschen geben, der glauben kann, daß die Ersetzung
Plechanows durch einen Liquidator ein Schritt zur Einheit und nicht
weg von der Einheit ist?

Auf jeden Fall kann ich der Redaktion eine solche Notiz empfehlen,
falls die Liquidatoren irgendein dummes Frohlocken gezeigt haben soll-
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ten. Man kann noch (später) hinzufügen, daß die OK-Leute (= Liquida-
toren) durch die Affiliation die Verpflichtung eingegangen sind, ein
Qam es zu bilden, d. h. eine Partei. Wahrscheinlich eine legale Partei,
meine Herren? Nun, wir werden ja sehen!

Schließlich wurde, wie es im Telegramm heißt, „die Vereinigung der
Exekutive übertragen". Das bedeutet, daß das Exekutivkomitee des Büros
(= Vandervelde + Bertrand + Anseele + der Sekretär Huysmans) den
Auftrag hat, Maßnahmen zu ergreifen oder Schritte zu unternehmen, um
die Einheit wiederherzustellen.

Das geschah offensichtlich (oder wahrscheinlich) ohne Vorwurf uns
gegenüber. Dann ist es für uns durchaus annehmbar. Man muß sagen, daß
das Exekutivkomitee des Büros immer und unbedingt verpflichtet ist, sich
um die Einheit zu kümmern, und bereits vor zwei Jahren beriet sich
Huysmans, der Sekretär des Büros, schriftlich mit Lenin darüber, welche
Maßnahmen als Schritte zur Einheit ergriffen werden müßten. Folglich ist
der Auftrag an die Exekutive, wie gesagt, für uns durchaus annehmbar,
und irgendwelche falschen Auslegungen durch die Liquidatoren wären
einfach Lügen.

über die Sieben und die Sechs ist nichts in dem Telegramm gesagt. Wir
wissen jedoch aus einem Brief, daß zu Beginn der Bürositzung bei der
Verlesung der Anwesenden ein Liquidator aufgerufen wurde. Daraufhin
erklärte unser Vertreter, daß die Sechs den Liquidator nicht gewählt hätte,
worauf Huysmans mit einem Hinweis auf die Satzungen antwortete, kraft
deren (von den sozialistischen Parlamentsfraktionen) nur die Mehrheit
eine Vertretung habe, unabhängig von ihrer Parteizugehörigkeit. Deshalb
ist es wohl auch dabei geblieben: Der Liquidator als Vertreter der Sieben
bzw. der Acht. Lauten die Satzungen so (wir werden das prüfen,- zunächst
mußte man sich mit der offiziellen Erläuterung der Satzungen des Büros
durch den Sekretär des Büros in der offiziellen Sitzung begnügen), so
taten wir gut daran, daß wir nicht umsonst Kräfte verschwendeten und
„in Aktion traten", hinfuhren, forderten. Eine praktische Bedeutung hat
das nicht. Darüber in der Presse zu schreiben ist unangebracht. Sollten die
Liquidatoren frohlocken, so werden wir ihnen wieder antworten: Ihr
heuchelt, Anhänger der Einheit zu sein, ihr verstoßt gegen den Willen der
Mehrheit der klassenbewußten Arbeiter.

Das Resultat ist also so, wie wir vorher geschrieben haben.
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Wie aus dem Brief unseres Vertreters noch zu ersehen ist, suchten die
Liquidatoren Kautsky (der deutscher Delegierter war) zu bewegen, sich
dafür zu verwenden, daß zur Frage der Einheit eine Kommission ein-
gesetzt wird. Kautsky aber tadelte Rosa Luxemburgs Angriffe auf Lenin
und erklärte, daß man vom Ausland her nichts machen könne; die russi-
schen Arbeiter müßten die Einheit fordern.

Wir wollen die Bestätigung dieser Worte abwarten. Wir sind gerade für
die Einheit gemäß dem Willen der Mehrheit der klassenbewußten Arbei-
ter Rußlands.

So ist die Sachlage nach den zur Zeit vorliegenden Informationen.

geschrieben am 2. (i5j Dezember i9l3.
Zum erstenmal veröffentlicht. Tüadb dem Manuskript.
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ÜBER DIE ARBEITEREINHEIT

Die Polemik der „Nowaja Rabotschaja Gaseta" gegen die sechs Arbei-
terabgeordneten nimmt in der letzten Zeit immer weniger sachlichen,
immer weniger prinzipiellen, immer mehr „intriganten" Charakter an.
lim so notwendiger ist es, diese Polemik auf eine ernsthafte Analyse der
strittigen Fragen zurückzuführen. Darin wird gewiß jeder klassenbewußte
Arbeiter mit uns übereinstimmen.

Wir haben da „klingende Namen" vor uns, mit denen die Liquidatoren
anrücken. Zereteli und Gegetsdikori verurteilen die Sechs, die „leitende
Instanz" der Augustkonferenz (1912) verurteilt sie ebenfalls. Zum
tausendundersten Male wird die Sechs als Spalter beschimpft und wird
die „Einheit" proklamiert.

Zum tausendundersten Male werden wir, ohne uns durch das Ge-
schimpfe und Geschrei beirren zu lassen, die Arbeiter in aller Ruhe auf-
fordern, über die Frage nachzudenken und sie zu studieren.

Die Arbeiterklasse braucht die Einheit. Die Einheit kann nur durch eine
einheitliche Organisation verwirklicht werden, deren Beschlüsse von allen
klassenbewußten Arbeitern nach bestem Wissen und Gewissen durch-
geführt werden. Eine Frage beraten, die verschiedenen Meinungen äußern
und anhören, die Ansicht der Mehrheit der organisierten Marxisten ermit-
teln, diese Ansicht in einem Beschluß zum Ausdruck bringen, diesen Be-
schluß gewissenhaft durchführen - das bezeichnet man überall in der
Welt, das bezeichnen alle vernünftigen Menschen als Einheit. Und eine
solche Einheit ist der Arbeiterklasse unendlich teuer, unendlich wichtig.
Zersplittert sind die Arbeiter nichts. Vereint sind die Arbeiter alles.

Es fragt sich nun: gibt es Unterlagen, auf Grund deren jeder Massen-
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bewußte Arbeiter, der die strittige Frage selbständig untersuchen will, sich
über die Verwirklichung der Einheit unter den sozialdemokratischen Ar-
beitern während der letzten Jahre ein Urteil bilden könnte?

Man muß.sich bemühen, derartige Unterlagen zu sammeln, muß sie
überprüfen, muß sie veröffentlichen als Material zur Aufklärung, zum
Zusammenschluß und zur Organisierung der Arbeiter.

Vom April 1912 an bestand die „Prawda", deren Richtung stets (dies
hat kein einziger von ihren Gegnern bestritten) genau mit den Beschlüssen
übereinstimmte, die seitdem dreimal (einmal 1912 und zweimal 1913) von
der leitenden Instanz der Marxisten gefaßt wurden. Von wieviel Arbeitern
wurden diese Beschlüsse (zu allen Fragen des Arbeiterlebens, insgesamt
waren es etwa vierzig Beschlüsse) anerkannt und in die Tat umgesetzt?

Auf diese - offensichtlich sehr wichtige und interessante - Frage kann
man nur eine ungefähre Antwort geben, die aber auf ganz exakten, ob-
jektiven und nidbt einseitig zusammengestellten Tatsachen beruht. In den
Jahren 1912 und 1913 gab es größtenteils zwei Arbeiterzeitungen, die
verschiedene Ansichten vor den Arbeitermassen vertraten. Beide Zeitun-
gen veröffentlichten Berichte über Arbeitergruppen, die zur Unterstützung
der einen oder der anderen Zeitung Geldsammlungen durchgeführt hatten.
Es braucht nicht gesagt zu werden, daß die Arbeitergruppen, die einer be-
stimmten Zeitung eine Unterstützung zukommen ließen, damit durch die
Tat (und nicht nur in Worten) ihre Sympathie für deren Richtung sowie
ihre Entschlossenheit bekundeten, die Beschlüsse zu verfechten, für die sich
diese Zeitung einsetzt.

Die Veröffentlichung dieser Angaben in den beiden im Streit liegenden
Zeitungen ist die beste Garantie gegen Fehler, da sie von den interessier-
ten Arbeitern selbst korrigiert würden. Hier diese Angaben, die schon
viele Male publiziert und kein einziges TAal von jemandem widerlegt oder
durch andere Angaben ersetzt worden sind: in der Zeit von fast zwei
Jahren, vom Januar 1912 bis Oktober 1913, wurden für den „Lutsch" von
556, für die „Prawda" von 2181 und für die Moskauer Arbeiterzeitung
von 395 Arbeitergruppen Sammlungen durchgeführt.

Man kann ohne weiteres sagen, daß kein Mensch, wenn er nicht durch
irgendwelche besonderen Umstände verblendet ist, Bedenken tragen wird,
anzuerkennen, daß die Mehrheit (und zwar eine gewaltige) hinter den
„Prawdisten" steht. Die Prawdisten schaffen - langsam, aber beharrlich -
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die wirkliche Einheit der Arbeiter, die geeint sind durch einheitliche, ge-
wissenhaft von ihnen durchgeführte Beschlüsse. Zum erstenmal in Ruß-
land vereinigt eine marxistische Tageszeitung, die die einheitlichen und
exakten Beschlüsse konsequent verficht, für eine so lange Zeit immer syste-
matischer und fester die über das ganze Land verstreuten Arbeitergruppen.

Das ist die Einheit der Arbeiter in der Tat und nicht nur in Worten! Das
ist natürlich bei weitem noch nicht alles, aber es ist bereits eine Tat, es
sind nicht nur Worte, ist nicht nur bloße Reklame.

Aber Zereteli, Gegetschkori und die „leitende Augustinstanz" um-
gehen, wie alle übrigen Liquidatoren, hartnäckig die Tatsachen!!

Sie reden viel über „Einheit", wollen aber nicht zugeben, daß gerade
die Liquidatoren, die unter den klassenbewußten Arbeitern eine offen-
kundige Minderheit darstellen, es sind, die die Einheit verletzen, indem
sie den Willen der Mehrheit sabotieren!!

Keine Rhetorik, kein Geschrei und keine Schimpfworte vermögen diese
einfache und klare Tatsache zu widerlegen. Nur mit einem Lächeln kön-
nen wir die Berufung der „leitenden August- usw." auf verschiedene
„Körperschaften" und Gruppen aufnehmen, überlegt doch, Herrschaften:
was sind diese „Körperschaften und Gruppen" wert, wenn hinter ihnen
überhaupt keine Arbeiter stehen oder nur eine offenkundige Minderheit?
Solche „Körperschaften und Gruppen" sind eben Sfialtergruppen, wenn
sie nicht alle Arbeiter auffordern, den Willen der Mehrheit zu erfüllen.

Die Erfahrungen der zweijährigen Belebung der Arbeiterbewegung be-
stätigen immer mehr die Ansidhten der Prawdisten. Die Erfahrungen bei
der Vereinigung der Arbeiter Rußlands auf dem Boden der klaren Be-
schlüsse der Marxisten zeigen immer deutlicher die Erfolge, das Wachs-
tum und die Kraft unserer Organisation. Es versteht sich, daß wir noch
kühner und schneller auf diesem Weg weiterschreiten werden, ohne uns
durch Geschimpf, Geschrei oder irgend etwas anderes beirren zu lassen.

„Sa Prawdu" Nr. 50, Nad} dem 7ext der
3. Dezember 1913. .Sa Trawdu".
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HARTNÄCKIGKEIT BEI DER VERFECHTUNG
EINER SCHLECHTEN SACHE

Die Herren Liquidatoren bleiben hartnäckig bei der Verfechtung des
oktobristischen Paragraphen, der in ihren Gesetzentwurf über die Frei-
heiten „hineingeraten" ist. Es ist dies der Paragraph 5, der die Koalitions-
freiheit spitzfindig mit der Bemerkung begrenzt, Handlungen der Arbei-
ter seien nicht strafbar, „insofern sie nicht überhaupt eine strafrechtlich zu
verfolgende Handlung darstellen".

Daß dieser Paragraph reaktionär ist, springt in die Augen. Es ist klar,
daß wirkliche Sozialdemokraten, wenn sie über diese Rechtsverdrehung zu
sprechen hätten, das Gegenteil sagen würden - d. h., sie würden entweder
erklären, daß im Zusammenhang mit einem Streik, aus Gründen der Hilfe
für die unterdrückten Genossen begangene Handlungen nicht strafbar
seien, oder zumindest, daß ihre Strafbarkeit gemildert werden müsse.

Es ist klar, daß die Liquidatoren diesen reaktionären Paragraphen aus
ihrem Gesetzentwurf werden streichen müssen: Die Arbeiter werden die
Liquidatoren dazu zwingen.

Anstatt nun den Fehler offen zuzugeben, drehen und wenden sich die
Liquidatoren (von Burenin-Gamma122 geführt) und lügen kläglich. Herr
Gorski behauptet in der „Nowaja Likwidatorskaja Gaseta"123, auf Bera-
tungen im Ausland seien (vor 3-4 Jahren)124 „unter engster Mitwirkung
N. Lenins" derartige Artikel in einen Gesetzentwurf über die Streiks auf-
genommen worden.

D a s ist eine einzige L ü g e .
Auf den Beratungen im Ausland wurde die Arbeit so eingeteilt, daß

Unterkommissionen die Entwürfe ausarbeiteten, während die Gesamt-
kommission gewisse Hauptfragen behandelte. An der Unterkommission
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für die Streikfrage nahm Lenin überhaupt nicht teil (er war in der Unter-
kpmmission für den Achtstundentag). Und in der Gesamtkommission
sprach Lenin gegen jeden Punkt, der die strafrechtliche Verfolgung zu-
läßt oder anerkennt!!

Herr Gorski will den Entwurf irgendeines Th. D. (eines ehemaligen
Mitglieds der Unterkommission für die Streikfrage!) auf Lenin abwälzen.
Das wird Ihnen nicht gelingen, meine Herren!

Herr Burenin-Gamma benutzte zur Verfechtung der schlechten Sache
noch ein anderes faules Argument.

„Sie (die Sozialdemokraten)", schrieb er, „müssen ihren Klassenkampf
innerhalb gewisser Grenzen führen, aus Respekt nicht vor der bürgerlichen
Gesetzlichkeit', sondern vor dem moralischen Rechtsempfinden der breiten
Volksmassen."

Das ist ein Argument, würdig eines Spießbürgers!
Innerhalb gewisser Grenzen, Herr Liquidator, führen wir unseren

Klassenkampf aus Gründen der Zweckmäßigkeit, indem wir nichts zulas-
sen, was geeignet wäre, unsere Reihen (unter gewissen Umständen) zu
desorganisieren oder den Ansturm des Feindes gegen uns zu einer Zeit zu
erleichtern, wo dies nur für die andere Seite von Vorteil wäre usw. Da der
Liquidator diese wirklichen Gründe nicht versteht, gerät er in den oppor-
tunistischen Sumpf. Wer sind die breiten Volksmassen? Das sind die
zurückgebliebenen Proletarier und Kleinbürger, die voll von spießbürger-
lichen, nationalistischen, reaktionären, klerikalen und ähnlichen Vorurtei-
len sind.

Wie können wir denn vor dem „moralischen Rechtsempfinden" z. B. des
Antisemitismus „Respekt" haben, der sich, wie nicht unbekannt ist, sehr
oft sogar im Bewußtsein „breiter Volksmassen" z. B. Wiens (einer Stadt,
die kulturell über vielen russischen Städten steht) als ein vorherrschender
Zug gezeigt hat?

Das „moralische Rechtsempfinden" der breiten kleinbürgerlichen Mas-
sen verurteilt, sagen wir, Schläge, die ein Streikbrecher in' der Hitze der
Verteidigung eines Streiks erhält, der für die Erhöhung des Hungerlohns
geführt wird. Wir werden in solchen Fällen nicht für Gewaltakte agitieren,
denn das ist vom Standpunkt unseres Kampfes unzweckmäßig. Aber
„Respekt" werden wir vor diesem Empfinden der Kleinbürger nicht
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haben - wir werden gegen dieses „Empfinden" unermüdlich mit allen
Mitteln der Überzeugung, der Propaganda und der Agitation kämpfen.

Der Appell des Herrn Burenin-Gamma an den „Respekt" vor dem
moralischen Rechtsempfinden der breiten Volksmassen ist der Appell
eines Spießbürgers an den Respekt vor spießbürgerlichen Vorurteilen.

Es ist das ein weiterer Beweis (zu tausend anderen hinzu) für das spieß-
bürgerliche Wesen der Herren Liquidatoren.

,T>ro\etarska\a Vrawda" JVr. i, Ttiadh dem Text der
7. Dezember i9!3. „Vroletarskaja Vrawda"'.
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DIE KADETTEN
UND DAS „SELBSTBESTIMMUNGSRECHT

DER VÖLKER"

Im Sommer dieses Jahres veröffentlichte das Hauptorgan der Liberalen
in Rußland, die „Retsch", einen Aufsatz von Herrn Mich. Mogiljanski
über den gesamtukrainischen Studentenkongreß in Lwöw. In der „Rabo-
tschaja Prawda" wurde daraufhingewiesen, daß Herr Mogiljanski in einer
(für einen Demokraten oder für einen Menschen, der als Demokrat gelten
will) absolut unzulässigen Weise den ukrainischen Separatismus, der unter
anderen von Herrn Donzow propagiert wird, mit Scbimpfworttn über-
schüttet hat.* Es wurde sofort festgestellt, daß es durchaus nicht darum
geht, ob man mit Herrn Donzow, gegen den viele ukrainische Marxisten
auftreten, einverstanden ist oder nicht. Es ging darum, daß es unzulässig
ist, den „Separatismus" als „Fieberphantasien" und Abenteurertum hin-
zustellen, daß das eine chauvinistische Manier ist und daß ein großrussi-
scher Demokrat bei aller Kritik an diesem oder jenem Plan der Separation
(Lostrennung) unbedingt für die Ireiheit der Lostrennung, für das Redbt
auf Lostrennung agitieren muß.

Wie der Leser sieht, ist das eine grundsätzliche, eine programmatische
Frage, die die Pflichten der Demokratie überhaupt betrifft.

Jetzt, ein halbes Jahr danach, nimmt Herr Mich. Mogiljanski in der
„Retsch" (Nr. 331) von neuem Stellung zu diesem Thema, wobei er nicht
uns, sondern Herrn Donzow antwortet, der in der in Lwöw erscheinen-
den Zeitung „Schljachi"125 die „Retsch" scharf angegriffen und zu gleicher
Zeit darauf hingewiesen hat, daß „nur die russische sozialdemokratische
Presse den chauvinistischen Ausfall der ,Retschc gebührend gebrandmarkt
hat".

* Siehe den vorliegenden Band, S. 256/257. Die Red.

34 Lenin, Werke, Bd. 19
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Herr Mogiljanski erklärt in seiner Erwiderung an Herrn Donzow drei-
mal, daß „die Kritik an den Rezepten des Herrn Donzow mit einer Ab-
lehnung des Selbstbestimmungsredbts der Nationen nidhts gemein hat".

Diese Erklärung des Mitarbeiters der liberalen „Retsdi" ist außer-
ordentlich wichtig, und wir empfehlen dem Leser, sie mit besonderer Auf-
merksamkeit zur Kenntnis zu nehmen. Je seltener die Herren Liberalen
bereit sind, vom landläufigen politisch-oppositionellen Klatsch zu einer
Feststellung und Analyse der grundlegenden und wesentlichen Prinzipien
der Demokratie überzugehen, desto dringender muß man zu einer ernst-
haften Bewertung eines jeden solchen Übergangs auffordern.

Erkennt unsere konstitutionell-„demokratische" Partei das Recht der
Nationen auf Selbstbestimmung an oder nicht? - das ist die von Herrn
Mogiljanski unabsichtlich berührte interessante Frage.

Er macht dreimal seinen Vorbehalt, aber eine direkte Antwort auf diese
Frage gibt er nicht! Er weiß sehr wohl, daß man weder im Programm der
Kadettenpartei noch in der politischen Tagespropaganda und -agitation
dieser Partei eine direkte, exakte und klare Antwort auf diese Frage finden
kann.

„Man muß sagen", schreibt Herr Mogiljanski, „daß auch das .Selbstbestim-
mungsrecht der Nationen' nicht irgendein Fetisch ist, an dem keine Kritik
geübt werden darf: ungesunde nationale Lebensbedingungen können unge-
sunde Tendenzen in der nationalen Selbstbestimmung erzeugen, und diese
aufzeigen heißt noch nicht, das Selbstbestimmungsrecht der Nationen ver-
neinen."

Das ist ein Schulbeispiel jener liberalen Ausflüchte, deren Variationen
man bei den Herren Semkowski in den Spalten der liquidatorischen Zei-
tung finden kann! O ja, Herr Mogiljanski, kein einziges demokratisches
Recht ist ein „Fetisch", bei keinem von ihnen darf man z. B. den %\assen-
inhalt vergessen. Sämtliche allgemein-demokratischen Forderungen sind
bünjerlidj-demokratische Forderungen, aber daraus können nur An-
archisten und Opportunisten eine Schlußfolgerung ziehen, die gegen die
konsequenteste Verfechtung dieser Forderungen durch das Proletariat
spricht.

Gewiß, das Redbt auf Selbstbestimmung ist eine Sache, und die Zwedk-
mäßigkeit der Selbstbestimmung, der Lostrennung dieser oder jener
Nation in diesem oder jenem Fall ist eine andere Sache. Das ist eine



Die Kadetten und das „Selbstbestimmungsredht der Völker" 523

Binsenwahrheit. Doch erkennt Herr Mogiljanski, erkennen die Liberalen
Rußlands, erkennt die Kadettenpartei die Pflidbt des Demokraten an, den
Massen, besonders den großrussischen, die große Bedeutung dieses Rechts,
seine Dringlichkeit klarzumachen?

Nein, nein und abermals nein. Das gerade umgeht, das gerade verbirgt
Herr Mogiljanski. Das ist eine der Wurzeln des Nationalismus und Chau-
vinismus der Kadetten - nicht nur Struves, Isgojews und anderer auf-
richtiger Kadetten, sondern auch der Diplomaten der Kadettenpartei von
der Art Miljukows sowie der Spießbürger dieser Partei von der Ar t . . .
Aber Namen sind belanglos!

Der klassenbewußte Arbeiter Rußlands wird nicht vergessen, daß es bei
uns außer Nationalreaktionären noch Nationalliberale und Anfänge eines
Nationaldemokratismus gibt (denken Sie an Herrn Peschechonow in
Nr. 8 des „Russkoje Bogatstwo", Jg. 1906, der zur „Vorsicht" gegenüber
den nationalistischen Vorurteilen des großrussischen Bauern ermahnt!).

Für die Bekämpfung des Krebsschadens des Nationalismus in allen
seinen Formen ist die Propagierung des Selbstbestimmungsrechts von sehr
großer Bedeutung.

„Proletarskaja Vrawda" Nr. 4, JJadj dem 7ext der
ii. Dezember i9i3. „Proletarskaja T>rawda".
Unterschrift: 1.
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EINE GUTE RESOLUTION
UND EINE SCHLECHTE REDE

Alle klassenbewußten Arbeiter Rußlands haben die Resolution des
Internationalen Büros zu den russischen Angelegenheiten zweifellos mit
Interesse und Aufmerksamkeit zur Kenntnis genommen. Der Kernpunkt
dieser Resolution ist bekanntlich der Beschluß über Organisierung oder
Veranstaltung einer „gemeinsamen Aussprache" „sämtlicher Fraktionen
der Arbeiterbewegung" Rußlands, sowohl derjenigen, die das Programm
der Sozialdemokratie Rußlands anerkennen, als auch jener, deren Pro-
gramm mit ihm „im Einklang steht".

Die zweitgenannte Bestimmung ist außerordentlich weitgehend, da sie
nicht nur die Anhänger Jagiellos mit einschließt, sondern überhaupt jede
Gruppe, der es zu erklären gefällt, ihr Programm „entspreche" oder „stehe
im Einklang" mit dem Programm der Sozialdemokratie. Indessen schadet
diese dehnbare Bestimmung nichts, denn für eine „Ausspräche" ist es
natürlich wünschenswert, den Kreis der Teilnehmer möglichst weit zu
fassen und auch jene nicht auszuschließen, mit denen sich nur einzelne
Gruppen der Sozialdemokratie vereinigen möchten. Man darf nicht ver-
gessen, daß in der Sitzung des Internationalen Sozialistischen Büros zwei
Pläne vorgelegen haben: 1. der Plan Kautskys, „eine gemeinsame Aus-
sprache zu veranstalten", und nicht mehr. Eine Aussprache vor einem un-
voreingenommenen Kollegium, nämlich vor dem Exekutivkomitee des
ISB, wird zeigen, wie die Dinge stehen und wie tief die Differenzen sind.
2. der andere Plan wurde von Rosa Luxemburg vorgeschlagen, aber nach
den Einwendungen Kautskys von ihr wieder zurückgezogen,- dieser Plan
sah eine „Einigungskonferenz" vor, „die die Wiederherstellung der einigen
Partei" verwirklichen sollte.

Es versteht sich, daß dieser Plan schlechter war, denn es müssen zuerst
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genaue Daten gesammelt werden, ganz zu schweigen davon, daß Rosa
Luxemburg hier nur versuchte, insgeheim die „Wiederherstellung" des
traurig berühmten „Tyszkaschen Zirkels" einzuschmuggeln.

Angenommen wurde der Plan Kautskys, der vorsichtiger gehalten ist
und an die Frage der Einheit systematischer herangeht, auf dem Wege
über eine vorherige „Aussprache" und die Prüfung genauer Unterlagen.
Es ist deshalb durchaus natürlich, daß die Resolution Kautskys einstimmig
angenommen wurde.

Doch von der Resolution Kautskys, die zur Resolution des Büros gewor-
den ist, muß man die Rede Kautskys unterscheiden, in der er sich in einem
Punkt zu ganz ungeheuerlichen Dingen verstiegen hat. Wir haben diesen
Umstand bereits kurz gestreift, jetzt aber zwingt uns der Bericht des
„Vorwärts" (des deutschen Zentralorgans)126 über die Rede Kautskys, auf
diese wichtige Frage ausführlicher einzugehen.

Sich gegen Rosa Luxemburg wendend, erklärte Kautsky, „die alte
Partei sei verschwunden, zwar hätten sich noch die alten Namen erhalten,
die aber im Laufe der Jahre einen neuen Inhalt bekommen hätten. Man
könne nicht ohne weiteres alte Genossen ausschließen, nur weil ihre
Partei nicht den alten Namen führe."

Als Rosa Luxemburg dagegen einwandte, daß „der Ausdruck Kautskys,
die russische Partei sei tot, ein unbedachtes Wort ist", begnügte sich
Kautsky mit einem Protest „dagegen, gesagt zu haben, die russische
Sozialdemokratie sei tot. Er habe nur ausgeführt, daß die alten Formen
zerbrochen und daß man eine neue Form schaffen müsse."

Das sind jene Stellen des offiziellen Berichts, 'die sich auf unsere Frage
beziehen.

Daß Kautsky nicht gesagt hat und nicht sagen konnte, die Sozialdemo-
kratie sei tot, das liegt auf der Hand. Aber daß die Partei verschwunden
sei, das hat er gesagt, und das hat er trotz des dagegen erhobenen Ein-
wands nidbt zurückgenommen!

Das klingt unglaublich, ist aber Tatsache.
Die Verwirrung, die Kautsky an den Tag legte, ist unglaublich groß.

Vom Ausschluß welcher „alten Genossen" sprach er? Der Herren Potres-
sow und Co.? Bezeichnete er als „ihre Partei" die liquidatorische Form-
losigkeit?

Oder hatte Kautsky die „PPS-Lewica" im Auge, die durch die Formu-
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lierung Rosa Luxemburgs ausgeschlossen war? Dann aber ist der Aus-
druck „alte Genossen" unbegreiflich, denn die Mitglieder der PPS sind seit
dem Bestehen der sozialdemokratischen Partei, d. h. seit dem Jahre 1898,
überhaupt nie sozialdemokratische Parteigenossen gewesen!

Für uns sind beide Auslegungen gleichbedeutend, denn es ist in der Tat
lächerlich, die Liquidatoren von einer „Aussprache" über die Einheit aus-
zuschließen (ihretwegen geht ja der ganze Streit), ebenso wie es lächerlich
wäre, die PPS-Lewica auszuschließen (abstrakt gesprochen, ist es ja mög-
lich, daß die Liquidatoren - von ihnen muß man alles erwarten! - im-
stande sind, ihren spalterischen Block mit der nidrtsozialdemokratischen
Partei PPS ultimativ zu verfechten). Jedenfalls ist es nötig, nicht nur
genau zu erfahren, was die Herren Liquidatoren, sondern auch, was ihre
Verbündeten von der Partei wollen.

Unbestritten bleibt die Tatsache, daß sich Kautsky im Büro zu der Er-
klärung verstieg, die russische Partei sei verschwunden.

Wie konnte er sich zu solch ungeheuerlichen Dingen versteigen? Um
dies zu verstehen, müssen die russischen Arbeiter wissen, wer die deutsdie
sozialdemokratische Presse über die russischen Angelegenheiten infor-
miert. Wenn Deutsche schreiben, umgehen sie gewöhnlich die Frage der
Meinungsverschiedenheiten. Wenn in den deutschen sozialdemokratischen
Presseorganen Russen schreiben, so beobachten wir entweder eine Ver-
einigung sämtlicher Auslandsgrüppchen mit den Liquidatoren zu unflätig-
stem Geschimpfe auf die „Leninisten" (wie es im Frühjahr 1912 im „Vor-
wärts" geschah) oder das Geschreibsel eines Tyszkianers, Trotzkisten
oder anderen Mitglieds eines Auslandszirkels, der die Frage bewußt ver-
dunkelt. Jahrelang kein einziges Dokument, keine einzige Zusammen-
stellung von Resolutionen, keine einzige Analyse der Ideen, kein einziger
Versuch, Tatsachenmaterial zu sammeln!

Wir bedauern die deutschen Parteiführer, daß sie (die, wenn sie sich mit
der Theorie befassen, es wohl verstehen, Material zu sammeln und zu
studieren) sich nicht schämen, die Märchen der liquidatorischen Informa-
toren anzuhören und zu wiederholen.

In der Praxis wird die Resolution des Büros angewandt werden,
Kautskys Rede aber wird ein bedauerliches Kuriosum bleiben.

„Troletarskaja Vrawda" Nr. 6, Nadh dem 7ext der
13. Dezember i9i3. „Proletarskaja Vrawda".
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DIE NATIONALE ZUSAMMENSETZUNG
DER SCHULER IN DER RUSSISCHEN SCHULE

Um von dem Plan der „national-kulturellen Autonomie", der auf die
Trennung des Schulwesens nach Nationalitäten hinausläuft, eine genauere
Vorstellung zu bekommen, ist es von Nutzen, die konkreten Angaben über
die nationale Zusammensetzung der Schüler in den russischen Schulen zur
Hand zu nehmen. Für den Petersburger Schulbezirk sind diese Daten bei
der Schulzählung vom 18. Januar 1911 gesammelt worden.

Hier die Angaben über die Verteilung der Schüler in den Elementar-
schulen des Ministeriums für Volksbildung nach der Muttersprache. Die
Angaben beziehen sich auf den ganzen St.-Petersburger Schulbezirk; in
'Klammern geben wir die Ziffern jür St. Petersburg selbst. Unter der Be-
zeichnung „russische Sprache" werfen die Beamten beständig die groß-
russische, belorussische und ukrainische („kleinrussische", laut amtlicher
Bezeichnung) Sprache durcheinander. Gesamtzahl der Schüler 265 660
(48076).

Russisch 232618 (44223); polnisch 1737 (780); tschechisch 3 (2);
litauisch 84 (35); lettisch 1371 (113); shmudisch 1 (0); französisch 14
(13); italienisch 4 (4); rumänisch 2 (2); deutsch 2408 (845); schwedisch
228 (217); norwegisch 31 (0); dänisch 1 (1); holländisch 1 (0); englisch 8
(7); armenisch 3 (3); Zigeuner 4 (0); jüdisch 1196 (396); georgisch 2 (1);
ossetisch 1 (0); finnisch 10750 (874); karelisch 3998 (2); tschudisch 247
(0); estnisch 4723 (536); loparisch 9 (0); syrjänisch 6008 (0); samojedisch
5 (0); tatarisch 63 (13); persisch 1 (1); chinesisch 1 (1); Sprache unbe-
kannt 138 (7).

Das sind verhältnismäßig genaue Angaben. Sie zeigen die gewaltige
nationale Buntheit der Bevölkerung, obwohl sie sich auf eins der am stärk-
sten von Großrussen bewohnten Gebiete Rußlands beziehen. Sofort sieht
man die große nationale Buntheit der Großstadt, St. Petersburgs. Das ist
keine zufällige Erscheinung, sondern ein in allen Ländern und überall in
der Welt herrschendes Qesetz des Kapitalismus. Die Großstädte, die
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Fabrik-, Bergbau-, Eisenbahn- und überhaupt Handels- und Industrie-
siedlungen zeichnen sich unvermeidlich durch besonders große nationale
Buntheit der Bevölkerung aus, und gerade solche Ansiedlungen wachsen
am schnellsten, wobei sie dem abgelegenen Dorf ununterbrochen einen
immer größeren Teil der Bewohner entreißen.

Man versuche nun, an diesen Angaben aus dem wirklichen Leben jene
tote Utopie der nationalistischen Spießer zu messen, die sich „national-
kulturelle Autonomie" nennt oder (in der Übersetzung der Bundisten)
„Beseitigung der staatlichen Kompetenz" in den Fragen der nationalen
Kultur, d. h. in erster Linie des Schulwesens.

Das Schulwesen wird „der Kompetenz des Staates entzogen" und in die
Hände von 23 (in Petersburg) „nationalen Verbänden" gelegt, von denen
jeder „seine" „nationale Kultur" fördert!!

Es ist lächerlich, überhaupt auch nur ein Wort zu verschwenden, um zu
beweisen, wie unsinnig und reaktionär ein derartiges „nationales Pro-
gramm" ist.

Es ist sonnenklar, daß die Propagierung eines solchen Plans in Wirk-
lichkeit die Verfechtung oder Unterstützung der Ideen des bürgerlichen
Nationalismus, des Chauvinismus und Klerikalismus bedeutet. Die Inter-
essen der Demokratie im allgemeinen und der Arbeiterklasse im beson-
deren verlangen gerade das Gegenteil: es muß angestrebt werden, daß die
Kinder sämtlicher Nationalitäten in jedem Ort in einheitlichen Schulen
vereinigt werden; die Arbeiter aller Nationalitäten müssen gemeinsam
jene proletarische Politik im Schulwesen betreiben, die der Abgeordnete
der Wladimirer Arbeiter, Samoilow, im Namen der Sozialdemokratischen
Arbeiterfraktion Rußlands in der Reichsduma so treffend zum Ausdruck
gebracht hat.127 Wir müssen uns aufs entschiedenste gegen jede wie immer
geartete Teilung des Schulwesens nach Nationalitäten wenden.

Nicht dafür müssen wir sorgen, daß die Nationen auf die eine oder
andere Art in den Schulen voneinander abgegrenzt werden, sondern im
Gegenteil dafür, daß die grundlegenden demokratischen Bedingungen für
ein friedliches Zusammenleben der Nationen auf der Grundlage der
Gleichberechtigung geschaffen werden. Unsere Aufgabe ist nicht, die
„nationale Kultur" auf den Schild zu heben, sondern den klerikalen und
bürgerlichen Charakter dieser Losung im Namen der internationalen
Kultur der proletarischen Weltbewegung zu entlarven.
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Aber, wird man uns fragen, ist es möglich, auf der Grundlage der
Gleichberechtigung die Interessen eines georgischen Kindes unter 48 076
Schülern Petersburgs zu schützen? Wir anworten darauf: Auf der
Grundlage der georgischen „nationalen Kultur" in Petersburg eine beson-
dere georgische Schule zu gründen, ist unmöglich, und wer einen solchen
Plan propagiert, trägt sdhädlidie Ideen in die Volksmassen.

Doch wir werden nichts Schädliches vertreten und nichts Unmögliches
erstreben, wenn wir fordern, daß diesem Kind unentgeltlich ein staatlicher
Raum für den Unterricht in der georgischen Sprache, georgischen Ge-
schichte usw. zur Verfügung gestellt wird, daß für dieses Kind georgische
Bücher aus der Zentralbibliothek beschafft werden, daß der Staat einen
Teil der Kosten für die Entlohnung des georgischen Lehrers bezahlt usw.
Wenn wirkliche Demokratie herrscht und der Bürokratismus und der
„Peredonowgeist"128 vollständig aus der Schule vertrieben sind, kann die
Bevölkerung dies durchaus erreichen. Aber diese wirkliche Demokratie
kann nicht anders erreicht werden als unter der Bedingung, daß sich die
Arbeiter aller Nationalitäten zusammenschließen.

Besondere nationale Schulen für jede „nationale Kultur" zu propagie-
ren ist reaktionär. Doch unter der Bedingung einer wirklichen Demokratie
können die Interessen des Unterrichts in der Muttersprache, in der natio-
nalen Geschichte u. a. vollauf gewahrt werden, ohne die Schulen nach
Nationalitäten zu trennen. Und vollständige örtliche Selbstverwaltung
bedeutet, daß es unmöglich ist, beispielsweise den 713 karelischen Kindern
des Kreises Kern (wo es nur 514 russische Kinder gibt) oder den 681
syrjänischen Kindern des Kreises Petschora (153 russische Kinder) oder
den 267 lettischen Kindern im Kreise Nowgorod (über 7000 russische)
usw. usf. irgend etwas mit Gewalt aufzuzwingen.

Die Propagierung der nicht durchführbaren national-kulturellen
Autonomie ist ein Unsinn, der nur die Arbeiter heute schon ideologisch
zersplittert, ©ie Propagierung des Zusammenschlusses der Arbeiter aller
Nationalitäten erleichtert den Sieg der proletarischen Klassensolidarität,
die imstande ist, die Gleichberechtigung und das weitgehend friedliche Zu-
sammenleben aller Nationalitäten zu gewährleisten.

„Proletarskaja Vrawda" 3Vr. 7, TJadh dem 7ext der
14. Dezember I9i3. „Troletarskaja Trawda".
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DIE STREIKS IN RUSSLAND128

Die Streikstatistik wird in den meisten Staaten Westeuropas seit relativ
kurzer Zeit, seit 10-20 Jahren, richtig geführt. In Rußland gibt es erst
seit 1895 Angaben über Streiks. Der Hauptmangel unserer offiziellen
Statistik besteht, abgesehen von den zu niedrigen Angaben über die Zahl
der Streikenden, darin, daß sie nur die Arbeiter solcher Betriebe erfaßt,
die der Fabrikinspektion unterstellt sind. Die Eisenbahner, die Bergleute,
die Straßenbahner, die Arbeiter in den akzisepflichtigen Betrieben, in den
Berg- und Hüttenwerken usw., die Bauarbeiter und die Landarbeiter wer-
den von der Statistik nicht erfaßt.

Hier die Gesamtdaten seit dem Bestehen einer Streikstatistik in Ruß-
land:

Jahr

1895
1896
1897
1898
1899
1900
1901
1902
1903
1904
1905
1906
1907
1908
1909
1910
1911
1912

Zahl der Streiks

insgesamt

68
118
145
215
189
125
164
123
550
68

13 995
6114
3 573

892
340
222
466

1918

Prozentsatz
aller Betriebe

0,4
0,6
0,7

-1,1
1,0
0,7
1,0
0,7
3,2'
0,4

93,2
42,2
23,8

5,9
2,3
1,4
2,8
?

Zahl der streikenden Arbeiter

insgesamt

31 195
29 527
59 870
43 150
57 498
29 389
32 218
36 671
86 832
24 904

2 863 173
1 108 406

740 074
176 101
64 166
46 623

105110
683 361

Prozentsatz
aller Arbeiter

2,0
1,9
4,0
2,9
3,8
1,7
1,9
2,2
5,1
1,5

163,8
65,8
41,9 .
9,7
3,5
2,4
5,1
?
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Um wieviel diese Zahlen zu niedrig sind, geht beispielsweise daraus
hervor, daß ein sehr vorsichtiger Publizist, Herr Prokopowitsch, für 1912
eine andere Zahl anführt: 683 000 Streikende, und „nach einer anderen
Berechnung 1 248 000 in den Fabrikbetrieben und außerdem 215000 in
den der Fabrikinspektion nicht unterstellten Betrieben", das heißt ins-
gesamt i 463 000, fast IV2 Millionen.

Die Zahl der wirtschaftlichen Streiks beziffert sich (vom Jahre 1905 an)
wie folgt:

Jahr

1905
1906
1907
1908

Zahl der
Streiks

4388
2545
973
428

Zahl der
Arbeiter

1 051 209
• 457 721
200 004
83 407

Jahr

1909
1910
1911
1912

Zahl der
Streiks

290
214
442"
702

Zahl der
Arbeiter

55 803
42 846
96 730

172 052

Die Geschichte der Streiks in Rußland zerfällt somit deutlich in 4 Peri-
oden (abgesehen von den achtziger Jahren, wo die berühmten Streiks in
den Morosowschen Fabriken ausbrachen, die selbst von dem reaktionären
Publizisten Katkow als das Auftreten der „Arbeiterfrage" in Rußland
vermerkt wurden):

Zahl der Streikenden
im Jahresdurchschnitt

1. Periode (1895-1904), vorrevolutionäre Periode 43 000
2. „ (1905-1907), Periode der Revolution 1570000
3. „ (1908-1910), Periode der Konterrevolution 96000
4. „ (1911-1912), Gegenwart, Beginn der Belebung 394 000

Für diese 18 Jahre betrug die durchschnittliche Zahl der Streikenden bei
uns 345400 jährlich. In Deutschland war der Durchschnitt für 14 Jahre
(1899-1912) 229500, in England der Durchschnitt für 20 Jahre (1893 bis
1912) 344200. Um den Zusammenhang der Streiks in Rußland mit der
politischen Geschichte anschaulich zu zeigen, führen wir hier die Daten
für die Jahre 1905-1907 für jedes Vierteljahr an1:
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Jahr

Quartal

Zahl der Strei-
kenden (in 1000)
für je 3 Monate
(Quartal)

insgesamt
in wirtsdiaft-
lidien Streiks
in politischen
Streiks

1905 1906 1907

II III IV

Be-
ginn
der

Revo-
lution

S10

411

399

481 294

190 143

291 151

Revo-
lution

1277

275

1002

269

73

196

I.
Duma

479

222

257

III

296

125

171

IV

63

37

26

I

146

52

94

II

II.
Duma

323

52

271

III IV

77 193

66 30

11 163

Die Beteiligung der Arbeiter der verschiedenen Bezirke Rußlands an
den Streiks geht aus den folgenden Daten hervor:

Indastriebezirke

St.-Petersburger
Moskauer
Warschauer
Die drei südl. Bezirke

Zahl der
Fabrikarbeiter

(in 1000)
1905

299
567
252
543

Zahl der Streikenden (in 1000)
insgesamt

in 10 Jahren
(1895-1904)

137
123
69

102

allein 1905

1033
540
887
403

Insgesamt 1661 431 2863

Hieraus ersieht man die relative Zurückgebliebenheit Moskaus, noch
mehr aber die des Südens, während Petersburg und der Petersburger Be-
zirk (einschließlich Riga) sowie auch Polen klar an der Spitze liegen. •

Die Streikenden verteilten sich auf die wichtigsten Industriezweige fol-
gendermaßen:

Gesamtzahl
Produktionsgrappen der Arbeiter

(in 1000)
1904

Metallarbeiter 252
Textilarbeiter 708
Buchdrucker, Holz-, Leder- und
Chemiearbeiter 277 38 471
Arbeiter der keramischen Industrie
und der Lebensmittelindustrie 454 39 285

Insgesamt 1691 431 2863

Zahl der Streikenden (in 1000)
insgesamt

in 10 Jahren
(1895-1904) allein 1905

117 811
237 1296
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Daraus ersieht man die führende Rolle der Metallarbeiter und die
Zurückgebliebenheit der Textilarbeiter, noch mehr aber der übrigen Ar-
beiter.

Nach den Gründen für den Streik gruppieren sich die Streikenden (in
den 14 Jahren von 1895 bis 1908) folgendermaßen: Teilnehmer an poli-
tischen Streiks 59,9% der Streikenden; an Lohnstreiks 24,3%; an Streiks
wegen der Arbeitszeit 10,9%; wegen der Arbeitsbedingungen 4,8%.

Nach dem Erfolg der Streiks erhalten wir folgende Einteilung (wobei
die Streikenden, die den Streik mit einem Kompromiß beendeten, zu
gleichen Teilen auf die Sieger und die Besiegten aufgeteilt werden):

Zahl der Streikenden bei wirtsdiaftlidien Streiks (in iOOO)
insgesamt

in 10 Jahren
(1895-1904) in % 1905 in % 1906 in % 1907 in % 1911 in % 1912 in %

Sieger 159 37,5 705 48,9 233 50,9 59 29,5 49 51 55 42
Besiegte 265 62,5 734 51,1 225 49,1 141 70,5 47 49 77 58

Insgesamt 424 100 1439 100 458 100 200 100 96 100 132 100

Die Angaben für die Jahre 1911 und 1912 sind nicht vollständig und
mit den vorhergehenden nicht ganz vergleichbar.

Zum Schluß wollen wir einige kurze Angaben über die Verteilung der
Streiks nach Betrieben verschiedener Größe und nach dem Standort der
Betriebe anführen:

Von hundert Arbeitern jeder Qruppe streikten-.

Gruppen der Betriebe

bis 20 Arbeiter
von 21- 50 „
„ 51- 100 „
„ 101- 500 „
„ 501-1000 „

über 1000

1895-1904, d. h.
in 10 Jahren
zusammen

2,7
7,5
9,4

21,5
49,9
89,7

allein 1905

47,0
89,4

108,9
160,2

/ 163,8
231,9

"Prozentsatz der Streiks, durchgeführt
in den Städten außerhalb der Städte

1895-1904 75,1 24,9
1905 85,0 15,0
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Das überwiegen der Großbetriebe in der Streikbewegung und die
relative Zurückgebliebenheit der Fabriken auf dem Land sind aus diesen
Zahlen klar ersichtlich.

Qesdhrieben i9i3.
Veröffentlicht am 14. (.21.) T>ezemberi9l3 Tiadi dem 7ex\ des Kalenders.
im Jasdhenkalender „ Weggefährte
des Arbeiters für das jfabr 1914".
Verlag „Triboi", St. Petersburg.
Unterschrift: W.3.
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DAS NATIONALE PROGRAMM DER SDAPR

Die Beratung des ZK hat die in der „Mitteilung" veröffentlichte Reso-
lution über die nationale Frage* angenommen und die Frage des nationa-
len Programms auf die Tagesordnung des Parteitags gesetzt.

Warum und auf welche Weise die nationale Frage gegenwärtig - in der
gesamten Politik der Konterrevolution, im Klassenbewußtsein der Bour-
geoisie und in der proletarischen sozialdemokratischen Partei Rußlands -
in den Vordergrund gerückt ist, das wird in der Resolution selbst ein-
gehend gezeigt. Da die Sachlage völlig klar ist, braucht man wohl kaum
darauf einzugehen. In der theoretischen marxistischen Literatur wurden
diese Sachlage und die Grundlagen des nationalen Programms der Sozial-
demokratie in der letzten Zeit bereits beleuchtet (in erster Linie muß hier
der Artikel Stalins130 hervorgehoben werden). Wir halten es deshalb für
angebracht, uns in dem vorliegenden Artikel auf die rein parteimäßige
Fragestellung zu beschränken sowie auf die Erläuterung dessen, was die
durch das Stolypin-Maklakowsche Joch niedergehaltene legale Presse nicht
sagen kann.

Die Sozialdemokratie in Rußland stützt sich in ihrer Entwicklung voll
und ganz auf die Erfahrungen der älteren Länder, d. h. Europas, und auf
den theoretischen Niederschlag dieser Erfahrungen, nämlich den Marxis-
mus. Die Eigenart unseres Landes und die Eigenart des historischen Zeit-
punkts, zu dem die Sozialdemokratie in unserem Lande geschaffen wurde,
besteht erstens darin, daß bei uns - zum Unterschied von Europa - die
Herausbildung der Sozialdemokratie vor der bürgerlichen Revolution be-
gann und während derselben fortdauert. Zweitens vollzieht sich bei uns

* Siehe den vorliegenden Band, S. 419-422. Die Red.
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der unvermeidliche Kampf für die Loslösung der proletarischen Demo-
kratie von der allgemein-bürgerlichen und der kleinbürgerlichen - im
Grunde der gleiche Kampf, wie ihn alle Länder durchgemacht haben -
unter den Bedingungen des vollen theoretischen Sieges des Marxismus im
Westen und bei uns. Deshalb ist dieser Kampf seiner Form nach weniger
ein Kampf für den Marxismus als vielmehr ein Kampf für oder gegen die
kleinbürgerlichen Theorien, die sich mit „beinahe marxistischen" Phrasen
tarnen.

So ist es seit der Zeit des „OTconomismus" (1895-1901) und des
„legalen Marxismus" (1895-1901, 1902). Nur Leute, die die geschicht-
liche Wahrheit fürchten, können den engen, unmittelbaren Zusammen-
hang und die Verwandtschaft dieser Strömungen mit dem Menschewismus
(1903-1907) und dem Liquidatorentum (1908-1913) vergessen.

Die alte „Iskra", die zugleich mit der ersten und grundsätzlichen Be-
gründung des Marxismus in der Theorie und Praxis der Arbeiterbewe-
gung Rußlands in den Jahren 1901-1903 das Programm der SDAPR vor-
bereitete und endgültig ausarbeitete, kämpfte in der nationalen Frage wie
auch in den übrigen Fragen gegen den kleinbürgerlichen Opportunismus.
Seinen Ausdruck fand dieser in den nationalistischen Neigungen oder
Schwankungen in erster Linie des „Bund". Die alte „Iskra" führte einen
beharrlichen Kampf gegen den Nationalismus des „Bund", und diesen
Kampf vergessen bedeutet wiederum, ein Hans Weißnichtmehr zu werden
und sich von der geschichtlichen und ideologischen Basis der ganzen sozial-
demokratischen Arbeiterbewegung Rußlands zu lösen.

Anderseits fand bei der endgültigen Bestätigung des Programms der
SDAPR im August 1903 auf dem zweiten Parteitag ein Kampf statt -
der in den Protokollen des Parteitags nicht festgehalten ist, da er sich in
der Programmkommission abspielte, an deren Sitzungen fast der ganze
Parteitag teilnahm - , ein Kampf gegen den plumpen Versuch einiger pol-
nischer Sozialdemokraten, das „Recht der Nationen auf Selbstbestim-
mung" in Zweifel zu stellen, d. h. von einer ganz anderen Seite aus zum
Opportunismus und Nationalismus abzugleiten.

Und heute, zehn Jahre später, verläuft der Kampf in denselben zwei
Hauptncfotumjen, was seinerseits wiederum beweist, in welch engem Zu-
sammenhang dieser Kampf mit allen objektiven Bedingungen der natio-
nalen Frage in Rußland steht.
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In Österreich wurde auf dem Parteitag zu Brunn (1899) das Programm
der „national-kulturellen Autonomie" (das von Kristan, Ellenbogen u, a.
verteidigt wurde und im Entwurf der Südslawen seinen Ausdruck fand)
abgelehnt. Angenommen wurde die territoriale nationale Autonomie, und
nur die Propaganda der Sozialdemokratie für die unbedingte Notwendig-
keit eines Verbands sämtlicher nationalen Gebiete ist ein Zugeständnis an
die Idee der „national-kulturellen Autonomie". Daß diese Idee auf das
Judentum nicht anwendbar ist, haben die Haupttheoretiker dieser un-
glücklichen Idee ganz besonders hervorgehoben.

In Rußland fanden sich - wie immer - Leute, die es sich zur Aufgabe
machten, den kleinen opportunistischen Fehler zu einem System oppor-
tunistischer Politik aufzubauschen. Wie Bernstein in Deutschland die
rechten Kadetten in Rußland, Struve, Bulgakow, Tugan und Co., auf den
Plan rief, so führte die (wie der übervorsichtige Kautsky sich ausdrückte!)
„Vernachlässigung des internationalen Moments" bei Otto Bauer in Ruß-
land zur restlosen- Annahme der „national-kulturellen Autonomie" sei-
tens aller bürgerlichen Parteien des Judentums und einer ganzen Reihe
kleinbürgerlicher Strömungen (der „Bund" und die Konferenz der natio-
nalen Sozialrevolutionären Parteien im Jahre 1907). Das zurückgebliebene
Rußland liefert sozusagen ein Beispiel dafür, wie die Mikroben des west-
europäischen Opportunismus auf unserem unkultivierten Boden ganze
Epidemien auslösen.

Man weist bei uns gern darauf hin, daß Bernstein in Europa „geduldet"
wird, vergißt aber hinzuzufügen, daß nirgends in der Welt außer im
„heiligen" Mütterchen Rußland das Bersteinianertum einen Struvismus
ausgelöst und das „Bauerianertum" zur Rechtfertigung des verfeinerten
Nationalismus der jüdischen Bourgeoisie durch Sozialdemokraten geführt
hat.

Die „national-kulturelle Autonomie" bedeutet eben den verfeinertsten
und deshalb schädlichsten Nationalismus, bedeutet, daß die Arbeiter durch
die Losung der nationalen Kultur demoralisiert werden, bedeutet die
Propagierung der äußerst schädlichen und sogar antidemokratischen Tren-
nung des Schulwesens nach Nationalitäten. Kurz gesagt, dieses Programm
widerspricht absolut dem Internationalismus des Proletariats und ent-
spricht nur den Idealen nationalistischer Spießer.

Doch es gibt einen 7al\, in dem die Marxisten, wollen sie an der Demo-

35 Lenin, Werke, Bd. 19
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kratie und am Proletariat nicht Verrat üben, verpflichtet sind, in der
nationalen Frage eine spezielle Forderung zu verteidigen: das Recht der
Nationen auf Selbstbestimmung (§ 9 des Programms der SDAPR), d. h.
auf die politische Lostrennung. In der Resolution der Beratung wird diese
Forderung so ausführlich erläutert und motiviert, daß es keinerlei Miß-
verständnisse mehr geben kann.

Wir wollen deshalb nur kurz jene erstaunliche Ignoranz offenbarenden
und opportunistischen Einwände kennzeichnen, die gegen diesen Pro-
grammpunkt erhoben werden. Es sei hierbei erwähnt, daß in den iO Jahren
des Bestehens des Programms kein einziger 7eil der SDAPR, keine ein-
zige nationale Organisation, keine einzige Gebietskonferenz, kein einziges
örtliches Komitee und kein einziger Delegierter eines Parteitags oder einer
Beratung versucht hat, die Frage der Revision oder Aufhebung des Para-
graphen 9 auf zuwerfen!!

Das muß beachtet werden. Das zeigt uns sofort, ob die Einwände gegen
diesen Punkt auch nur eine Spur von Ernsthaftigkeit und parteilicher Ein-
stellung enthalten.

Da haben wir Herrn Semkowski von der Liquidatorenzeitung. Mit der
Leichtfertigkeit eines Menschen, der die Partei liquidiert hat, erklärt er:
„Aus gewissen Erwägungen sind wir nicht für den Vorschlag Rosa Luxem-
burgs, den Paragraphen 9 gänzlich aus dem Programm zu streichen."
(Nr. 71 der „Nowaja Rabotschaja Gaseta".)

Die Erwägungen sind ein Geheimnis! Und wie soll man auch bei einer
solchen Ignoranz in bezug auf die Geschichte unseres Programms nicht
„heimlichtun"? Wie sollte man nicht „heimlichtun", wenn derselbe in
seiner Leichtfertigkeit so unvergleichliche Herr Semkowski (was heißt da
schon irgendeine Partei und irgendein Programm!) für Finnland eine
Ausnahme macht?

„Was wäre . . . wenn das polnische Proletariat gewillt wäre, im Rahmen
eines Staates gemeinsam mit dem gesamten Proletariat Rußlands den Kampf
zu führen, während dagegen die reaktionären Klassen der polnischen Gesell-
schaft Polen von Rußland trennen wollten und bei einem Referendum (allge-
meine Volksbefragung) dafür die Mehrheit der Stimmen bekämen: Müßten
wir russischen Sozialdemokraten im zentralen Parlament gemeinsam mit
unseren polnischen Genossen gegen die Lostrennung oder, um das ,Selbst-
bestimmungsrecht' nicht zu verletzen, für die Lostrennung stimmen?"
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In der Tat, was ist, wenn Fragen gestellt werden, die von solcher Naivi-
tät, von solch hoffnungsloser Verwirrung zeugen?

Das Recht auf Selbstbestimmung, lieber Herr Liquidator, bedeutet, daß
die Frage eben nicht vom zentralen Parlament, sondern von dem Parla-
ment, Landtag, Referendum der sidh lostrennenden Minderheit entschie-
den wird. Als sich Norwegen (1905) von Schweden lostrennte, entschied
dies Norwegen allein (das halb so groß wie Schweden ist).

Selbst ein Kind erkennt, daß Herr Semkowski alles hoffnungslos durch-
einanderbringt.

Das „Recht auf Selbstbestimmung" bedeutet ein solches demokratisches
System, bei dem es nicht nur im allgemeinen Demokratie gibt, sondern
bei dem es im besonderen keine undemokratische Entscheidung
der Frage der Lostrennung geben kann. Demokratie allgemein genom-
men ist mit einem streitbaren und unterdrückenden Nationalismus verein-
bar. Das Proletariat fordert eine Demokratie, die ausschließt, daß eine
Nation mit Gewalt innerhalb der Grenzen eines Staates festgehalten wird.
Deshalb sind wir, „um das Selbstbestimmungsrecht nicht zu verletzen",
verpflichtet, nicht „für die Lostrennung zu stimmen", wie der gescheite
Herr Semkowski annimmt, sondern dafür, daß die Entscheidung dieser
Frage dem sich lostrennenden Gebiet selbst überlassen wird.

Man sollte meinen, sogar bei den geistigen Fähigkeiten des Herrn Sem-
kowski dürfte es nicht schwerfallen dahinterzukommen, daß „das Recht
auf Ehescheidung" es nicht erfordert, unbedingt für die Scheidung zu
stimmen! Aber es ist nun einmal das Schicksal der Kritiker des Para-
graphen 9, daß sie die Grundbegriffe der Logik vergessen.

Als sich Norwegen von Schweden lostrennte, war das schwedische Pro-
letariat, wenn es nicht dem nationalistischen Spießbürgertum folgen
wollte, verpflichtet, gegen die von den Pfaffen und Gutsbesitzern Schwe-
dens angestrebte gewaltsame Angliederung Norwegens zu stimmen und
zu agitieren. Das ist klar und nicht allzu schwer zu verstehen. Die schwe-
dische nationalistische Demokratie konnte auf eine Agitation, wie sie das
Prinzip des Rechts auf Selbstbestimmung von dem Proletariat der herr-
schenden, unterdrückenden Nationen verlangt, verzichten.

„Was wäre, wenn die Reaktionäre die Mehrheit hätten", fragt Herr
Semkowski. Eine Frage, die eines Gymnasiasten der 3. Klasse würdig ist.
Und was wäre mit der russischen Verfassung, wenn eine demokratische
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Abstimmung den Reaktionären die Mehrheit verschaffte? Herr Sem-
kowski stellt eine müßige, nichtige, unsachliche Frage - eine jener Fragen,
von denen es heißt, daß sieben Narren mehr fragen, als siebzig Weise
beantworten können.

Wenn bei einer demokratischen Abstimmung die Reaktionäre die Mehr-
heit bilden, so gibt es und kann es überhaupt nur die Alternative geben:
entweder wird der Beschluß der Reaktionäre verwirklicht, und seine schäd-
lichen Folgen treiben die Massen mehr oder "weniger schnell auf die Seite
der Demokratie, gegen die Reaktionäre; oder der Konflikt zwischen der
Demokratie und den Reaktionären wird durch einen Bürgerkrieg oder
einen anderen Krieg entschieden, der (wovon wahrscheinlich sogar die
Semkowski gehört haben) auch unter der Demokratie möglich ist.

Die Anerkennung des Selbstbestimmungsrechts bedeutet, „dem ärgsten
bürgerlichen Nationalismus" „in die Hände zu arbeiten", versichert Herr
Semkowski. Das ist kindischer Unsinn, denn die Anerkennung dieses
Rechts schließt keineswegs sowohl die Propaganda und Agitation gegen
die Lostrennung als auch die Entlarvung des bürgerlichen Nationalismus
aus. Dagegen ist völlig unbestreitbar, daß die Verneinung des Rechts auf
Lostrennung bedeutet, dem ärgsten großrussischen erzreäktionären
Nationalismus „in die Hände zu arbeiten"!

Das eben ist der Kernpunkt des lächerlichen Fehlers Rosa Luxemburgs,
dessentwegen sie schon vor langem sowohl in der deutschen als auch in der
russischen (August 1903) Sozialdemokratie ausgelacht wurde: daß man
aus Furcht, dem bürgerlichen Nationalismus der unterdrückten Nationen
in die Hände zu arbeiten, nicht nur dem bürgerlichen, sondern sogar dem
erzreäktionären Nationalismus der unterdrüdkenden Nation in die Hände
arbeitet.

Wäre Herr Semkowski in den Angelegenheiten der Parteigeschichte
und des Parteiprogramms nicht so jungfräulich unberührt, so hätte er
erkannt, daß er Plechanow widerlegen muß, der vor i i "Jahren in der
„Sarja"131, als er den Programmentwurf der SDAPR (der im Jahre 1903
zum Programm wurde) verteidigte, die Anerkennung des Selbstbestim-
mungsrechts besonders hervorhob (S. 38) und darüber schrieb:

„Diese für die bürgerlichen Demokraten sogar in der Theorie unverbindliche
Forderung ist für uns als Sozialdemokraten verbindlich. Ließen wir sie außer
acht, oder könnten wir uns nicht entschließen, sie zu erheben, aus Furcht, die
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nationalen Vorurteile unserer Landsleute großrussischer Abstammung zu ver-
letzen, so würde der Kampfruf der internationalen Sozialdemokratie: Prole-
tarier aller Länder, vereinigt euch!' auf unseren Lippen zu einer schändlichen
Lüge werden."

Schon in der „Sarja" führt Plechanow das Hauptargument an, das in
der Resolution der Beratung ausführlich dargelegt ist - ein Argument, das
die Herren Semkowski 11 Jahre lang nicht zu beachten geruhten. In Ruß-
land gibt es 4 3 % Großrussen, aber der großrussische Nationalismus
herrscht über 57% der Bevölkerung und unterdrückt alle Nationen. Den
Nationalreaktionären haben sich bei uns bereits die Nationalliberalen
(Struve und Co., die Progressisten usw.) angeschlossen, und es zeigten
sich die „ersten Schwalben" eines Wationaldemokratismus (man erinnere
sich dessen, wie Herr Peschechonow im August 1906 zur Vorsicht gegen-
über den nationalistischen Vorurteilen des Bauern ermahnte).

In Rußland halten nur die Liquidatoren die bürgerlich-demokratische
Revolution für abgeschlossen, jedoch wurde und wird überall in der Welt
eine solcfce Revolution von nationalen Bewegungen begleitet. Gerade in
Rußland haben wir in einer ganzen Reihe von Randgebieten unterdrückte
Nationen, die in den Nachbarstaaten größere Freiheit genießen. Der Zaris-
mus ist reaktionärer als die Nachbarstaaten, er stellt das größte Hinder-
nis für eine freie wirtschaftliche Entwicklung dar und schürt mit aller
Kraft den Nationalismus der Großrussen. Natürlich zieht der Marxist,
unter sonst gleichen Bedingungen, große Staaten stets kleinen vor. Aber
lächerlich und reaktionär wäre es allein schon, den Gedanken aufkommen
zu lassen, daß die Bedingungen unter der Zarenmonarchie die gleichen
seien wie die Bedingungen in allen europäischen und in den meisten
asiatischen Ländern.

Die Verneinung des Rechts der Nationen auf Selbstbestimmung ist
deshalb im heutigen Rußland zweifellos Opportunismus und bedeutet den
Verzicht auf den Kampf gegen den bis auf den heutigen Tag allmächtigen
erzreaktionären großrussischen Nationalismus.

„Sozial-Demokrat" "Nr. 32, Nadh dem Text des
15. (28.) Dezember 1913. „Sozhl-Bemokrat".
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ÜBER EINEN UNZULÄSSIGEN FEHLER KAUTSKYS

In Nr. 6 der „Proletarskaja Prawda" erwähnten wir eine Rede des
Gen. Kautsky*, die er anläßlich der Erörterung der russischen Angelegen
heiten im Internationalen Sozialistischen Büro hielt und die jeden russi-
schen Leser durch die gänzliche und bedauerliche Unkenntnis in russischen
Angelegenheiten überrascht hat.

Kautsky sagte in seiner Rede, in Rußland sei „die alte Partei verschwun-
den".'In Beantwortung geltend gemachter Einwände erklärte Kautsky in
einer zweiten Rede, er verwahre sich dagegen, „gesagt zu haben, die
russische Sozialdemokratie sei tot, er habe nur ausgeführt, daß die alten
Formen zerbrochen und daß man eine neue Form schaffen müsse". So
wird die Sache vom „Vorwärts", dem Zentralorgan der deutschen Partei,
deren Delegierter Kautsky war, dargestellt. Der „Vorwärts" erscheint
in derselben Stadt, in der Kautsky wohnt, und wenn Kautsky der Meinung
gewesen wäre, daß seine Reden im „Vorwärts" unrichtig wiedergegeben
worden sind, so hätte er natürlich nicht gezögert, den Bericht richtigzu-
stellen, wie er es wiederholt auch in weit weniger wichtigen Fragen getan
hat, als es die „Frage der Existenz" einer ganzen Partei ist, die noch dazu
in der Internationale vertreten ist.

Doch nun ist in Nr. 101 der „Nowaja Likwidatorskaja Gaseta" ein
eigener Bericht über die Sitzung- des Internationalen Büros erschienen.
Die zweite Rede Kautskys wird hier so dargestellt, als habe Kautsky
direkt bestritten, erklärt zu haben, „die Partei ist verschwunden".

Wir würden uns als erste freuen, wenn Kautsky wirklich das Wort zum
zweiten Mal genommen hätte, um sich von der von ihm geäußerten und
auf einer höchst bedauerlichen Unkenntnis des Lebens der russischen
Partei beruhenden Ansicht entschieden loszusagen. Aber leider! Wir
haben nicht den geringsten Grund, der Wiedergabe der „Nowaja Likwi-
datorskaja Gaseta" mehr Glauben zu schenken als der Wiedergabe des
Zentralorgans der deutschen Partei.

* Siehe den vorliegenden Band, S. 524-526. Die Red. ̂
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Das Blättchen der Liquidatoren versucht die Sache zu vertuschen. Aber
sie ist klar. Kautsky hat mit seinem Satz über das „Verschwinden" der
alten Partei nicht nur gezeigt, daß er mit den Tatsachen der russischen
Arbeiterbewegung nicht vertraut ist, sondern auch enthüllt, welcherart
der Einfluß ist, den die im Ausland lebenden liquidatorischen Ohrenbläser
auf unsere ausländischen Genossen ausüben.

Nachdem er seinen ungeheuerlichen Satz ausgesprochen hatte und auf
Widerspruch gestoßen war, suchte Kautsky sich zu korrigieren: Aus dem
Zentralorgan der deutschen Sozialdemokratie, dem „Vorwärts", geht
hervor, daß er sich schlecht korrigiert hat; nach der Korrespondenz in der
Zeitung der Liquidatoren sieht die Sache besser aus, aber nur wenig,
denn was ist die „Form" der Sozialdemokratie anderes als die Partei?

Doch es geht nicht darum, wie Kautsky sidh korrigiert hat, sondern
darum, was für einen unzulässigen, aus den Bemühungen der Liquida-
toren im Ausland resultierenden Fehler er begangen bat. Die klassen-
bewußten Arbeiter Rußlands könnten natürlich die Ohrenbläser im Aus-
land mit Leichtigkeit entlarven, sie brauchen es nur zu wollen. Und sie
müssen es endlich wollen! Sie müssen die Informierung der ausländischen
Genossen über ihre Bewegung so regeln, daß sie den Händen der verant-
wortungslosen Auslandsgrüppchen entrissen wird. Sie müssen die Be-
mühungen der Ohrenbläser, die (ganz naturgemäße) Uninf ormiertheit der
ausländischen Parteien für ihre liquidatorischen Zwecke auszunutzen,
paralysieren. Gerade deshalb haben wir denn auch die Genossen Arbeiter
aufgefordert, den Aufruf des Internationalen Büros zur Klarstellung der
Differenzen zwischen den Marxisten und den Liquidatoren möglichst
energisch zu beantworten. Mögen die ausländischen Genossen endlich
nicht die liquidatorischen Ohrenbläser, sondern die Stimme der Arbeiter
selbst hören. Das ist wichtig, das ist notwendig, wenn wir die Idee der
internationalen Einheit schätzen.

Diese Aufforderung zu einer wirklichen Klarstellung der Differenzen,
zur Informierung der ausländischen Genossen durch Resolutionen, Be-
schlüsse und Abstimmungen der Arbeiter selbst stellen wir den Versuchen
der Liquidatoren entgegen, die tatsächlichen Vorkommnisse in der Sitzung
des Büros zu vertuschen und zu entstellen.

„Proletarskaja Pratvda" JVr. 8, 'Kado dem 0'ext der
15. Dezember 1913. „Troletarskaja Vrawda".
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N O C H EINMAL
ÜBER DIE T R E N N U N G DES SCHULWESENS

NACH NATIONALITÄTEN

Die Marxisten kämpfen entschieden gegen den Nationalismus in allen
seinen Spielarten, angefangen bei dem groben, reaktionären Nationalis-
mus unserer Regierungskreise und der rechtsoktobristisdien Parteien bis
zu dem mehr oder weniger verfeinerten und verhüllten Nationalismus
der bürgerlichen und kleinbürgerlichen Parteien.

Der reaktionäre oder Schwarzhunderternationalismus ist bestrebt, einer
Nation Privilegien zu sichern, und verdammt damit alle übrigen Nationen
zu einer untergeordneten, nicht gleichberechtigten und sogar völlig recht-
losen Lage. Kein einziger Marxist und selbst kein einziger Demokrat
kann einem solchen Nationalismus gegenüber eine andere als eine äußerst
ablehnende Einstellung haben.

Der bürgerliche und der bürgerlich-demokratische Nationalismus, der
in Worten die Gleichberechtigung der Nationen anerkennt, verficht in
Wirklichkeit (häufig insgeheim, hinter dem Rücken des Volkes) gewisse
Privilegien einer Nation und ist stets bestrebt, für „seine" Nation (d. h.
für die Bourgeoisie seiner Nation) größere Vorteile zu erreichen, die
Nationen voneinander zu trennen und abzugrenzen, die nationale Aus-
schließlichkeit zu fördern usw. Dadurch, daß er am meisten von der
„nationalen Kultur" redet und dasjenige betont, was die eine Nation von
der anderen trennt, trennt der bürgerliche Nationalismus die Arbeiter
der verschiedenen Nationen und verdummt sie durch „nationale Losun-
gen".

Die klassenbewußten Arbeiter beschränken sich nicht darauf, gegen
jeglidbe nationale Unterdrückung und gegen jeglidhe nationalen Privi-
legien zu kämpfen. Sie kämpfen gegen jeden, selbst den verfeinertsten
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Nationalismus und vertreten nicht nur die Einheit, sondern auch den Zu-
sammensdbluß der Arbeiter aller Nationalitäten im Kampf gegen die
Reaktion und gegen jeden bürgerlichen Nationalismus. Nicht die Nationen
voneinander zu trennen ist unsere Aufgabe, sondern die Arbeiter aller
Nationen zusammenzuschließen. Nicht die „nationale Kultur" haben wir
auf unser Banner geschrieben, sondern die internationale Kultur, die alle
Nationen zu einer höheren, sozialistischen Einheit verbindet und die durch
die internationale Vereinigung des Kapitals schon heute vorbereitet wird.

Der Einfluß des kleinbürgerlichen, spießbürgerlichen Nationalismus
hat ebenfalls einige „Audi-Sozialisten" angesteckt, die die sogenannte
„Autonomie auf dem Gebiet der Kultur und Volksbildung", das heißt die
Übergabe des Schulwesens (und überhaupt der Sache der nationalen
Kultur) aus den Händen des Staates in die Hände der einzelnen Nationen,
verfechten. Es versteht sich, daß die Marxisten gegen diese Agitation für
die Abgrenzung der Nationen, gegen diesen verfeinerten Nationalismus,
gegen die Trennung des Schulwesens nach Nationalitäten kämpfen. Als
unsere Bundisten und später die Liquidatoren die „national-kulturelle
Autonomie" entgegen dem Parteiprogramm verteidigen wollten, wurden
sie nicht nur von den Bolschewiki, sondern auch von den parteitreuen
Menschewiki (Plechanow) verurteilt.

Jetzt versucht Herr An in der „Nowaja Rabotschaja Gaseta" (Nr. 103)
diese faule Sache zu verteidigen, indem er die Frage verschiebt und uns
mit Beschimpfungen überhäuft. Die Beschimpfungen lassen wir ruhig
beiseite - das kennzeichnet nur die Ohnmacht der Liquidatoren.

Schulen, in denen in der Muttersprache unterrichtet wird, das eben sei
die Trennung des Schulwesens nach Nationalitäten, versichert Herr An;
die Prawdisten wollen den Nichtrussen ihre nationalen Schulen rauben.

über eine solche Methode des Herrn An kann man nur lachen, denn
jedermann weiß, daß die Prawdisten für die völlige Gleichberechtigung
der Sprachen eintreten und sogar eine Staatssprache für überflüssig hal-
ten! Herr An beginnt in seinem ohnmächtigen Zorn den Kopf zu ver-
lieren. Das ist gefährlich, werter Herr An!

Die Rechte der Muttersprache werden im § 8 des Programms der Mar-
xisten ganz genau und bestimmt anerkannt.132

Wenn Herr An recht hätte damit, daß Schulen, in denen in der Mutter-
sprache unterrichtet wird, eben die Trennung des Schulwesens nach
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Nationalitäten bedeuten - wozu haben dann die Bundisten im Jahre 1906
und die Liquidatoren im Jahre 1912 jenes Programm „ergänzt" (oder,
richtiger gesagt, verjäkdbt), in welchem 1903 auf demselben Parteitag, der
die „national-kulturelle Autonomie" ablehnte, die Muttersprache restlos
anerkannt wurde?

Nein, Herr An, es wird Ihnen nicht gelingen, die Frage zu verschieben
und die Verletzung dieses Programms durch die Liquidatoren, ihre, nach
dem Ausdruck des Genossen Plechanow, „Anpassung des Sozialismus an
den Nationalismus" durch Lärm, Geschrei und Geschimpf zu vertuschen.

Wir wollen das Programm nicht verletzen. Wir wollen nicht den Sozia-
lismus dem Nationalismus anpassen. Wir sind für die vollständige Demo-
kratie, für völlige Freiheit und Gleichberechtigung der Sprachen, ohne
damit irgendwie die „Übergabe des Schulwesens an die Nationen", die
„Trennung des Schulwesens nach Nationalitäten" zu vertreten.

„Es handelt sich ja um die Trennung der Schulen nach Nationen", schreibt
Herr An, „also müssen diese Nationen am jeweiligen Ort vorhanden sein, die
einander in ihrer Entwicklung stören, und folglich i s t es notwendig,
s i e auch auf dem Gebiet der Volksbildung voneinander abzu-
grenzen."

Die von uns hervorgehobenen Worte offenbaren deutlich, wie das
Liquidatorentum Herrn An vom Sozialismus weg zum Nationalismus hin
zieht. Die Abgrenzung der Nationen innerhalb der Grenzen eines Staates
ist schädlich, und wir Marxisten sind bestrebt, sie einander näherzubrin-
gen und zusammenzuschließen. Nicht die „Abgrenzung" der Nationen ist
unser Ziel, sondern die durch eine vollständige Demokratie bewirkte
Sicherung ihrer Gleichberechtigung und eines ebenso (verhältnismäßig)
friedlichen Zusammenlebens wie in der Schweiz*.

„Proletarskaja Prawda" ?Jr. 9, "Nadb dem 7ext der
17. Dezember i9i3. „Proletarskaja Trawda".

* Herr An erklärt kühn, daß „es auch in den Kantonen der Schweiz keine
Mischung der Nationen gibt". Wird er sich nicht schämen, wenn wir ihm die
vier Kantone Bern, Freiburg, Graubünden und Wallis nennen?
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HERR GORSKI
UND EIN LATEINISCHES SPRICHWORT

In der Zeitung der Liquidatoren fährt Herr Gorski fort, den offen-
kundigen Fehler zu verteidigen, den die Sieben beging, als sie den be-
dauerlichen Punkt über die „strafrechtlich zu verfolgenden Handlungen"
annahm. Vergebens sind alle Ausreden, Herr Gorski! Vergebens erklären
Sie, der Entwurf Th. D.s sei Ihnen unbekannt - Sie können ihn mit
Leichtigkeit durch die Redaktion Ihrer Zeitung beschaffen. Möge Th. D.
nicht die Rolle eines Zeugen spielen, der sich „nicht auffinden läßt". Das
wäre lächerlich.

Vergebens versichert Herr Gorski, Lenin, Sinowjew und Kamenew
hätten „durch ihr Schweigen" die Verantwortung für den Entwurf Th. D.s
und seiner Freunde übernommen. Die drei genannten Publizisten würden
jeder 10 Sekretäre und eine besondere Zeitung brauchen, um jeden ans
Licht der Welt gelangenden Unsinn zu widerlegen.

Vergebens versteckt sich Herr Gorski hinter dem Rücken der (denkbar)
sdbledbtesten Elemente unter den Sozialisten; ein Sozialist würde die
Strafe für „strafrechtlich zu verfolgende Handlungen" mildern, wenn
nicht ganz streichen. Es gibt ein schönes lateinisches Sprichwort, das
lautet: „Jeder Mensch kann irren, im Irrtum verharren nur der Tor."

Denken Sie an dieses Sprichwort, Herr Gorski und Herr Th. D., und
empfehlen Sie der Sieben, den oktobristischen Punkt über die „straf-
rechtlich zu verfolgenden Handlungen" aus dem Gesetzentwurf heraus-
zunehmen !

„Vro\eXarska\a Trawda" 7ir. 10, "Nada dem 7ext der
18. "Dezember 1913. „Proletarskaja Vrawda".
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DER BRIEFWECHSEL
ZWISCHEN MARX UND ENGELS133

Die längst angekündigte Ausgabe des Briefwechsels der berühmten
Begründer des wissenschaftlichen Sozialismus liegt endlich vor. Engels
betraute mit der Herausgabe Bebel und Bernstein, und Bebel konnte seinen
Anteil an der redaktionellen Arbeit noch kurz vor seinem Tode fertig-
stellen.

Der Briefwechsel zwischen Marx und Engels, der vor wenigen Wochen
bei Dietz in Stuttgart erschienen ist, umfaßt vier starke Bände. Sie ent-
halten insgesamt 1386 Briefe von Marx und Engels aus der gewaltigen
Zeitspanne von 1844 bis 1883.

Die redaktionelle Arbeit, d. h. die Abfassung der Vorworte zum Brief-
wechsel aus den einzelnen Perioden, hat Ed. Bernstein besorgt. Wie zu
erwarten war, ist diese Arbeit unbefriedigend sowohl in technischer als
auch in ideologischer Hinsicht. Bernstein hätte - nach seiner traurig be-
rühmten „Evolution" zu extrem opportunistischen Ansichten - nicht die
Redaktion von Briefen übernehmen dürfen, die durch und durch revolu-
tionären Geist atmen. Die Vorworte Bernsteins sind zum Teil inhaltlos,
zum Teil direkt falsch - wir finden zum Beispiel statt einer genauen,
klaren, offenen Charakteristik der von Marx und Engels entlarvten oppor-
tunistischen Fehler Lassalles und Schweitzers eklektische Phrasen und
Ausfälle, wie etwa diesen: „Man kann mit Fug bestreiten, daß Marx und
Engels Lassalles Politik immer richtig beurteilt haben" (Bd. III, S. XVIII),
oder, sie hätten in ihrer Taktik derjenigen Schweitzers „viel näher" ge-
standen als derjenigen Liebknechts (Bd. IV. S. X). Außer Verschleierung
und Beschönigung des Opportunismus besagen diese Ausfälle absolut
nichts. Leider greift in der heutigen deutschen Sozialdemokratie die eklek-
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tische Einstellung zum ideologischen Kampf Marx' gegen viele seiner
Gegner immer mehr um sich.

Vom Technischen her gesehen ist das alle vier Bände erfassende Register,
unbefriedigend zusammengestellt (es fehlen zum Beispiel die Namen
Kautsky und Stirling); die Anmerkungen zu den einzelnen Briefen sind zu
spärlich und verlieren sich in den Vorworten des Redakteurs, statt daß sie
im Anschluß an die betreffenden Briefe gebracht werden, wie dies Sorge
gemacht hat, usw.

Der Preis des Briefwechsels ist unmäßig hoch - etwa 20 Rubel für alle
vier Bände. Ohne Zweifel hätte man den vollständigen Briefwechsel
weniger prunkvoll, zu einem erschwinglicheren Preis herausgeben können
und müssen und außerdem - zur weiten Verbreitung unter den Arbei-
tern - einen Auszug der in prinzipieller Hinsicht wichtigsten Stellen.

Alle diese Mängel der Ausgabe werden das Bekanntwerden des Brief-
wechsels natürlich erschweren. Das ist bedauerlich, denn er ist von größ-
tem wissenschaftlichen und politischen Wert. Nicht nur, daß Marx und
Engels hier dem Leser mit besonderer Prägnanz in ihrer ganzen Größe
sichtbar werden. Der überaus reiche theoretische Gehalt des Marxismus
entfaltet sich hier höchst anschaulich, denn Marx und Engels kommen in
den Briefen wiederholt auf die verschiedensten Seiten ihrer Lehre zurück,
indem sie - manchmal gemeinsam beratend und einander überzeugend -
das (früheren Ansichten gegenüber) Neueste, das Wichtigste und Schwie-
rigste hervorheben und erläutern.

In erstaunlicher Lebendigkeit zieht die Geschichte der Arbeiterbewe-
gung der ganzen Welt in ihren wichtigsten Momenten und wesentlichsten
Punkten an dem Leser vorüber. Noch wertvoller ist die Geschichte der
Politik der Arbeiterklasse. Aus den verschiedensten Anlässen in den
verschiedenen Ländern der Alten Welt und in der Neuen Welt und zu
verschiedenen geschichtlichen Zeitpunkten erörtern Marx und Engels das
prinzipiell Wichtigste in bezug darauf, wie die Fragen zu stellen sind,
die die politischen Aufgaben der Arbeiterklasse betreffen. Dabei ist die
Epoche, die der Briefwechsel umfaßt, gerade die Epoche, in der sich die
Arbeiterklasse von der bürgerlichen Demokratie löste, die Epoche, in der
eine selbständige Arbeiterbewegung entstand, die Epoche, in der die
Grundlagen der proletarischen Taktik und Politik ausgearbeitet wurden.
Je öfter wir in unserer Zeit beobachten müssen, wie die Arbeiterbewegung
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verschiedener Länder unter dem Opportunismus leidet - infolge der Sta-
gnation und Fäulnis der Bourgeoisie, infolge der völligen Inanspruchnahme
der Aufmerksamkeit der Arbeiterführer durch die Kleinarbeit des Tages
usw. -, desto größeren Wert gewinnt das überaus reiche Material des
Briefwechsels, das tiefstes Verständnis für die grundlegenden, weltverän-
dernden Ziele des Proletariats sowie eine ungewöhnlich elastische Be-
stimmung der jeweiligen taktischen Aufgaben vom Standpunkt dieser
revolutionären Ziele und ohne die geringsten Zugeständnisse an den Op-
portunismus oder an die revolutionäre Phrase offenbart.

Versucht man mit einem Wort auszudrücken, was sozusagen den Brenn-
punkt des ganzen Briefwechsels ausmacht, jenen zentralen Punkt, in dem
alle Fäden des Netzes der geäußerten und erörterten Ideen zusammen-
laufen, so wird dies das Wort Dialektik sein. Die Anwendung der mate-
rialistischen Dialektik bei der radikalen Umarbeitung der gesamten
politischen Ökonomie, ihre Anwendung auf die Geschichte, auf die Natur-
wissenschaft, die Philosophie, die Politik und die Taktik der Arbeiter-
klasse - das ist es, was Marx und Engels vor allem interessiert, hierzu
haben sie das Wesentlichste und Neueste beigetragen, das ist der geniale
Schritt, den sie in der Geschichte des revolutionären Denkens vorwärts
getan haben.

In der weiteren Darstellung wollen wir nach einem allgemeinen Über-
blick über den Briefwechsel die interessantesten Bemerkungen und Be-
trachtungen von Marx und Engels wiedergeben, wobei wir1 aber keines-
wegs Anspruch darauf erheben, den ganzen Inhalt der Briefe zu er-
schöpfen.

I. ALLGEMEINER ÜBERBLICK

Den Briefwechsel eröffnen die Briefe des vierundzwanzigjährigen
Engels an Marx aus dem Jahre 1844. Die damalige Situation in Deutsch-
land tritt höchst plastisch hervor. Der erste Brief stammt von Ende Sep-
tember 1844 und kommt aus Engels' Geburtsort Barmen, wo die Familie
Engels lebte. Engels war damals noch nicht ganz 24 Jahre alt. Das Fami-
lienmilieu bedrückt ihn, und es drängt ihn fort. Der Vater ist ein Despot,
ein frommer Fabrikant, darüber empört, daß der Sohn in politische Ver-
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Sammlungen läuft und kommunistische Überzeugungen hat. „Wär's nicht
um meiner Mutter wil len, . . . die ich wirklich liebe . . . " , schreibt Engels,
„ich . . . weiß kaum, wie ich die paar Wochen, die ich hier bin, noch aus-
halten soll." „Du glaubst nicht", klagt er Marx, „was für kleinliche
Rücksichten und abergläubische Befürchtungen" hier in der Familie meiner
Abreise entgegengestellt werden.134

Solange Engels in Barmen ist - wo ihn eine Liebesgeschichte noch eine
gewisse Zeit zurückhält - , gibt er dem Vater nach und arbeitet ungefähr
zwei Wochen im Fabrikkontor (sein Vater war Fabrikant). „Der Schacher
ist zu scheußlich", schreibt er an Marx, „Barmen ist zu scheußlich, die
Zeitverschwendung ist zu scheußlich, und besonders ist es zu scheuß-
lich, nicht nur Bourgeois, sondern sogar Fabrikant, aktiv gegen das
Proletariat auftretender Bourgeois zu bleiben." Er -tröste sich, fährt
Engels fort, mit der Arbeit an seinem Buch über die Lage der
arbeitenden Klasse. (Das Buch erschien bekanntlich 1845 und ist
eines der besten Werke der sozialistischen Weltliteratur.) „Man kann
wohl als Kommunist der äußeren Lage nach Bourgeois und Schachervieh
sein, wenn man nicht schreibt, aber kommunistische Propaganda im
großen und zugleich Schacher und Industrie treiben, das geht nicht. Ge-
nug, Ostern geh ich hier fort. Dazu das erschlaffende Leben in einer ganz
radikal-christlich-preußischen Familie - es geht nicht mehr, ich würde auf
die Dauer ein deutscher Philister werden können und das Philisterium in
den Kommunismus hineintragen."135 So schrieb der junge Engels. Nach
der Revolution von 1848 zwang ihn das Leben, in das Kontor des Vaters
zurückzukehren und auf lange Jahre hinaus „Schachervieh" zu bleiben;
doch verstand er es, dabei festzubleiben, sich nicht eine christlich-preu-
ßische, sondern eine ganz andere, eine Umgebung von Genossen zu
schaffen, verstand es, für das ganze Leben ein unbarmherziger Feind des
„Hineintragens des Philisteriums in den Kommunismus" zu werden.

Das gesellschaftliche Leben in der deutschen Provinz im Jahre 1844
ähnelt dem russischen am Anfang des 20. Jahrhunderts, vor der Revolu-
tion von 1905. Alles drängt sich zur Politik, alles lodert voll oppositio-
neller Empörung gegen die Regierung, die Pastoren donnern gegen die
Jugend wegen ihres Atheismus, Kinder bürgerlicher Familien machen
ihren Eltern Szenen, wenn diese „die Dienstboten oder Arbeiter aristo-
kratisch behandeln".
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Die allgemeine oppositionelle Stimmung kommt darin zum Ausdruck,
daß sich alle als Kommunisten bezeichnen: „In Barmen ist der Polizei-
kommissär Kommunist", schreibt Engels an Marx. Ich war in Köln, Düs-
seldorf, Elberfeld - „man mag sich hindrehen und hinwenden, wohin man
will, man stolpert über Kommunisten. Ein sehr wütender Kommunist,
Karikaturen- und angehender Geschichtsmaler, namens Seel, geht in zwei
Monaten nach Paris, ich werde ihn an Euch adressieren, der Kerl wird
Euch durch sein enthusiastisches Wesen, seine . . . Musikliebhaberei ge-
fallen und ist sehr gut zu gebrauchen als Karikaturenmacher."136

„Hier in Elberfeld geschehen Wunderdinge. Wir haben gestern" (ge-
schrieben am 22. Februar 1845) „im größten Saale und ersten Gasthof
der Stadt unsre dritte kommunistische Versammlung abgehalten. Die
erste 40, die zweite 130, die dritte wenigstens 200 Menschen stark. Ganz
Elberfeld und Barmen, von der Geldaristokratie bis zur epicerie [Krämer
schaft], nur das Proletariat ausgeschlossen, war vertreten."

So schreibt Engels wörtlich. In Deutschland waren damals alle Kom-
munisten - mit Ausnahme des Proletariats. Der Kommunismus war die
Ausdrucksform der oppositionellen Stimmungen bei allen, und besonders
bei der Bourgeoisie. „Das dümmste, indolenteste, philisterhafteste Volk,
das sich für nichts in der Welt interessiert hat, fängt an, beinahe zu
schwärmen für den Kommunismus."137 Die Hauptverkünder des Kom-
munismus waren damals Leute vom Schlage unserer Volkstümler, „Sozial-
revolutionäre", „Volkssozialisten" usw., d. h. im Grunde genommen
biedere Bourgeois, die mehr oder minder gegen die Regierung aufgebracht
waren.

Und unter solchen Umständen, inmitten einer unermeßlichen Zahl
pseudosozialistischer Richtungen und Fraktionen, verstand es Engels, sich
den Weg zum proletarischen Sozialismus zu bahnen, ohne den Bruch mit
einer Menge guter Leute, glühender Revolutionäre, aber schlechter Kom-
munisten, zu scheuen.

Im Jahre 1846 ist Engels in Paris. Paris brodelte damals von Politik
und Diskussionen über die verschiedenen sozialistischen Theorien. Engels
studiert begierig den Sozialismus, lernt persönlich Cabet, Louis Blanc und
andere namhafte Sozialisten kennen, läuft in Redaktionen und Zirkel.

Seine Aufmerksamkeit richtet sich vor allem auf die ernsteste und ver-
breitetste sozialistische Lehre jener Zeit, auf den Proudhonismus. Noch



Der Briefwechsel zwischen Marx und Engels 553

vor Erscheinen des Proudhonschen Buches „Die Philosophie des Elends"
(Oktober 1846; die Antwort von Marx, die berühmte Schrift „Das Elend
der Philosophie", erschien 1847) kritisiert Engels mit schonungslosem
Hohn und bewunderungswürdiger Tiefe die Grundideen Proudhons, von
denen damals besonders der deutsche Sozialist Grün viel Aufhebens
machte. Die ausgezeichnete Kenntnis der englischen Sprache (die Marx
sich erst viel später aneignete) und der englischen Literatur ermöglichten
es Engels, sofort (Brief vom 16. September 1846) auf die Beispiele des
Bankrotts der famosen Proudhonschen „labour-bazars [Arbeiterbasare]"
in England hinzuweisen.138 Proudhon blamiert den Sozialismus, empört
sich Engels, nach Proudhon sollen die Arbeiter das Kapital aufkaufen!

Der sechsundzwanzigjährige Engels bereitet dem „wahren Sozialis-
mus" - diesen Ausdruck finden wir in seinem Brief vom 23. Oktober 1846,
lange vor dem „Kommunistischen Manifest" - eine geradezu vernichtende
Niederlage, wobei er als dessen Hauptvertreter Grün nennt. Eine „anti-
proletarische, kleinbürgerliche, straubingische" Lehre, „bloße Duselei",
allerhand „Menschheitsstreben", „abergläubische Gespensterfurcht vor
dem ,Löffelkommunismus'", „friedliche Beglückungspläne" für die
Menschheit - das sind Äußerungen von Engels, die sich auf alle Arten des
vormarxschen Sozialismus beziehen.

„über den Proudhonschen Assoziationsplan wurde drei Abende disku-
tiert", schreibt Engels. „Anfangs hatte ich beinahe die ganze Clique, zu-
letzt nur noch Eisermann und die übrigen drei Grünianer gegen mich. Die
Hauptsache dabei war, die Notwendigkeit der gewaltsamen Revolution
nachzuweisen..." (23. Oktober 1846.) „Zuletzt wurd' ich wütend . . .
und attackierte die Straubinger geradezu . . . , wodurch ich" ihnen „einen
offnen Angriff auf den Kommunismus entlockte . . . Ich erklärte also, ehe
ich mich auf weitere Diskussion einließe, müsse abgestimmt werden, ob
wir hier qua [als] Kommunisten zusammenkämen oder n icht . . . Dies
erregte großes Entsetzen bei den Grünianern, sie seien hier ,für das Wohl
der Menschheit' zusammen . . . übrigens müßten sie erst wissen, was
Kommunismus eigentlich s e i . . . Ich gab ihnen eine höchst simple Defini-
tion, d i e . . . nichts enthielt, was Anlaß zu Abschweifungen und zur Um-
gehung der vorgeschlagenen Abstimmung geben könnte. Ich definierte
also", schreibt Engels, „die Absichten der Kommunisten dahin: 1. die
Interessen der Proletarier im Gegensatz zu denen der Bourgeois durch-

36 Lenin, Werke, Bd. 19
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zusetzen; 2. dies durch Aufhebung des Privateigentums und Ersetzung
desselben durch die Gütergemeinschaft zu tun; 3. kein andres Mittel zur
Durchführung dieser Absichten anzuerkennen als die gewaltsame, demo-
kratische Revolution."139 (Geschrieben anderthalb Jahre vor der Revo-
lution von 1848.)

Die Diskussion endete damit, daß die -Versammlung mit 13 Stimmen
gegen 2 Grünianer die Definition von Engels annahm. Diese Versammlun-
gen waren von ungefähr 20 Schreinergesellen besucht. So wurde vor
67 Jahren in Paris der Grundstein der sozialdemokratischen Arbeiter-
partei Deutschlands gelegt.

Ein Jahr später, im Brief vom 23. November 1847, berichtet Engels an
Marx über den von ihm verfaßten Entwurf des „Kommunistischen Mani-
festes", wobei er sich unter anderem gegen die früher vorgesehene Kate-
chismusform ausspricht. Engels schreibt: „Ich fange an: Was ist der Kom-
munismus? und dann gleich das Proletariat - Entstehungsgeschichte,
Unterschied von früheren Arbeitern, Entwicklung des Gegensatzes des
Proletariats und der Bourgeoisie, Krisen, Folgerungen . . . und schließlich
die Parteipolitik der Kommunisten."140

Dieser historische Brief von Engels über den ersten Entwurf einer
Schrift, die in der ganzen Welt verbreitet, bis heute in allem Grundlegen-
den richtig, lebendig und aktuell ist, als wäre sie gestern geschrieben, zeigt
anschaulich, daß man die Namen Marx und Engels mit Recht nebenein-
ander stellt als die Namen der Begründer des modernen Sozialismus.

Qesdhrieben Ende 1913.
Zuerst veröffentlicht am TJadh dem Manuskript.
28. November 1920 in der
„Trawda" 3Vr. 268.
TAntersdirift: 7$. Lenin.
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• W. I. Lenins Artikel „Drei Quellen und drei Bestandteile des Marxismus"
wurde in Nr. 3 der Zeitschrift „Prosweschtschenije", Jahrgang 1913, ver-
öffentlicht, die dem 30. Todestag von Karl Marx gewidmet war.

„Troswesdhtsdhenije" (Die Aufklärung) - theoretisches Organ der Bolsche-
wiki; erschien monatlich ab Dezember 1911 legal in Petersburg. Die Zeit-
schrift, die auf Anregung Lenins gegründet worden war, trat an die Stelle
der von der zaristischen Regierung verbotenen Moskauer bolschewistischen
Zeitschrift „Mysl" (Der Gedanke). Lenin leitete die Zeitschrift „Proswe-
schtschenije" vom Ausland her; sie veröffentlichte seine Arbeiten: „Prinzi-
pielle Fragen der Wahlkampagne", „Die Ergebnisse der Wahlen", „Kritische
Bemerkungen zur nationalen Frage", „über das Selbstbestimmungsrecht
der Nationen" und andere. Den Teil Kunst und Literatur redigierte
A. M. Gorki. Die Auflage der Zeitschrift betrug nahezu 5000 Exemplare.

Kurz vor dem ersten Weltkrieg - im Juni 1914 - wurde die Zeitschrift
von der zaristischen Regierung verboten. Im Herbst 1917 wurde das „Pro-
sweschtschenije" erneut herausgegeben; es erschien nur eine Doppelnummer
der Zeitschrift, in der die Arbeiten Lenins „Werden die Bolschewiki die
Staatsmacht behaupten?" und „Zur Revision des Parteiprogramms" ver-
öffentlicht wurden. 3

2 ,,'Retsö]" (Die Rede) - Tageszeitung, Zentralorgan der Kadettenpartei; er-
schien in Petersburg ab Februar 1906. Am 26. Oktober (8. November) 1917
wurde sie vom Revolutionären Militärkomitee beim Petrograder Sowjet ver-
boten,- bis August 1918 erschien sie unter anderen Namen. 12

3 Lenin meint folgende Worte von Marx aus seiner Einleitung „Zur Kritik
der Hegeischen Rechtsphilosophie": „Eine Schule, welcher die Niederträch-
tigkeit von heute durch die Niederträchtigkeit von gestern legitimiert, eine
Schule, die jeden Schrei des Leibeigenen gegen die Knute für rebellisch
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erklärt, sobald die Knute eine bejahrte, eine angestammte, eine historische
Knute i s t . . . - die bistorisdbe Kedbtssdbule, sie hätte daher die deutsche
Geschichte erfunden, wäre sie nicht eine Erfindung der deutschen Ge-
schichte." (Karl Marx/Friedrich Engels, Werke, Bd. 1, S. 380.) 13

4 Die Überschrift des Artikels „Über den ,Erdölbungerl" stammt vom Insti-
tut für Marxismus-Leninismus beim ZK der KPdSU in Moskau. i4

5 Gemeint ist die „Prawda", die Zeitung der Bolschewiki, und der „Lutsch",
die Zeitung der menschewistischen Liquidatoren.

Als die „Sechs" und die „Sieben" bezeichnete man die 6 bolschewisti-
schen und die 7 menschewistischen Abgeordneten der sozialdemokratischen
Fraktion der IV. Duma. Ausführlicheres darüber siehe den vorliegenden
Band, S. 451-469. 22

6 „Prawda" (Die Wahrheit) -legale bolschewistische Tageszeitung, deren erste
Nummer am 22. April (5. Mai) 1912 in Petersburg erschien. Der Beschluß
über die Herausgabe einer Massenzeitung für die Arbeiter wurde auf der
Sechsten (Prager) Gesamtrussischen Konferenz der SDAPR angenommen.

Die „Prawda" war eine Massenzeitung der Arbeiter,- das Geld für ihre
Finanzierung wurde von den Arbeitern selbst gesammelt. Um die Zeitung
bildete sich ein großer Kreis von Arbeiterkorrespondenten und Arbeiter-
publizisten. Im Laufe eines einzigen Jahres wurden in der „Prawda" mehr
als elftausend Arbeiterkorrespondenzen veröffentlicht. Die Tagesauflage
der „Prawda" betrug im Durchschnitt 40 000 Exemplare und erreichte bei
manchen Nummern 60 000 Exemplare.

W. I. Lenin leitete die „Prawda" vom Ausland aus. Er schrieb fast täg-
lich für die Zeitung, gab der Redaktion Anweisungen und gewann für
die Zeitung die besten publizistischen Kräfte der Partei. An der Redak-
tion der Zeitung waren N. N. Baturin, K. S. Jeremejew, M. I. Kalinin,
W. M. Molotow, M. S. Olminski, N. G. Poletajew, K. N. Samoilowa,
J. W. Stalin, J. M. Swerdlow, A. I. Uljanowa-Jelisarowa u. a. aktiv betei-
ligt. Auch die bolschewistischen Abgeordneten der IV. Reichsduma A. J. Ba-
dajew, M. K. Muranow, G. I. Petrowski, F. N. Samoilow und N. R. Scha-
gow arbeiteten an der „Prawda" tatkräftig mit.

Die „Prawda" war unablässigen polizeilichen Verfolgungen ausgesetzt.
Im ersten Jahr ihres Bestehens wurde sie 41mal beschlagnahmt, 36 Ge-
richtsverfahren wurden gegen die Redakteure durchgeführt, die insge-
samt 47V2 Monate Gefängnishaft verbüßen mußten. Innerhalb von zwei
Jahren und drei Monaten war die „Prawda" von der zaristischen Regie-
rung achtmal verboten, wurde aber jedesmal unter einem anderen Namen
neu herausgegeben: „Rabotschaja Prawda" (Arbeiterprawda), „Sewernaja
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Prawda" (Prawda des Nordens), „Prawda Truda" (Prawda der Arbeit),
„Sa Prawdu" (Für die Prawda), „Proletarskaja Prawda" (Proletarische
Prawda), „Put Prawdy" (Weg der Prawda), „Rabotschi" (Der Arbeiter),
„Trudowaja Prawda" (Prawda der Werktätigen). Am 8.(21.) Juli 1914,
kurz vor Beginn des ersten Weltkriegs, wurde die Zeitung wiederum ver-
boten.

Die Herausgabe der „Prawda" konnte erst nach der Februarrevolution
wiederaufgenommen werden. Vom 5. (18.) März 1917 an erschien die
„Prawda" als das Zentralorgan der SD APR. Am 5. (18.) April begann
Lenin, aus dem Ausland zurückgekehrt, in der Redaktion zu arbeiten und
übernahm die Leitung der „Prawda". Am 5. (18.) Juli 1917 wurden die
Redaktionsräume der „Prawda" von Offiziersschülern und Kosaken demo-
liert. Vom Juli bis Oktober 1917 wechselte die „Prawda", den Verfolgun-
gen seitens der Provisorischen Regierung ausgesetzt, mehrmals ihren
Namen und erschien als „Listok ,Prawdy'" (Blatt der „Prawda"), „Prole-
tari" (Der Proletarier), „Rabotschi" (Der Arbeiter), „Rabotschi Put" (Weg
des Arbeiters). Seit dem 27. Oktober (9. November) erscheint die Zeitung
unter ihrem alten Namen „Prawda". 26

7 „ Bas Rußland von heute und die Arbeiterbewegung" hieß ein von Lenin am
18. April 1913 in Krakau gehaltener Vortrag. Der Zeitungsbericht über den
Vortrag wurde im „Naprzdd" (Vorwärts) veröffentlicht, dem Zentral-
organ der Polnischen Sozialdemokratischen Partei Galiziens und Schle-
siens, das seit 1892 in Krakau erschien. 28

8 Lenin meint den reaktionären Staatsstreich vom 3. (16.) Juni 1907, der in
der gewaltsamen Auflösung der II. Reichsduma durch die Regierung und
in der Abänderung des Gesetzes über die Dumawahlen seinen Ausdruck
fand.

Durch das neue Wahlgesetz wurde die Zahl der Vertreter der Guts-
besitzer und der Handels- und Industriebourgeoisie in der Duma um ein
vielfaches erhöht, während die ohnehin geringe Zahl von Vertretern der
Bauern, Arbeiter und der nichtrussischen Nationalitäten stark verringert
wurde. Nach dem neuen Gesetz kam ein Wahlmann in der Grundbesitzer-
kurie (Gutsbesitzer) auf 230 Wähler, in der ersten Städtekurie (Groß-
bourgeoisie) auf 1000 Wähler, in der zweiten Städtekurie (die übri-
gen Wähler in der Stadt) auf 15 000 Wähler, in der Bauernkurie auf
60 000 Wähler und in der Arbeiterkurie auf 125 000 Wähler. Durch das
Wahlgesetz vom 3. Juni wurde die Vorherrschaft der Schwarzhunderter
und Oktobristen in der III. und IV. Reichsduma gesichert. 29



560 Anmerkungen

9 Unter den „patriardbalisdhen Losungen" Katkotvs und Vobedonoszews ver-
steht Lenin die von ihnen erhobenen Forderungen nach „Unveräußerlich-
keit" der Bodenanteile, nach Erhaltung der Dorfgemeinde und anderer
Überreste der Leibeigenschaft. Katkow - Redakteur der reaktionären Zei-
tung „Moskowskije Wedomosti" (Moskauer Nachrichten) - und Pobedo-
noszew - Oberprokuror des Synods - waren leidenschaftliche Verteidiger
der von Alexander III. betriebenen Politik des fronherrlichen Adels. 30

10 Gemeint ist der Rat des vereinigten Adels, eine konterrevolutionäre Or-
ganisation der Gutsbesitzer, die im Mai 1906 gegründet wurde. Der Rat
übte einen großen Einfluß auf die Politik der zaristischen Regierung aus.
Lenin nannte den Rat des vereinigten Adels „Rat der vereinigten Fron-
herren". 30

11 „Jlusskoje Bogatstwo" (Russischer Reichtum) - Monatsschrift, die von 1876
bis 1918 in Petersburg erschien. Anfang der neunziger Jahre wurde sie
zu einem Organ der liberalen Volkstümler. Von 1906 an war das „Russkoje
Bogatstwo" faktisch Organ der halbkadettischen „Volkssozialistischen
Arbeitspartei". Lenin bezeichnete die Richtung des „Russkoje Bogatstwo"
in dieser Periode als „volkstümlerisch, volkstümlerisch-kadettisch". 31

12 Lenin meint die am 23. Juni (6. Juli) 1912 von der III. Reichsduma unter
dem Druck der Arbeiterbewegung erlassenen Gesetze über die Kranken-
und Unfallversicherung. Diese Gesetze fanden nur auf 20 Prozent der
Industriearbeiter Anwendung und sahen keine Versicherung im Falle der
Invalidität, des Alters und der Arbeitslosigkeit vor.

Die Partei der Bolschewiki organisierte eine Massenkampagne für die
Erweiterung der Arbeiterversicherung und nützte diese Kampagne zur
Stärkung ihres Einflusses unter den Arbeitermassen aus. 31

13 Lenin meint den Kampf innerhalb der österreichischen Sozialdemokratie,
dessen Ergebnis die Zersplitterung der einheitlichen Partei in sechs natio-
nale „sozialdemokratische Gruppen" war: die deutsche, tschechische, pol-
nische, ruthenische, italienische und südslawische. Alle diese Gruppen hat-
ten nur durch den gemeinsamen Parteitag und den gemeinsamen Partei-
vorstand miteinander Verbindung. 32

14 Gemeint sind die sozialdemokratischen bolschewistischen Organisationen
des Kaukasus, die in ihren Reihen die fortschrittlichen Proletarier verschie-
dener Nationalitäten vereinigten. 32

15 Die englische Arbeiterpartei (Labour Party) - Vereinigung von Trade-
Unions, sozialistischen Organisationen und Gruppen, die 1900 mit dem
Ziel gegründet wurde, Arbeitervertreter in das Parlament zu bringen. Die
Vereinigung nannte sich zunächst „Komitee für Arbeitervertretung" und
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nahm 1906 den Namen Labour Party an. Obwohl sie ursprünglich ihrer
Zusammensetzung nach eine Arbeiterpartei darstellte (später traten ihr
viele kleinbürgerliche Elemente bei), war sie ihrer Ideologie und Taktik
nach eine opportunistische Organisation, und ihre Politik war die der
Klassenzusammenarbeit mit der Bourgeoisie. Während des imperialisti-
schen Weltkriegs 1914-1918 bezogen die Führer der Labour Party eine
sozialchauvinistische Position. 36

« Die Britische Sozialistische Partei (British Socialist Party) wurde 1911 in
Manchester gegründet. Ihren Kern bildete die 1884 entstandene Sozial-
demokratische Föderation (geführt von Hyndman, Harry Quelch, Tom
Mann u. a.), die später in Sozialdemokratische Partei umbenannt wurde.
Die Britische Sozialistische Partei trieb Propaganda und Agitation im
Geiste des Marxismus und war eine Partei, „die nicht opportunistisch, son-
dern von den Liberalen wirklich unabhängig ist" (£enin). Ihre zahlen-
mäßige Schwäche und ihre Losgelöstheit von den Massen verliehen ihr
einen gewissen sektiererischen Charakter.

Während des imperialistischen Weltkriegs 1914-1918 bildeten sich in
der Partei zwei Richtungen heraus: eine offen sozialchauvinistische unter
der Führung von Hyndman und eine internationalistische unter der Füh-
rung von A. Inkpin, Th. Rothstein u. a. Im April 1916 spaltete sich die
Partei. Hyndman und seine Anhänger blieben in der Minderheit und
traten aus der Partei aus. Seitdem hatten die internationalistischen Ele-
mente, die gegen den imperialistischen Krieg kämpften, in der Britischen
Sozialistischen Partei die Führung inne. Die Britische Sozialistische Partei
ergriff die Initiative zur Gründung der Kommunistischen Partei Großbri-
tanniens im Jahre 1920, und die Mehrheit ihrer Organisationen trat in die
Kommunistische Partei ein. 36

17 Die TAnabhängige Arbeiterpartei Englands (Independent Labour Party)
wurde 1893 gegründet. An der Spitze der Partei standen Keir Hardie,
R. MacDonald und andere. Sie erhob Anspruch auf politische Unabhän-
gigkeit von den bürgerlichen Parteien, war jedoch in Wirklichkeit, wie
Lenin sich ausdrückte, „ unabhängig' nur vom Sozialismus, aber vom Libe-
ralismus sehr abhängig". Während des imperialistischen Weltkriegs 1914
bis 1918 trat die Unabhängige Arbeiterpartei zunächst mit einem Manifest
gegen den Krieg hervor (13. August 1914), später hingegen, auf der Lon-
doner Konferenz der Sozialisten der Ententeländer im Februar 1915, stimm-
ten die Unabhängigen der auf dieser Konferenz angenommenen sozial-
chauvinistischen Resolution zu. Seitdem standen die sich mit pazifisti-
schen Phrasen tarnenden Führer der Unabhängigen auf den Positionen des
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Sozialchauvinismus. Nach der Gründung der Kommunistischen Internatio-
nale im Jahre 1919 beschlossen die Führer der Unabhängigen Arbeiter-
partei unter dem Druck der nach links geschwenkten Massen der Partei-
mitglieder den Austritt aus der II. Internationale. 1921 traten die Unab-
hängigen der sogenannten zweieinhalbten Internationale bei und schlös-
sen sich nach deren Zerfall von neuem der II. Internationale an. 36

18 „Ihe Labour Eeader" (Der Arbeiterführer) - Wochenzeitung, die ab 1889
herausgegeben wird; ab 1893 Organ der Unabhängigen Arbeiterpartei
Englands. 36

19 „Promysdhlennost i Jorgowlja" (Industrie und Handel) - Zeitschrift,
Organ des Kongreßrates der Vertreter von Industrie und Handel; erschien
in Petersburg von Januar 1908 bis Dezember 1917. Die Zeitschrift vertrat
die Interessen der großen Industrie- und Handelsbourgeoisie. 40

20 7h. ,D. - Th. Dan - einer der Führer der menschewistischen Liquidatoren.
44

21 „Cutsdh" (Der Strahl) - legale Tageszeitung der menschewistischen Liqui-
datoren; wurde vom 16. September 1912 bis 5. Juli 1913 (a. St.) in Peters-
burg herausgegeben. Es erschienen 237 Nummern. Die Zeitung existierte
in der Hauptsache von Spenden Liberaler. Die ideologische Leitung der
Zeitung lag in den Händen P. B. Axelrods, Th. Dans, L. Martows und
A. S. Martynows. 44

22 Auf die Notwendigkeit der Herausgabe einer legalen Arbeiterzeitung in
Moskau wies Lenin bereits im Sommer 1912 hin. „Jeder bewußte Arbeiter
begreift", schrieb Lenin damals, „daß Petersburg ohne Moskau wie eine
Hand ohne die andere i s t . . . Moskau wird sich natürlich eine eigene
Arbeitertageszeitung schaffen müssen." Gleichzeitig hielt Lenin es für not-
wendig, zuerst die „Prawda" zu stärken und danach eine Zeitung in Mos-
kau zu schaffen - die „Moskowskaja Prawda", wie er sie in einem Brief
an A. M. Gorki nannte. Die Frage der Herausgabe eines Parteiorgans in
Moskau wurde am 27. Juli (9. August) 1913 in Poronin auf einer Beratung
der ZK-Mitglieder erörtert.

Die Sammelkampagne für die Moskauer Zeitung begann im Dezember
1912, nachdem in der „Prawda" (Nr. 176 vom 24. November 1912) der
Brief einer Gruppe Moskauer Arbeiter erschienen war, in dem sie darauf
hinwiesen, daß die Organisierung einer Arbeiterzeitung in Moskau wichtig
und durchführbar sei, und dazu aufriefen, für ihren Fonds zu sammeln.
Dieser Aufruf fand bei den Arbeitern lebhafte Zustimmung. Das Erschei-
nen der Zeitung wurde durch die Verhaftung einer Gruppe von Bolschewiki,
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die ihre Herausgabe vorbereiteten, verzögert. Die erste Nummer der Mos-
kauer Arbeiterzeitung mit dem Namen „Nasch Put" erschien am 25. August
(7. September) 1913. 45

23 „Russkaja Mysl" (Der russische Gedanke) - Monatsschrift liberal-volks-
tümlerischer Richtung, die a b 1880 in M o s k a u erschien. Nach der Revo-
lution von 1905 war sie das O r g a n des rechten Flügels der Kadet tenpar te i .
In dieser Zei t bezeichnete Lenin die „Russkaja M y s l " als „Tschernosoten-
naja M y s l " (Schwarzhunder tergedanke) . Die Zeitschrift wurde M i t t e
1918 verboten. 55

24 „IVedii" (Marks te ine) - Sammelband der Kadetten,- erschien 1909 in
M o s k a u mit Artikeln von N . Berdjajew, S. Bulgakow, P . Struve, M . Ger-
schenson und anderen Ver t re tern der konterrevolutionären liberalen Bour-
geoisie. In ihren Artikeln über die russische Intelligenz versuchten die
„Wechi"-Leute , die revolutionär-demokratischen Tradi t ionen de r besten
Vertreter des russischen Volkes, da run te r W . G. Belinskis u n d N . G .
Tschernyschewskis, zu verunglimpfen; sie zogen die revolutionäre Bewe-
gung von 1905 in den Schmutz und sprachen der zaristischen Regierung
den D a n k dafür aus , daß sie die Bourgeoisie „mit ihren Bajonetten und
Gefängnissen" „vor der Volkswut" rettete. D e r Sammelband appellierte an
die Intelligenz, sich in den Dienst der Selbstherrschaft zu stellen. W . I. Le-
nin verglich das Programm der „Wechi" sowohl in der Philosophie als
auch in der Publizist ik mit dem Programm der Schwarzhunder terzei tung
„Moskowskije Wedomos t i " (Moskauer Nachrichten) und bezeichnete den
Sammelband als „Enzyklopädie des liberalen Renegatentums", als eine
„einzige Flut reakt ionären Spülichts, das über die Demokrat ie ausgegos-
sen wird" . 55

25 „Xiewskaja TAysl" (Kiewer Gedanke) - bürgerlich-demokratische Tages-
zei tung; erschien von 1906 bis 1918. 57

26 „Semsdhtsdhina" (De r Bauernstand) - Tageszei tung der Schwarzhunderter ,
die von Juni 1909 bis Februar 1917 in Petersburg erschien,- sie wurde von
der Zarenregierung und dem Rat des vereinigten Adels subsidiert. 61

27 „TJowoje Wremja" (Neue Zei t ) - Tageszei tung, die von 1868 bis Ok tobe r
1917 in Petersburg erschien. Z u Beginn gemäßigt liberal, wurde sie Ende
der siebziger Jah re zum O r g a n reakt ionärer Kreise des Adels und der
Bürokratie. Die Ze i tung bekämpfte nicht n u r die revolutionäre, sondern
auch die bürgerlich-liberale Bewegung. A b 1905 war sie ein O r g a n der
Schwarzhunderter . Lenin bezeichnete das „Nowoje W r e m j a " als Mus te r -
beispiel einer käuflichen Zei tung. 61



564 Anmerkungen

28 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Werke, Bd. 32, S. 579. 62
29 Geme in t sind folgende Par te ibeschlüsse : „Entwurf de r Bedingungen für

die Vereinigung des ,Bund' und der S D A P R " , angenommen 1906 vom
IV. (Vereinigungs-) Par te i tag der SDAPR, und die Resolution „ o b e r die
Vereinigung der örtlichen nationalen Organisa t ionen" , angenommen 1908
von der Fünften (Gesamtrussischen) Konferenz der S D A P R . (Siehe „Die
K P d S U in Resolutionen und Beschlüssen der Par te i tage, Parteikonferenzen
und Plenar tagungen des Z K " , 7. Auflage, Teil I, Moskau 1954, S. 134/135,
S. 203, russ.) 70

30 „Tiasdia Sarja" (Unsere Morgenrö te ) - legale Monatsschrif t der mensche-
wistischen Liquidatoren,- erschien von 1910 bis 1914 in Petersburg. U m die
„Nascha Sarja" gruppierte sich der Kern der Liquidatoren in Rußland. 71

31 „Jorgowo-Promysdhlennaja Qaseta" (Hande ls - und Industriezeitung) -
erschien in Petersburg von 1893 bis 1918, zunächst als Tagesbeilage zum
„Westn ik Finansow, Promyschlennosti i Torgowli" , a b 1894 als selbstän-
dige Publikat ion. 79

32 Lenin meint die Beschlüsse der Fünften (Gesamtrussischen) Konferenz der
S D A P R , die vom 21.bis 27. Dezember 1908 (3 . bis 9. J anua r 1909) in Paris
abgehal ten wurde. Auf der Konferenz waren 16 Delegierte mit beschlie-
ßender Stimme anwesend: 5 Bolschewiki, 3 Menschewiki, 5polnische Sozial-
demokraten u n d 3 Bundisten. Ver t re ter des Z K der S D A P R war W . I. Lenin.
E r hielt auf der Konferenz ein Referat „ Ü b e r die gegenwärt ige Lage und
die Aufgaben der Par te i " sowie Reden über die sozialdemokratische Duma-
fraktion, über die Organisat ionsfrage und andere Fragen. Auf der Konfe-
renz führten die Bolschewiki den Kampf gegen zwei Ar ten des Oppor tunis -
mus in der Partei - gegen das Liquidatorentum u n d gegen den Otsowis-
mus. Auf Vorschlag Lenins verurteilte die Konferenz das Liquidatorentum
und rief alle Parteiorganisat ionen zu entschiedenem Kampf gegen die Ver-
suche auf, die Partei zu liquidieren. In allen Fragen nahm die Konferenz
bolschewistische Beschlüsse an. 92

33 Lenin meint die Beschlüsse der Sechsten ( „ P r a g e r " ) Gesamtruss ischen Kon-
ferenz der SDAPR, die vom 5. bis 17. (18. bis 30.) Januar 1912 stattfand.
Auf der Konferenz waren mehr als 20 Parteiorganisationen vertreten. Des-
halb hatte sie faktisch die Bedeutung eines Parteitags. Die Konferenz
wurde von W. I. Lenin geleitet; er hielt Referate und schrieb Resolutions-
entwürfe zu den wichtigsten Fragen der Tagesordnung der Konferenz.

Die Prager Konferenz der SDAPR spielte in der Entwicklung der Partei
der Bolschewiki, der Partei neuen Typus, eine hervorragende Rolle. Sie zog
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die Bilanz einer ganzen historischen Periode des Kampfes der Bolschewiki
gegen die Menschewiki und verankerte den Sieg der Bolschewiki. Die
menschewistischen Liquidatoren wurden aus der Partei vertrieben. Auf der
Basis der auf der Konferenz gefaßten Beschlüsse schlössen sich die Partei-
organisationen in den einzelnen Orten fest zusammen. Die Konferenz
stärkte die Partei als gesamtrussische Organisation. Sie legte die politi-
sche Linie und die Taktik der Partei unter den Bedingungen des neuen
revolutionären Aufschwungs fest. Die Partei der Bolschewiki, die sich von
den Opportunisten befreit hatte, stand an der Spitze des neuen mächtigen
Aufsdiwungs im revolutionären Kampf der Volksmassen. Die Prager Kon-
ferenz war von großer internationaler Bedeutung. Sie gab den revolutio-
nären Kräften in den Parteien der II. Internationale ein Beispiel für den
entschiedenen Kampf gegen den Opportunismus, für die konsequente Zu-
endeführung dieses Kampfes bis zum vollständigen organisatorischen Bruch
mit den Opportunisten. 92

34 Lenin meint die Beschlüsse der Beratung des ZK der SDAPR mit Partei-
funktionären, die vom 26. Dezember 1912 bis 1. Januar 1913 (8. bis 14.
Januar 1913) in Krakau stattfand und aus konspirativen Gründen als
„Februar"beratung bezeichnet wurde. An der Beratung nahmen W . I. Lenin,
N . K. Krupskaja, J. W . Stalin, die bolschewistischen Abgeordneten der
IV. Reichsduma A. J. Badajew, G. I. Petrowski, N . R. Schagow u. a. teil.

Die Beratung erörterte folgende Fragen: 1. Berichte der örtlichen Organi-
sationen und über die Arbeit des Z K ; 2. Der revolutionäre Aufschwung,
die Streiks und die Aufgaben der Partei; 3. Der Aufbau der illegalen Or-
ganisation; 4. Die sozialdemokratische Dumafraktion; 5. Die Parteipresse;
6. Die Versicherungskampagne; 7. Das Verhältnis zum Liquidatorentum
und die Frage der Einheit; 8. ü b e r die „nationalen" sozialdemokratischen
Organisationen.

Die Beratung wurde unter Lenins Vorsitz durchgeführt; er sprach zu
einer Reihe von Fragen, schrieb die Resolutionen und die Mitteilung über
die Beratung. In einem Brief an Gorki bemerkte Lenin, daß die Beratung
„sehr gut gewesen ist und noch eine Rolle spielen wird". 92

35 Der „Entwurf einer Plattform zum IV.Parteitag der Sozialdemokratie
Lettlands" wurde im Mai 1913 im Zusammenhang mit der vorbereitenden
Tätigkeit für die Einberufung des IV. Parteitags der Sozialdemokratie
Lettlands von Lenin für die lettischen Bolschewiki verfaßt. In dieser Periode
verschärfte sich der Kampf zwischen Bolschewiki und Menschewiki unter
den lettischen Sozialdemokraten; alle zentralen Institutionen waren bis
1913 von menschewistischen Liquidatoren und Versöhnlern besetzt. Die
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lettischen Bolschewiki schufen sich, gestützt auf die bolschewistisch gesinn-
ten Arbeiter , ihre eigene Frakt ion. Lenin unters tü tz te sie im Kampf gegen
die liquidatorische Par te i führung.

Die Führe r der lettischen Bolschewiki, die sich im Ausland ihr Zen-
t rum - das „Büro der Auslandsgruppen" - geschaffen hat ten, veröffent-
lichten die Leninsche Plat tform im August 1913 in der Zei tung „Cinas
Biedrs" N r . 4 u n d im November 1913 als Sonderdruck aus der N r . 8 ihres
„Bulletins" („Biletens") un te r der Überschrift „Unsere Plattform zum
IV. Kongreß der Sozialdemokratie Let t lands" . Ein drittes M a l wurde der
„Entwurf der Plat t form" in der N u m m e r 9/10 des „Bulletins" veröffent-
licht. Die Redaktion des „Bulletins", die un te r dem Einfluß versöhnlerischer
Elemente stand, ließ bei der Veröffentlichung des Leninschen Textes den
der nationalen Frage gewidmeten Abschnitt aus und kürz te u n d änder te
andere Abschnitte zum Teil .

In der vierten wie in der drit ten Ausgabe der W e r k e ist der „Entwurf
de r Pla t t form" in vollem W o r t l a u t nach dem erhalten gebliebenen M a n u -
skript Lenins in russischer Sprache veröffentlicht. 93

36 An - Pseudonym des Führers der kaukasischen Menschewiki, N . N . Shor-
danija. 94

37 Gruppe „Wperjod" - parteifeindliche Gruppe von Otsowisten, Ul t imat i -
sten und Gottbildnern,- ents tand im Dezember 1909 auf Initiative A. Bog-
danows und G. A. Alexinskis nach Auflösung der Schule auf Capri , des
Frakt ionszentrums der Otsowisten und Ult imatis ten.

„Der Einfluß dieser Gruppe" , schrieb Lenin, „war stets sehr unbedeu-
tend, u n d sie fristete ihr Dasein ausschließlich dank dem ,Kompromisseln'
mit allen möglichen von Rußland losgelösten und impotenten Auslands-
gruppen." (Siehe Werke , Bd. 17, S. 533.) Die Gruppe „Wper jod" zerfiel
faktisch in den Jahren 1913-19.14. 98

38 Es handelt sich um das Programm zur nationalen Frage, das auf dem Par-
teitag der Sozialdemokratischen Partei Österreichs in Brunn (Brno) im
September 1899 angenommen wurde. 101

39 Siehe Karl Marx und Friedrich Engels, „Manifest der Kommunistischen
Partei", in Werke, Bd. 4, S. 471. 105

40 „Russkije Wedomosti" (Russische Nachrichten) - Zeitung, die ab 1863 in
Moskau erschien,- sie vertrat die Anschauungen der gemäßigten liberalen
Intelligenz. Anfang 1905 wurde sie zum Organ des rechten Flügels der
Kadetten. Bald nach der Sozialistischen Oktoberrevolution 1917 wurde sie
verboten. 120
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41 Der Entwurf der Rede „Zur Politik des Ministeriums für Volksbildung"
wurde von Lenin für das Auftreten eines bolschewistischen Abgeordneten
in der Duma vorbereitet. Diese Rede wurde von dem Abgeordneten A. J.
Badajew am 4. (17.) Juni 1913 anläßlich der Erörterung des Berichts der
Budgetkommission über den Etat des Ministeriums für Volksbildung für
1913 in der Duma gehalten. Den größten Teil des Leninschen Entwurfs
brachte Badajew fast wörtlich, doch er durfte nicht bis zu Ende sprechen.
Für den Ausspruch: „Verdient diese Regierung es nicht, vom Volk davon-
gejagt zu werden?" wurde Badajew das Wort entzogen. 122

42 Es handelt sich um das menschewistische Agrarprogramm der Munizipali-
sierung des Bodens, das vom IV. (Vereinigungs-) Parteitag der SDAPR
angenommen wurde. Eine Kritik dieses Programms ist in W . I. Lenins
Arbeiten „Bericht über den Vereinigungsparteitag der SDAPR" und „Das
Agrarprogramm der Sozialdemokratie in der ersten russischen Revolution
von 1905 bis 1907" enthalten. (Siehe Werke, Bd. 10, S. 338-349, und
Bd. 13, S. 213-437.) i38

43 Lenin zitiert den Beschluß über die Verurteilung des Liquidatorentums und
des Otsowismus, der vom Januarplenum des ZK der SDAPR 1910 zur
Frage der „Lage in der Partei" angenommen wurde. (Siehe „Die KPdSU
in Resolutionen und Beschlüssen der Parteitage, Parteikonferenzen und
Plenartagungen des ZK", 7. Auflage, Teil I, Moskau 1954, S. 236, russ.)
140

44 „Wosroshdemje" (Wiedergeburt) - legale Zeitschrift der menschewisti-
schen Liquidatoren; erschien von Dezember 1908 bis Juli 1910 in Moskau.
143

45 „SVetfsfei Qohs" (Die Newast imme) - legale Wochenzei tung der mensche-
wistischen Liquidatoren, die von M a i bis Augus t 1912 in Pe te rsburg er-
schien. i44

*' Lenin meint das Qesetz vom i 1. (24.) Dezember i905 über die Einberufung
einer „gesetzgebenden" Reichsduma, das von de r zaristischen Regierung
veröffentlicht wurde , als sich der M o s k a u e r bewaffnete Aufs tand auf sei-
nem Höhepunk t befand. Die erste D u m a , die nach dem Gese tz vom 11 . D e -
zember 1905 gewählt wurde, wa r eine kadettische Duma . 149

47 Lenin bezeichnet als „Sablers Vopen" die Geistlichen, die-auf Anordnung
des Oberprokurors des Synods, des Reaktionärs Sabler, zur aktiven Teil-
nahme an den Wahlen zur IV. Reichsduma herangezogen wurden, um die
Wahl von Abgeordneten zu gewährleisten, die der zaristischen Regierung
genehm waren. i49
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48 £. S. (L. Sedow) - Pseudonym des menschewistischen Liquidators B. A.
Ginsburg. 154

49 Lenin meint zwei in der „Prawda" veröffentlichte Artikel M. S. Olminskis
(Witimskis) unter dem Titel „Wer geht mit wem?" und „Die ,Prawda'",
„Prawda" Nr. 106 und 123 vom 10. und 30. Mai 1913. 158

50 D e n Brief „Zu "Herrn 'Bogdanow und der Qruppe ,Wperjod " schrieb Lenin
im Zusammenhang mit einer in der „P rawda" N r . 120 vom 26. M a i 1913
veröffentlichten Erklärung A. Bogdanows an die Redaktion. Bogdanow
machte den Versuch, die von Lenin erwähnte Tatsache zu widerlegen, d a ß
die Ablehnung der Dumatä t igke i t und der Ausnu tzung anderer legaler
Möglichkeiten mit der „Wperjod"-Richtung verbunden war (siehe den vor-
liegenden Band, S. 141). In einer Anmerkung der Redaktion zu dem Brief
Bogdanows, die Lenins heftigen Protest hervorrief, war gesagt worden,
d a ß die Erklärung Bogdanows „als Zeichen der Unvoreingenommenhei t"
veröffentlicht werde.

Als Antwort auf die Anmerkung der Redaktion schickte Lenin zusammen
mit dem Brief „ Z u H e r r n Bogdanow und der Gruppe ,Wper jod ' " eine
Not i z an die „P rawda" (die damals nicht veröffentlicht und bis heute nicht
aufgefunden worden ist), die sich gegen die Entstellung der Geschichte der
Partei durch Bogdanow richtete. Lenin ha t te die Redaktion der „P rawda"
wiederholt darauf aufmerksam gemacht, daß eine Mi ta rbe i t Bogdanows
an der bolschewistischen Zei tung unzulässig sei. Auf die Forderung Lenins
wurde Bogdanow aus der Mitarbei ter l is te der „P rawda" gestrichen, nach-
dem er seinen Artikel „Ideologie" geschrieben hat te , der eine offene Pro-
paganda machistischer Anschauungen darstellte. 161

51 T>omou> - Pseudonym M . N . Pokrowskis. 162
52 Wolski, Stanislaw - Pseudonym A. W . Sokolows. 162
53 Stepinski - Pseudonym W . R. Menshinskis . 162
54 Gemeint ist die Zeitschrift „Der Cechoslavische Sozialdemokrat" . 164
55 Als preußische Oktobristen und Kadetten bezeichnete Lenin die Fort-

schrittspartei, die Partei der preußischen liberalen Bourgeoisie. 166
5S D e r Entwurf der Rede „Zur Trage der (allgemeinen) Agrarpolitik der heu-

tigen Regierung" wurde von Lenin für das Auftreten eines bolschewisti-
schen Abgeordneten in der D u m a vorbereitet . Diese Rede wurde von dem
Abgeordneten N . R. Schagow am 9. (22.) Juni 1913 anläßlich der Erörte-
rung des Berichts der Budgetkommission über den Etat des Depar tements
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für staatlichen Grundbes i tz in der D u m a gehalten. Die Verlesung der
Rede wurde von Zwischenrufen der rechten Abgeordneten begleitet, und der
Vorsitzende der D u m a drohte wiederholt, dem Redner wegen Verletzung
der Bestimmung, die das Verlesen von Reden untersagte , das W o r t zu ent-
ziehen. Schagow m u ß t e mehrere Stellen aus dem Leninschen Entwurf der
Rede weglassen,- es gelang ihm nur , etwa die Hälf te des Textes zu Gehör
zu br ingen. 168

57 Gemeint sind die Slawophilendemonstrationen, die a m 17., 18. und
24. M ä r z (30., 3 1 . M ä r z und 6. April) 1913 von reakt ionären nationalisti-
schen Elementen in Petersburg anläßlich der serbisch-bulgarischen Siege
über die Türken im ersten Balkankrieg organisiert worden waren. Die
reakt ionären Elemente versuchten, den nationalen Befreiungskampf der
Balkanvölker im Interesse einer räuberischen Großmachtpoli t ik des rus-
sischen Zar i smus im N a h e n Os ten auszunutzen . 210

58 De r Qeneralstreik in Belgien dauer te vom 14. bis 24. April 1913. D a s bel-
gische Proletar iat forderte eine Verfassungsreform - allgemeines, gleiches
Wahlrecht . Am Streik nahmen 400 000-500 000 Arbeiter von insgesamt
mehr als einer Million teil. Die „P rawda" berichtete regelmäßig vom Ver-
lauf des Streiks und übe r Solidaritätsspenden russischer Arbei ter für die
Streikenden. 211

59 Lenin meint den ersten Jahrestag des Blutbades an der Lena 1912, aus des-
sen Anlaß die Petersburger Arbeiter einen 24stündigen Streik durchführten,
an dem mehr als 85 000 Arbeiter teilnahmen. 214

60 Organisationskomitee (OK) - das leitende Zentrum der Menschewiki, das
1912 auf der Augustkonferenz der menschewistischen Liquidatoren, Trotz-
kisten und anderer parteifeindlicher Gruppen und Strömungen gebildet
worden war. Es bestand bis zur Wahl des ZK der menschewistischen Par-
tei im August 1917. 219

u Die Vorstandswablen des Petersburger "MetaUarbciterverbandes fanden am
21. April (4. Mai) 1913 statt. An der Metallarbeiterversammlung nahmen
an die 800 Personen teil, mehr als 400 fanden keinen Platz mehr im Ver-
sammlungsraum. Die Bolschewiki schlugen eine Kandidatenliste für den
Vorstand vor, die sie in Nr. 91 der „Prawda" veröffentlicht und unter die
Versammelten verteilt hatten. Entgegen dem Drängen der Liquidatoren,
„ohne Unterschied der Richtungen" zu wählen, gab die überwiegende
Mehrheit der Versammlungsteilnehmer ihre Stimme für die Liste der
„Prawda" ab. Von den 14 gewählten Vorstandsmitgliedern standen 10 auf
der Liste der „Prawda". 220

37 Lenin, Werke, Bd. 19
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02 „Diskussionny Listok" (Diskussionsblatt) - Beilage zum „Sozial-Demo-
krat", dem Zentralorgan der SDAPR; wurde auf Beschluß des Januar-
plenums des ZK der SDAPR (im Jahre 1910) herausgegeben und erschien
von März 1910 bis April 1911 in Paris. Es erschienen 3 Nummern.

In Nr. 2 des „Diskussionny Listok" vom 25. Mai (7. Juni) 1910 wurde
der Schluß von W.I.Lenins Artikel „Notizen eines Publizisten" ver-
öffentlicht. (Siehe Werke, Bd. 16, S. 206-261.) 220

63 „ Der Xampf" - theoretische Monatsschrift des Austromarxismus. Sie nahm
eine opportunistische, zentristische Position ein, die sie hinter linken Phra-
sen verbarg. Sie erschien von 1907 bis 1934 in Wien, von 1934 bis 1938 in
Prag. 220

64 Jieomaltbusianismus - eine Spielart des Malthusianismus, der reaktio-
nären Lehre des englischen bürgerlichen Ökonomen Malthus (1766-1834),
der behauptete, es existiere ein „ewiges", von den Besonderheiten der
Gesellschaftsordnung unabhängiges Bevölkerungsgesetz, dem zufolge die
Bevölkerung sich schneller vermehre, als die Existenzmittel wachsen. Um
die Arbeiter vom revolutionären Kampf abzuhalten, propagierten die Mal -
thusianer die verlogene Idee, daß man die sozialen Nöte beseitigen könne,
wenn man das Wachstum der Bevölkerung künstlich einschränke.

Die Klassiker des Marxismus-Leninismus haben die Unwissenschaft-
lichkeit und den reaktionären Charakter des Malthusianismus entlarvt, sie
wiesen nach, daß es ein absolutes Bevölkerungsgesetz nicht gibt und daß
die Ursache des Elends unter dem Kapitalismus die Ausbeutung der werk-
tätigen Massen ist. Heute versucht die bürgerliche „Wissenschaft "erneut,
den Malthusianismus wiederzubeleben, um ihn als ideologische Waffe im
Kampf gegen die Arbeiterklasse, zur Rechtfertigung der kapitalistischen
Ordnung und der imperialistischen Kriege zu benutzen. 225

65 „Russkoje Slowo" (Das russische Wor t ) - Tageszeitung, die ab 1895 von
I. D . Sytin in Moskau herausgegeben wurde. Formell an keine Partei ge-
bunden, vertrat sie von einem gemäßigt liberalen Standpunkt aus die Inter-
essen der russischen Bourgeoisie.

Im November 1917 wurde sie wegen verleumderischer antisowjetischer
Meldungen verboten. Von Januar 1918 bis zu ihrem endgültigen Verbot
im Juli 1918 erschien sie unter den Namen „Nowoje Slowo" (Neues Wor t )
und „Nasche Slowo" (Unser Wor t ) . 225

66 Siehe Karl Marx und Friedrich Engels, „Manifest der Kommunistischen
Partei", in Werke, Bd. 4, S. 464. 231

67 Die „Jhesen zur nationalen Trage" schrieb Lenin in Verbindung mit den
Referaten zur nationalen Frage, die er am 9., 10., 11. und 13. Juli 1913
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in folgenden Städten der Schweiz hielt: Zürich, Genf, Lausanne und Bern.
In den Lenin-Sammelbänden XVII und XXX sind veröffentlicht: ein Plan
des Referats, Notizen zum Plan und ausführliche Aufzeichnungen über
die Diskussionen zu diesen Referaten. Lenin erwähnt diese Referate in
seinem Brief an S. G. Schaumian. (Siehe den vorliegenden Band, S. 496.)
233

" ,,7'oäeration schlimmsten 7yps" - so wurden in den Beschlüssen der Prager
Konferenz 1912 die Beziehungen der nationalen sozialdemokratischen Or-
ganisationen zur Gesamtpartei, wie sie in der SDAPR von 1907 bis 1911
bestanden, charakterisiert. Ungeachtet dessen, daß die sozialdemokratischen
Organisationen Polens, Litauens und Lettlands sowie der „Bund" der
SDAPR angehörten, hielten sie sich faktisch gesondert. Ihre Vertreter be-
teiligten sich nicht an der Leitung der gesamtrussischen Parteiarbeit; sie
unterstützten direkt oder indirekt die parteifeindliche Tätigkeit der Liqui-
datoren. (Siehe darüber Werke, Bd. 17, S. 455/456, und Bd. 18, S. 404/405.)
240

ta „Russkaja !Mo\wa" (Russische Stimme) - Tageszeitung, Organ der bürger-
lichen Partei der „Progressisten", die 1912 gegründet wurde. Lenin nannte
diese Partei ein Mittelding zwischen Oktobristen und Kadetten. Die Zei-
tung erschien in Petersburg von 1912 bis 1913. 241

w Tiarodowa Demokracja (Nationaldemokratie, Narodowzen) - reaktionäre,
chauvinistische Partei der polnischen Gutsbesitzer und Bourgeoisie; gegrün-
det 1897. Unter der Losung der „Klassenharmonie" und der „nationalen
Interessen" waren die Narodowzen bestrebt, die Volksmassen unter ihren
Einfluß zu bringen und sie für ihre reaktionäre Politik zu gewinnen. Wäh-
rend der Revolution von 1905-1907 wurden die Narodowzen zur Haupt-
partei der polnischen Konterrevolution, zu polnischen Schwarzhundertern,
wie Lenin sie nannte. In der Reichsduma unterstützten sie die Oktobristen.

1919 gab sich die Nationaldemokratie den neuen Namen „Nationale
Volksunion" („Zwi^zek Ludowo-Narodowy"), und von 1928 an nannte
sie sich „Nationalpartei" („Stronnictwo Narodowe"). Nadi dem zweiten
Weltkrieg schlössen sich die nationaldemokratischen Elemente, die keine
eigene Partei hatten, der reaktionären Partei Mikolajczyks, der „Pol-
nischen Volkspartei" („Polske Stronnictwo Ludowe") an. 241

71 Gemeint ist.die Trennung des Schulwesens nach Nationalitäten, die Haupt-
forderung des bürgerlich-nationalistischen Programms der „national-kultu-
rellen Autonomie". 241

72 Lenin meint die Sommerfer ien der Abgeordne ten der IV. Reichsduma nach
Beendigung der ersten Si tzungsper iode . Die Sommerpause in der Arbei t
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der Duma dauerte vom 25. Juni bis 15. Oktober (8. Juli bis 28. Oktober)
1913. 248

73 „Leipziger Volkszeitung" - sozialdemokratische Tageszei tung, die von
1894 bis 1933 erschien. U n t e r dem Einfluß besonders F ranz Mehr ings ,
Julian Marchlewskis und Rosa Luxemburgs, die a b 1902 Redakteure bzw.
feste Mi tarbe i te r der Ze i tung waren, entwickelte sich die „Leipziger Volks-
zei tung" zu einem international geachteten Sprachrohr der linken Strö-
mung in der deutschen Sozialdemokratie. 1913 wurden die Linken von den
Opportunis ten aus der Redakt ion verdrängt . Von 1917 bis 1922 war die
Zei tung ein O r g a n der U S P D . 250

74 Gemeint ist das „Soivremennoje Slowo" (Das W o r t der Gegenwar t ) - T a -
geszeitung der Kadet ten, die von 1907 bis 1918 in Pe te rsburg erschien. 252

75 „Rossija" (Rußland) - Tageszei tung der Schwarzhunderter , die von 1905
bis 1914 in Petersburg herausgegeben wurde. Von 1906 an war sie das
offizielle O r g a n des Innenministeriums. Lenin nannte die Ze i tung „Rossija"
ein „korruptes Polizeiblättchen". 252

76 Lenin meint die Rede des bolschewistischen Abgeordneten G. I. Petrowski,
die er in der Si tzung der Reichsduma am 20. M a i (2. Juni) 1913 bei der
Erörterung des Etats des Innenministeriums hielt. D e r Entwurf der Rede
war von Lenin verfaßt worden. Im Auftrag Lenins ha t te N . K. Krupskaja
in einem Brief vom 18. April ( l . M a i ) 1913 aus Krakau nach Petersburg
geschrieben, d a ß man alle Anst rengungen unternehmen müsse, um die Rede
in vollem W o r t l a u t zu halten, da sie von außerordentl icher Wichtigkeit
sei. D a s Manuskr ip t der Rede ist nicht aufgefunden worden. 256

77 Lenin meint den Artikel „Die Berliner Deba t te über die Revolution" aus
der „Neuen Rheinischen Ze i tung" . (Siehe Karl Marx/Fr iedr ich Engels,
W e r k e , Bd. 5, S. 64-66 . ) 261

78 „7rankjurter Zeiluntj" - bürgerliche Tagesze i tung; erschien in Frankfurt
a m M a i n von 1856 bis 1943. 265

79 £.. TA. - L. M a r t o w , einer der Führer der Menschewiki. 275
30 „Der Sozialdemokrat" - sozialdemokratische Wochenzei tung, Zent ra lorgan

der deutschen Sozialdemokratie in der Zeit des Sozialistengesetzes,- er-
schien von 1879 bis 1890. 289

81 Lenin meint die Reden August Bebeis: „Die Angriffe auf die Grund-
anschauungen und die taktische Stel lungnahme der Pa r t e i " auf dem Parte i -
tag der deutschen Sozialdemokratie in Hannover (9 . -14 . Oktober 1899);
„Die Tak t ik der Pa r t e i " u n d „Mitarbe i t an der bürgerlichen Presse" auf
dem Par te i tag in Dresden (13 . -20 . September 1903). 290



Anmerkungen 573

82 Lenin meint die bekannte Lassallesche These, daß gegenüber der Arbeiter-
klasse alle anderen Klassen nur eine reaktionäre Masse sind. Diese These
wurde in das auf dem Gothaer Parteitag 1875 angenommene Programm
der Sozialistischen Arbeiterpartei Deutschlands aufgenommen.

Kritik an dieser antirevolutionären These übte Karl Marx in seiner
Arbeit „Kritik des Gothaer Programms". (Siehe Karl Marx/Friedrich
Engels, Werke, Bd. 19, S. 22/23.) 294

83 Als Zikas-Anieü wurde der Bodenanteil bezeichnet, der durch die Ver-
ordnung vom 19. Februar 1861 für das Steppengebiet Rußlands festgesetzt
worden war. Während für das Schwarzerdegebiet und für das Nicht-
schwarzerdegebiet zwei verschiedene Normen festgesetzt worden waren:
eine Höchst- und eine Mindestnorm (die letztere betrug ein Drittel der
Höchstnorm), wurde für das Steppengebiet in Anbetracht des Bodenüber-
flusses eine einzige Anteilgröße festgelegt, die durch das Gesetz (Ukas)
bestimmt wurde. -327

84 Q. Tl. (G. Rakitin) - Pseudonym des menschewistischen Liquidators
W. O. Zederbaum. 333

äs pps - Polnische Sozialistische Partei (Polska Partia Socjalistyczna) -
reformistische nationalistische Partei, die im Jahre 1892 gegründet wurde.
Die PPS, deren Programm der Kampf für die Unabhängigkeit Polens zu-
grunde lag, betrieb eine separatistische, nationalistische Propaganda unter
den polnischen Arbeitern und war bestrebt, sie vom gemeinsamen Kampf
mit den russischen Arbeitern gegen die Selbstherrschaft und den Kapitalis-
mus abzulenken. 1906 spaltete sich die PPS in zwei Fraktionen: die PPS-
„Lewica" und die rechte, chauvinistische PPS-„Prawica" („Fracy"). Die
PPS-„Lewica" nahm unter dem Einfluß der SDAPR(B) sowie der SDKPuL
(Sozialdemokratie des Königreichs Polen und Litauens) nach und nach eine
konsequent revolutionäre Position ein. Im ersten Weltkrieg bezog ein gro-
ßer Teil der PPS-„Lewica" eine internationalistische Stellung und ver-
einigte sich im Dezember 1918 mit der SDKPuL. Die vereinigten Parteien
gründeten die Kommunistische Arbeiterpartei Polens (die ab 1925 Kommu-
nistische Partei Polens genannt wurde).

Die rechte PPS, an ihrer Spitze Pilsudski, nahm während des ersten
Weltkriegs eine nationalchauvinistische Haltung ein. Nach der Bildung des
polnischen bürgerlichen Staates betrieb sie eine antisowjetische Politik.
Während des zweiten Weltkriegs spaltete sie sich erneut in zwei Gruppen.
Der reaktionäre, chauvinistische Teil beteiligte sich an der reaktionären
polnischen Londoner Exilregierung". Der linke Teil der PPS, der sich
„Arbeiterpartei der Polnischen Sozialisten" nannte, schloß sich mit der
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1942 gegründeten Polnischen Arbeiterpartei (Kommunisten) zur Volks-
front zum Kampf gegen die Hi t lerokkupanten zusammen. Im Dezember
1948 vereinigten sich beide Parteien und bildeten die Polnische Vereinigte
Arbeiterpartei ( P V A P ) . 334

™ Siehe Karl Marx/Fr iedr ich Engels, Werke , Bd. 26, zweiter Teil, S. 38. 334
87 Die Neuwahlen für den Vors tand des Petersburger Metal larbei terverban-

des fanden am 25. August (7. September) 1913 stat t . An der Versammlung
nahmen rund drei tausend Arbei ter teil. T ro tz der Versuche der Liquida-
toren, die Versammelten gegen den bolschewistischen Vors tand des Ver-
bandes einzunehmen, wurde mit großer Mehrhe i t eine Resolution angenom-
men, in der dem Vors tand für seine Arbeit gedankt wurde . Die Liste der
Liquidatoren, die als erste zur Abst immung kam, erhielt ungefähr 150 Stim-
men. Die bolschewistische Liste, die in der „Sewernaja P r a w d a " veröffent-
licht worden war, wurde mit überwält igender Mehrhe i t angenommen. 340

88 De r Artikel „Die Spradhe der Zahlen" wurde in der Ze i tung „Nasch P u t "
mit folgender redaktioneller Bemerkung versehen: „Die Redaktion bi t tet
den Verfasser um Entschuldigung für die im Artikel vorgenommenen
unumgänglidhen Kürzungen u n d Änderungen." Welche Änderungen an
diesem Artikel vorgenommen wurden, konnte nicht festgestellt werden, da
das Leninsche Manuskr ip t nicht aufgefunden wurde. 348

89 „Justice" (Gerecht igkei t ) - Wochenze i tung , gegründe t 1884 in London als
Z e n t r a l o r g a n der englischen Sozialdemokrat ischen Föde ra t ion ; von 1911
an war sie das Organ der Britischen Sozialistischen Partei. Nach der Spal-
tung der Partei im Jahre 1916 wurde die Zeitung „Justice" das Organ
der auf sozialchauvinistischen Positionen stehenden Minderheit; sie er-
schien bis 1925.

In den Jahren 1902/1903 wurde in der Druckerei der „Jusrice" die Lenin-
sche „Iskra" gedruckt. 360

90 Das Qesetz vom 4. (n.) TAärz 1906 - provisorische Maßregeln über Ver-
einigungen, Gewerkschaften und Versammlungen - gestattete es, Vereini-
gungen, Gewerkschaften usw. zu organisieren, errichtete aber zugleich
eine Reihe von Hindernissen, die das Gesetz faktisch wirkungslos machten.
Das Gesetz gab dem Innenminister das Recht, nach eigenem Gutdünken
nicht nur Vereinigungen und Gewerkschaften zu verbieten, sondern auch
die Registrierung neuer Gewerkschaften abzulehnen.

Als Qesetz vom 2. (i5j Dezember i905 wurden provisorische Maß-
regeln bezeichnet, denen zufolge die Teilnahme an Streiks als strafrechtlich
zu verfolgendes Verbrechen angesehen wurde. 377
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91 „Jenissejskaja Mysl" (Jenissej-Gedanke) - Tageszeitung bürgerlich-libe-
raler Richtung, die von 1912 bis 1915 in Krasnojarsk herausgegeben
wurde. 382

92 „Qrashdanin" (Der Staatsbürger) - reaktionäre Zeitschrift, die von 1872
bis 1914 in Petersburg erschien. Von den achtziger Jahren des 19. Jahr-
hunderts an war sie das Organ der extremen Monarchisten. Die Existenz-
mittel der Zeitschrift waren in der Hauptsache Subsidien, die sie von der
Zarenregierung erhielt. 383

a3 Lenin führt die in der Resolution der Fünften (Gesamtrussischen) Konferenz
der SDAPR von 1908 gegebene Charakteristik der Entwicklung des Zaris-
mus in der Periode der Stolypinschen Reaktion an. (Siehe „Die KPdSU in
Resolutionen und Beschlüssen der Parteitage, Parteikonferenzen und Ple-
nartagungen des ZK", 7. Auflage, Teil I, Moskau 1954, S. 195, russ.) 392

94 D e r 'Brester (X.) Parteitag der französischen Sozialistisdhen Partei fand
vom 23. bis 29. März 1913 in Brest (Frankreich) statt. 397

95 Lenin meint den 4. Kongreß der Angestellten aus Handel und Industrie,
der in Moskau vom 29. Juni bis 3. Juli (12. bis 16. Juli) 1913 stattfand.
An dem Kongreß nahmen 378 Delegierte teil. Die Bölschewiki, denen sich
fast die Hälfte aller Delegierten anschloß, hatten auch den aus linken
Volkstümlern bestehenden Teil des Kongresses hinter sich, mit dem zu-
sammen sie die Mehrheit bildeten. Die Liquidatoren waren durch ein
winziges Häuflein vertreten. Die Arbeit des Kongresses wurde in den
Spalten der „Prawda" ausführlich geschildert. Auf Anordnung des Innen-
ministers wurde der Kongreß verboten. 401

86 Lenin zitiert mit einigen Änderungen N. A. Nekrassows Gedicht „Ein
Mann der vierziger Jahre":

„Doch manchmal sich vorbeizudrücken
an einer Frage, ernst und dräuend . . . "

(Siehe N. A. Nekrassow, Ausgewählte Werke, 1947, S. 144, russ.) 404
97 Die Beratung des ZK der SDAPH mit Parteifunktionären (aus konspira-

tiven Gründen „Sommer"beratung genannt) fand vom 23. September bis
1. Oktober (6. bis 14. Oktober) 1913 in der Ortschaft Poronin (unweit
von Krakau) statt, wo sich zu dieser Zeit W. I. Lenin aufhielt.

An der Beratung nahmen Vertreter folgender Organisationen teil: des
Zentralkomitees, der Redaktion des Zentralorgans, der Zeitschrift „Proswe-
schtschenije", der sozialdemokratischen Fraktion der Reichsduma, der Or-
ganisationen von Petersburg, Moskau, Charkow, Jekaterinoslaw, Ko-
stroma, Kiew und dem Ural. Mit beratender Stimme waren Vertreter des
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linken Flügels der polnischen Sozialdemokratie anwesend. Insgesamt nah-
men an der Beratung 22 Personen teil: W. I. Lenin, I. F. Armand, A. J. Ba-
dajew, F. A. Balaschow, J. Hanecki, H. Kamienski, N. K. Krupskaja,
M. K. Muranow, G. I. Petrowski, J. F. Rosmirowitsch, N. R. Schagow, R. Sa-
moilow, A. A. Trojanowski und andere.

Die Beratung erörterte folgende Fragen: 1. Berichte der örtlichen Organi-
sationen, Bericht über die Arbeit der Sozialdemokratie Polens und Litauens,
Bericht über die Tätigkeit des ZK; 2. Die Aufgaben der Agitation im gegen-
wärtigen Zeitpunkt; 3. Die Organisationsfrage und der Parteitag; 4. Die
Streikbewegung; 5. Die Parteipresse; 6. Die Tätigkeit der Sozialdemokra-
ten in der Duma; 7. Die sozialdemokratische Dumafraktion; 8. Die Tätig-
keit in legalen Vereinigungen; 9. Die nationale Frage,- 10. Die Volkstüm-
ler; 11. Der bevorstehende Internationale Sozialistenkongreß in Wien. Die
ersten beiden Tage waren der speziellen Beratung der Dumaabgeordneten
über Fragen der praktischen Arbeit in der Reichsduma gewidmet.

Die Beratung wurde von Lenin geleitet. Er eröffnete sie mit einer ein-
führenden Rede, erstattete den Bericht über die Tätigkeit des ZK, hielt
das Referat zur nationalen Frage und über den geplanten Internationalen
Sozialistenkongreß in Wien; darüber hinaus sprach Lenin in der Diskus-
sion zu fast allen Fragen der Tagesordnung, machte seine Vorschläge, ent-
warf und redigierte die Resolutionsentwürfe. Der Bericht über die Tätig-
keit des ZK wurde nicht aufgefunden.

In den Berichten der örtlichen Organisationen wurde hervorgehoben,
daß sich ein weiterer Aufschwung der Arbeiterbewegung vollziehe. Die
Beratung betonte die Notwendigkeit, die Parteiarbeit in ganz Rußland zu
vereinigen, um die Aktionen der Arbeiterklasse im Maßstab des ganzen
Landes leiten zu können.

In dem Bericht des Zentralkomitees zog Lenin das Fazit aus der Arbeit
des ZK seit der Prager Konferenz der SDAPR 1912. In dem Referat über
den für 1914 vorgesehenen Internationalen Sozialistenkongreß in Wien
machte Lenin den Vorschlag, möglichst viele Delegierte aus den illegalen
und legalen Organisationen zu dem Kongreß zu entsenden und die Durch-
führung des Parteitags für den gleichen Zeitpunkt vorzusehen, zu dem
der Kongreß stattfinde. Die Beratung fand mit dem von Lenin gehaltenen
Schlußwort ihren Abschluß.

Die Protokolle der Beratung von Poronin sind nicht aufgefunden worden.
Die Resolutionen wurden in einer Broschüre - „Mitteilung und Resolutionen
der Sommerberatung des Zentralkomitees der SDAPR mit Parteifunktio-
nären 1913" - veröffentlicht, die im Ausland vom Zentralkomitee heraus-
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gegeben wurde. Aus konspirativen Gründen wurden einige Resolutionen
nicht vollständig veröffentlicht: weggelassen wurden der Punkt 6 aus der
Resolution über die Streikbewegung und die Punkte 1-5 aus der Resolution
über die Parteipresse. Der vollständige Text der Resolutionen wurde in
einer illegalen hektographierten Ausgabe veröffentlicht. 409

98 Es war vorgesehen, den Parteitag in der Zeit durchzuführen, in der der
Internationale Sozialistenkongreß stattfinden sollte, was die Geheimhaltung
der Vorbereitungsarbeit für den Parteitag erleichterte. Besonders intensiv
wurde die Arbeit zur Vorbereitung des Parteitags im Frühjahr und Som-
mer 1914 betrieben. Der Ausbruch des Krieges verhinderte die Durch-
führung des Parteitags. 413

"9 Gemeint ist die legale bolschewistische Tageszeitung „J<Iasdb Tut" (Unser
Weg), die vom 25. August bis 12. September (7. bis 25. September) 1913 in
Moskau erschien. Die Zeitung war auf Weisung Lenins gegründet worden,
der maßgebend an ihr mitarbeitete. Lenin sandte seine Artikel gleichzeitig
an die „Prawda" und den „Nasch Put". Zu den Mitarbeitern des „Nasch
Put" gehörten: Demjan Bedny, A. M. Gorki, M. S. Olminski, 1.1. Skwor-
zow-Stepanow, J. W. Stalin, einige bolschewistische Abgeordnete der
IV. Duma und andere. Die Zeitung war bei den Arbeitern sehr populär
und wurde von ihnen weitgehend unterstützt. 395 Arbeitergruppen unter-
stützten die Zeitung durch Geldsammlungen; ihre Auflage erreichte
17 000-20 000 Exemplare.

Die Zeitung „Nasch Put" war ständigen Verfolgungen von Seiten der Poli-
zei ausgesetzt und wurde verboten; insgesamt erschienen 16 Nummern.
Auf das Verbot des „Nasch Put" antworteten die Moskauer Arbeiter mit
Massenstreiks zum Zeichen des Protestes gegen die Verfolgung der Arbei-
terpresse. Es gelang jedoch nicht, die Zeitung wieder herauszugeben. 415

IM Gemeint ist vor allem der legale bolschewistische Verlag „Priboi" (Die
Brandung), der Anfang 1913 in Petersburg geschaffen wurde. Der Verlag
„Priboi" brachte Bücher und Broschüren zu verschiedenen Fragen der Ar-
beiterbewegung heraus,- einen bedeutenden Platz nahmen die Fragen der
Arbeiterversicherung ein. Im Dezember 1913 wurde der Taschenkalender
„Weggefährte des Arbeiters für das Jahr 1914" mit W.I.Lenins Artikel
„Die Streiks in Rußland", im Jahre 1914 der Sammelband „Marxismus
und Liquidatorentum" und andere marxistische Literatur herausgegeben.
Zu Beginn des ersten Weltkriegs mußte der Verlag „Priboi" auf Grund
der verstärkten Verfolgung der Arbeiterpresse seine Tätigkeit einstellen
und konnte sie erst nach der Februarrevolution 1917 wiederaufnehmen. 415

J8 Lenin, Werke, Bd. 19
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" i Das Zentralorgan der STlAPR, die Zeitung „Sozial-Demokrat", wurde
illegal vom Februar 1908 an herausgegeben. Die erste Nummer erschien
in Rußland. Nachdem Redaktion und Druckerei aufgeflogen waren, wurde
die Herausgabe der Zeitung ins Ausland verlegt, zuerst nach Paris, später
nach Genf. Es erschienen 58 Nummern.

Die Redaktion des Zentralorgans bestand laut Beschluß des ZK der
SDAPR aus Vertretern der Bolschewiki, der Menschewiki und der polni-
schen Sozialdemokraten. Im „Sozial-Demokrat" wurden über 80 Artikel
und Notizen W. I. Lenins veröffentlicht. Innerhalb der Redaktion des „So-
zial-Demokrat" kämpfte Lenin für die konsequente bolschewistische Linie.
Die menschewistischen Redakteure, Martow und Dan, sabotierten die
Arbeit in der Redaktion des Zentralorgans und verteidigten gleichzeitig
in ihrer Fraktionszeitung „Golos Sozial-Demokrata" offen das Liquida-
törentum. Der unversöhnliche Kampf Lenins gegen die Liquidatoren führte
im Juni 1911 zum Ausscheiden Martows und Dans aus der Redaktion. Ab
Dezember 1911 wurde der „Sozial-Demokrat" von W. I. Lenin redigiert.

Ab 1912 erschien die Zeitung mit großen Unterbrechungen: in den
Jahren 1912/1913 erschienen insgesamt 6 Nummern. Vom Beginn des
imperialistischen Krieges an wurde der „Sozial-Demokrat" regelmäßiger
herausgegeben. Die letzte Nummer erschien in Genf am 18. (31.) Januar
1917. 416

102 Gemeint ist ein Abschnitt der Resolution „über die sozialdemokratische
Dumafraktion", die von der Fünften (Gesamtrussischen) Konferenz der
SDAPR 1908 angenommen wurde. (Siehe „Die KPdSU in Resolutionen
und Beschlüssen der Parteitage, Parteikonferenzen und Plenartagungen
des ZK", 7. Auflage, Teil I, Moskau 1954, S. 200, russ.) Der von Lenin
vorgeschlagene Entwurf dieses Abschnitts war von der Konferenz mit
Änderungen angenommen worden, die die ursprüngliche Formulierung
verschlechterten (die Bedingungen der Stimmabgabe für die Paragraphen,
die die Ausgaben für kulturelle Bedürfnisse betrafen, waren in der Resolu-
tion weniger genau formuliert als in dem Leninschen Entwurf). In der auf
der „Sommer"beratung in Poronin angenommenen Resolution „Die Tätig-
keit der Sozialdemokraten in der Duma" wurde dieser Abschnitt in einer
neuen, verbesserten Redaktion bestätigt. 416

103 Es handelt sich um die Beschlüsse des V.Parteitags der SDAPR, der 1907
in London stattfand, und des Internationalen Sozialistenkongresses in
Stuttgart im gleichen Jahre, die sich gegen das opportunistische Prinzip
der „Neutralität" der Gewerkschaften richteten. 418

104 Lenin meint den Beschluß der Augustkonferenz der Liquidatoren vom
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Jahre 1912, in dem die Losung der „national-kulturellen Autonomie" mit
dem Programm der SDAPR für vereinbar erklärt wurde. 4i9

105 „Sawety" (Das Vermächtnis) - legale Sozialrevolutionäre Monatsschrift
für Literatur und Politik; erschien von April 1912 bis Juli 1914 in Peters-
burg. 424

106 D e r j e x t <jer „Erklärung" wurde gemeinsam von Lenin und den bolsche-
wistischen Abgeordneten der Reichsduma auf der „Sommer"beratung des
ZK mit Parteifunktionären in Poronin ausgearbeitet.

Auf der ersten Sitzung der sozialdemokratischen Dumafraktion am
16. (29.) Oktober 1913, zu Beginn der zweiten Sitzungsperiode der Reichs-
duma, überreichten die bolschewistischen Abgeordneten den menschewisti-
schen Abgeordneten eine ultimative Forderung nach Gleichberechtigung
der „Sechs" und der „Sieben". Da sie keine befriedigende Antwort erhiel-
ten, verließen die bolschewistischen Abgeordneten die Sitzung. Am 18. (31.)
Oktober wurde die „Erklärung" mit der Unterschrift der bolschewistischen
Abgeordneten in der Zeitung „Sa Prawdu" veröffentlicht mit der Auf-
forderung an die Arbeiter, die Forderung der „Sechs" an die „Sieben" zu
erörtern und die Arbeiterabgeordneten bei der Wiederherstellung der Ein-
heit der sozialdemokratischen Dumafraktion zu unterstützen. 438

107 Als Lenin den Artikel „Materialien zur Trage des Kampfes innerhalb der
sozialdemokratischen Uumafraktion" an die Redaktion der „Sa Prawdu"
schickte, machte er ihr den Vorschlag, in der Sonntagsnummer eine beson-
dere Beilage ganz der Kampagne für die Unterstützung der bolschewisti-
schen „Sechs" zu widmen. Die Nummer der Zeitung, in der der Artikel
abgedruckt worden war, wurde konfisziert. Als Lenin davon erfuhr, sprach
er sich in einem Brief an die Redaktion dafür aus, die „Materialien" in den
folgenden Nummern nochmals zu drucken. Der Artikel wurde jedoch ein
zweites Mal in der Zeitung nicht veröffentlicht. Er wurde 1914 in dem
Sammelband „Marxismus und Liquidatorentum" unter dem Titel „Mate-
rialien zur Geschichte der Bildung der Sozialdemokratischen Arbeiter-
fraktion Rußlands in der Duma" nachgedruckt; hinzugefügt wurde ein
Abschnitt „Die Antwort der Arbeiter auf die Bildung der Sozialdemokra-
tischen Arbeiterfraktion Rußlands in der Reichsduma". 451

108 „Swesda" ( D e r S te rn ) - legale bolschewistische Z e i t u n g ; erschien in Pe te rs -
burg vom 16. (29.) Dezember 1910 bis zum 22. April (5.Mai) 1912 (anfangs
wöchentlich, ab Januar 1912 zweimal und ab März dreimal wöchentlich).
Am 26. Februar (10. März) 1912 erschien gleichzeitig mit der „Swesda"
die Nr. 1 der „Newskaja Swesda" (Der Newastern), die nach dem Ver-
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bot der „Swesda" an deren Stelle trat. Die letzte, die 27. Nummer der
„Newskaja Swesda", erschien am 5. (18.) Oktober 1912.

N. N. Baturin, K. S. Jeremejew, M. S. Olminski, N. G. Poletajew und
auch A. M. Gorki arbeiteten an der Zeitung mit. Bis zum Herbst 1911
waren auch die parteitreuen Menschewiki (Plechanowleute) an der Zeitung
beteiligt. Ideologisch wurde die Zeitung (vom Ausland her) von W. I. Lenin
geleitet. In der „Swesda" und der „Newskaja Swesda" wurden etwa 50 Ar-
tikel Lenins veröffentlicht.

Die von Lenin geleitete legale Zeitung „Swesda" war ein bolschewisti-
sches Kampforgan, das das Programm der illegalen Partei verfocht. Die
„Swesda" räumte den Arbeiterkorrespondenzen breiten Raum ein und
stellte ständige feste Verbindungen mit den Arbeitern her. Die Auflage
einzelner Nummern erreichte 50 000-60 000 Exemplare.

Die Zeitung war ständigen Verfolgungen von Seiten der Regierung aus-
gesetzt; von 96 Nummern der „Swesda" und der „Newskaja Swesda"
wurden 39 beschlagnahmt, 10 mit Strafen belegt. Die „Swesda" bereitete
die Herausgabe der bolschewistischen Tageszeitung „Prawda" vor; sie
wurde von der Regierung an dem Tag verboten, an dem die erste Nummer
der „Prawda" erschien. 457

109 „ Qorodskoje Velo" (Das Kommunalwesen) - vierzehntäglich erscheinende
Zeitschrift der Kadetten, die Fragen der Kommunalwirtschaft und -Ver-
waltung gewidmet war; erschien in Petersburg von 1909 bis 1918. 470

110 Der Artikel „Zur Spaltung in der russisdhen sozialdemokratischen T>uma-
jraktion" wurde in Erwiderung auf einen verleumderischen Artikel über
die Spaltung in der russischen sozialdemokratischen Dumafraktion geschrie-
ben, der ohne Unterschrift am 15. November 1913 in der deutschen sozial-
demokratischen „Leipziger Volkszeitung" erschien.

Lenin war bemüht, die internationale und besonders, die deutsche So-
zialdemokratie mit der wahren Sachlage in der Arbeiterbewegung Rußlands
vertraut zu machen, die opportunistische Führung der Sozialdemokratischen
Partei Deutschlands räumte jedoch den Artikeln der Bolschewiki in ihrem
Zentralorgan „Vorwärts" keinen Platz ein. Nur die Redaktion der „Leip-
ziger Volkszeitung" veröffentlichte diesen Artikel Lenins, allerdings mit
großer Verspätung, die sie mit Platzmangel und „anderen Ursachen" ent
schuldigte. 475

111 „Wolnaja Mysl" (Freier Gedanke) - einer der Namen der „Shiwaja Mysl"
(Lebendiger Gedanke), einer legalen Zeitung der linken Volkstümler (So-
zialrevolutionäre), die von August 1913 bis Juli 1914 in Petersburg erschien;
die Zeitung änderte mehrmals ihren Namen. 480
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112 „Königlich preußischen Regierungssozialismus" nannten Marx und Engels
die Politik der Vereinbarung mit der Regierung Bismarcks, die nach Las-
salle von seinem Nachfolger Schweitzer, dem Redakteur des Iassalleani-
schen Organs „Social-Demokrat", betrieben wurde. 485

113 Die Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Hauptvorstand der Sozial-
demokratie Polens und Litauens und der Warschauer Organisation, der
stärksten und in revolutionärer Hinsicht konsequentesten Organisation der
Polnischen Sozialdemokratie, begannen 1908, auf dem VI. Parteitag dieser
Partei. Auf dem Parteitag wurde die Haltung des von Rosa Luxemburg,
L. Tyszka u. a. geleiteten Hauptvorstands einer scharfen Kritik unter-
zogen; wegen seiner prinzipienlosen Stellung innerhalb der SDAPR,
wegen Unterdrückung der Kritik von Seiten der örtlichen Organisationen
u. dgl. m. wurde dem Hauptvorstand vom Parteitag das Mißtrauen aus-
gesprochen.

Im Jahre 1912 erklärte der Hauptvorstand das Warschauer Komitee als
„spalterisches" („rozlamowy") Komitee für aufgelöst, wobei er es unbe-
gründeterweise einer Verbindung mit der Ochrana verdächtigte, und er-
nannte ein neues Warschauer Komitee, das aus seinen Anhängern bestand.
Seit dieser Zeit war die Sozialdemokratie Polens und Litauens gespalten.

Lenin verfolgte systematisch den Kampf innerhalb der Polnischen Sozial-
demokratie. Er veröffentlichte eine Reihe von Artikeln über die Spaltung
in der polnischen sozialdemokratischen Partei nicht nur in der russischen,
sondern auch in der polnischen Parteipresse und wandte sich darüber
hinaus öffentlich im Internationalen Sozialistischen Büro gegen die An-
griffe des Hauptvorstands auf die Warschauer Organisation.

Die „Rozlamowcy", die in einer Reihe grundlegender Punkte die taktische
Linie der Bolschewiki teilten, strebten auch eine organisatorische Annähe-
rung an die Bolschewiki an, ungeachtet der zwischen ihnen bestehenden
Meinungsverschiedenheiten in der nationalen Frage. Die „Rozlamowcy"
nahmen an der „Sommer"beratung des ZK der SDAPR mit Parteifunktio-
nären inPoronin teil, die im September 1913 stattfand. Während des im-
perialistischen Weltkriegs 1914-1918 vereinigten sich die beiden Fraktio-
nen der Polnischen Sozialdemokratie zu einer einheitlichen Partei, die auf
einer internationalistischen Plattform stand. Im Dezember 1918 gründeten
die Sozialdemokratie Polens und Litauens und die PPS-„Lewica" die Kom-
munistische Arbeiterpartei Polens. 490

"< Internationales Sozialistisches Büro (JSB). - das ausführende Organ der
II. Internationale; es wurde auf Beschluß des Pariser Kongresses von 1900
gegründet. 491
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115 Lenin meint die Äußerungen von Friedrich Engels in seinem Artikel „Zur
Kritik des sozialdemokratischen Programmentwurfs 1891". (Siehe Karl
Marx/Friedrich Engels, Werke, Bd. 22, S. 225-240.) 495

"6 Referate über die nationale frage hielt Lenin am 9., 10., 11. und 13. Juli
1913 in Zürich, Genf, Lausanne und Bern. 496

117 7.X. (J. Karski) - Pseudonym J. Marchlewskis. 504

118 Die Beilis-Aftäre - ein provokatorischer Prozeß, der 1913 in Kiew von. der
zaristischen Regierung gegen den Juden Beilis inszeniert wurde. Man be-
schuldigte Beilis wider besseres Wissen, den christlichen Knaben Ju-
schtschinski aus rituellen Motiven ermordet zu haben. (In Wirklichkeit
war der Mord von Schwarzhundertern organisiert worden.) Durch die
Inszenierung dieses Prozesses wollte die zaristische Regierung den Anti-
semitismus entfachen und Judenpogrome hervorrufen, um die Massen von
der im Lande immer mehr um sich greifenden revolutionären Bewegung
abzulenken. Der Prozeß rief starke Erregung in der Öffentlichkeit hervor.
In einer Reihe von Städten führten die Arbeiter Protestdemonstrationen
durch. Beilis wurde vom Schwurgericht freigesprochen. 508

119 Die Dreyfus-Affäre war ein im Jahre 1894 von den reaktionären monar-
chistischen Kreisen der französischen Militärclique inszenierter provokato-
rischer Pozeß gegen den jüdischen Generalstabsoffizier Dreyfus, gegen
den falsche Anklage wegen Spionage und Landesverrat erhoben wurde.
Dreyfus wurde durch das Kriegsgericht zu lebenslänglicher Deportation
verurteilt. Die Kampagne für eine Überprüfung des Falles Dreyfus, die
in Frankreich entfaltet wurde, war von einem erbitterten Kampf zwischen
Republikanern und Monarchisten begleitet und führte schließlich 1906 zur
Rehabilitierung von Dreyfus.

Lenin nannte die Dreyfus-Affäre „eine der unzähligen ehrlosen Mani-
pulationen der reaktionären Militärclique". 509

™ Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Werke, Bd. 19, S. 29. 510

121 „Zu den Beschlüssen des Büros" - ein Brief an die Redaktion der Zeitung
„Sa Prawdu", den Lenin schrieb, nachdem er die ersten Nachrichten über
die Beschlüsse der Sitzung des Internationalen Sozialistischen Büros der
II. Internationale im Dezember 1913 über die Frage der Vereinigung der
SDAPR erhalten hatte.

Diese Frage wurde auf Anregung Rosa Luxemburgs auf die Tages-
ordnung gesetzt (die dem 1SB als Vertreterin der Sozialdemokratie Polens
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und Litauens angehörte). In der Sitzung des ISB am 14. Dezember 1913
wurde eine von Kautsky vorgeschlagene Resolution angenommen, in der
dem Exekutivkomitee des ISB der Auftrag erteilt wurde, eine Beratung
einzuberufen aus Vertretern „sämtlicher Fraktionen der Arbeiterbewe-
gung innerhalb des Russischen Reiches", um die Möglichkeit zu klären,
die Einheit in der SDAPR wiederherzustellen.

Auf der gemäß dem Beschluß des ISB im Juli 1914 in Brüssel abgehalte-
nen Beratung verlangten die Führer der II. Internationale unter dem Vor-
wand der „Aussöhnung" der Bolschewiki mit den Liquidatoren von den
Bolschewiki die Einstellung der Kritik an den Liquidatoren. Die Bolschewiki
lehnten es ab, dieser Forderung Folge zu leisten, und setzten ihren unver-
söhnlichen Kampf gegen die Liquidatoren, die Feinde der Arbeiterbewe-
gung, fort. 512

122 Burenin - Mitarbeiter der reaktionären Zeitung „Nowoje Wremja"; er
betrieb eine verleumderische Hetze gegen die Vertreter aller fortschritt-
lichen gesellschaftlichen und politischen Strömungen. Lenin gebrauchte
diesen Namen als Gattungsnamen für Menschen, die sich in der Polemik
unehrlicher Methoden bedienen.

Qamma - Pseudonym L. Martows. 518
123 „TJowaja Likwidatorskaja Qaseta" ( N e u e Liquida torenze i tung) nann t e

Lenin ironisch die menschewistische „ N o w a j a Rabotschaja G a s e t a " . 518

124 Gemeint ist die Kommission zur Unterstützung der sozialdemokratischen
Fraktion der III. Reichsduma bei der Vorbereitung von Gesetzentwürfen,
die 1909 in Paris unter Teilnahme der Bolschewiki und der Menschewiki
gebildet wurde. In der Kommission wurden folgende Unterkommissionen
geschaffen: zur Ausarbeitung eines Gesetzentwurfs über den Achtstunden-
tag, über die Streikfreiheit, über die Gewerkschaften. Der Gesetzentwurf
über die Streiks wurde von dem Menschewik Dan ausgearbeitet und ent-
hielt einen Punkt, der die strafrechtliche Verfolgung von an Streiks Betei-
ligten zuließ. Lenin trat bei der Erörterung des Gesetzentwurfs in der
Kommission entschieden gegen diesen Punkt auf. 518

125 „Sdhljadhi" ( W e g e ) - O r g a n des Ukra in ischen S tuden tenbundes mit nat io-
nalistischer Einstel lung; erschien von Apri l 1913 bis M ä r z 1914 in Lwöw.
521

126 „Vorwärts" - Zen t r a lo rgan der Sozialdemokrat ischen Par te i Deutsch-
lands; wurde seit dem 1. Oktober 1876 in Leipzig herausgegeben, dann
durch das Sozialistengesetz verboten,- erschien 1890-1933 (aus dem 1884
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gegründeten „Berliner Volksblatt" neu hervorgegangen) in Berlin. Zu sei-
nen Redakteuren gehörte u. a. Wilhelm Liebknecht. Friedrich Engels führte
in der Zeitung einen Kampf gegen alle Erscheinungsformen des Oppor-
tunismus. Anfang des 20. Jahrhunderts gelangte die Redaktion immer
mehr unter den Einfluß revisionistischer Kräfte, die jedoch 1905 aus der
Redaktion („Vorwärts-Konflikt") entfernt wurden. Mit dem Entstehen des
Zentrismus in der deutschen Arbeiterbewegung nahm auch der Einfluß der
zentristischen Kräfte auf den „Vorwärts" zu. Während des imperialisti-
schen Krieges 1914-1918 vertrat der „Vorwärts" zunächst einen sozial-
pazifistischen Standpunkt. Im Oktober 1916 wurde unter Bruch der Sta-
tuten die Redaktion durch Sozialchauvinisten ersetzt und der „Vorwärts"
zum Sprachrohr des Sozialchauvinismus; nach der Großen Sozialistischen
Oktoberrevolution wurde er zu einem Zentrum der Antisowjetpropaganda.
525

127 Lenin meint die Erklärung des bolschewistischen Abgeordneten F. N. Sa-
moilow, die er im Namen der Sozialdemokratischen Arbeiterfraktion Ruß-
lands in der Sitzung der Reichsduma am 26. November (9. Dezember) 1913
bei der Erörterung des Gesetzentwurfs über die Gehaltserhöhung für die
Religionslehrer an den unteren landwirtschaftlichen Schulen abgab. 528

128 Eine Charakteristik Peredonows gibt Lenin in seiner Arbeit „Zur Politik
des Ministeriums für Volksbildung". (Siehe den vorliegenden Band, S. 128.)
529

129 Den Artikel „T)ie Streiks in Rußland" schrieb Lenin für den Taschen-
kalender „Weggefährte des Arbeiters für das Jahr 1914", der vom Partei-
verlag „Priboi" im Dezember 1913 herausgegeben wurde. Der Kalender
enthielt wichtige Angaben über die Arbeitergesetzgebung in Rußland, über
die russische und internationale Arbeiterbewegung, über politische Par-
teien, Vereinigungen und Gewerkschaften, über die Presse u. dgl. m. über
den „Weggefährten des Arbeiters" wurde die Beschlagnahme verfügt, doch
die Auflage war innerhalb eines Tages vergriffen, bevor die Polizei sie
konfiszieren konnte. Lenin, der ein Exemplar des „Weggefährten" erhalten
hatte, teilt Ines Armand in einem Brief mit, daß bereits 5000 Exemplare
verkauft worden seien. Im Februar 1914 erschien eine zweite, überarbeitete
Auflage des Kalenders, in der einige Kürzungen und Änderungen in An-
passung an die Bedingungen der Zensur vorgenommen waren, die aber
auch neues Material enthielt - ein Verzeichnis von Büchern zum Selbst-
studium. Insgesamt wurden 20000 Exemplare des „Weggefährten" ver-
breitet. 530
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130 Es handelt sich um J. W. Stalins Arbeit „Marxismus und nationale Frage",
die Ende 1912-Anfang 1913 in Wien geschrieben und in Nr. 3, 4 und 5
der Zeitschrift „Prosweschtschenije", Jahrgang 1913, unter dem Titel „Na-
tionale Frage und Sozialdemokratie" veröffentlicht wurde. 535

131 Lenin meint Plechanows Artikel „Der Programmentwurf der Sozialdemo-
kratischen Partei Rußlands", der im August 1902 in Nr. 4 der Zeitschrift
„Sarja" veröffentlicht wurde.

„Sarja" (Die Morgenröte) - marxistische wissenschaftlich-politische Zeit-
schrift, die von der Redaktion der Zeitung „Iskra" in den Jahren 1901
und 1902 legal in Stuttgart herausgegeben wurde. Es erschienen 4 Num-
mern (drei Hefte). In der „Sarja" wurden folgende Arbeiten Lenins ver-
öffentlicht: „Zufällige Notizen", „Die Verfolger des Semstwos und die
Hannibale des Liberalismus", die ersten vier Kapitel des Werkes „Die
Agrarfrage und die ,Marxkritiker'" (unter dem Titel „Die Herren Kriti-
ker' in der Agrarfrage"), „Innerpolitische Rundschau" und „Das Agrar-
programm der russischen Sozialdemokratie". 540

132 Gemeint ist der Paragraph 8 des vom II. Par te i tag der S D A P R angenom-
menen Programms der S D A P R . (Siehe „Die K P d S U in Resolutionen und
Beschlüssen der Partei tage, Parteikonferenzen und Plenar tagungen des
Z K " , 7. Auflage, Teil I, Moskau 1954, S .40 , russ.) 545

133 De r Artikel „Der Briefwedhsel zwischen Marx und Engels" ist der Anfang
einer großen Arbeit, die Lenin im Zusammenhang mit der im September
1913 in deutscher Sprache erschienenen vierbändigen Ausgabe des Brief-
wechsels zwischen M a r x und Engels geplant ha t te . Lenin h a t den Brief-
wechsel zwischen M a r x und Engels sorgfältig studiert . Im Zentra len Par-
teiarchiv des Instituts für Marxismus-Leninismus beim Z K der K P d S U be-
findet sich ein Heft Lenins (76 Seiten), das einen gedrängten Konspekt der
vier Briefbände und Auszüge aus Briefen enthält . Erhalten sind ferner die
vier Bände, an denen Lenin gearbeitet ha t , mit seihen Bemerkungen ( U n -
terstreichungen, Anstreichungen, NB) im Text und auf den Rändern . Diese
Mater ia l ien wurden als Buch herausgegeben. (Siehe W . I. Lenin, „Kon-
spekt zum ,Briefwechsel zwischen Karl M a r x u n d Friedrich Engels 1844 bis
1 8 3 3 ' " , Berlin 1963.)

Lenins Arbeit „Der Briefwechsel zwischen M a r x u n d Engels" sollte 1914
in der Zeitschrift „Prosweschtschenije" veröffentlicht werden, worüber die
„Proletarskaja P r a w d a " N r . 7 vom 14. Dezember 1913 Mit te i lung machte,
doch der Artikel blieb unvollendet u n d wurde erst am 28. November 1920,
dem 100. Gebur t s tag von Engels, in der „P rawda" veröffentlicht. In diesem
Zusammenhang fügte Lenin bei der Vorberei tung des Artikels für den
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Druck der Überschrift einen Untertitel bei: „Engels als einer der Begründer
des Kommunismus" und versah den Artikel mit einer Fußnote: „Anfang
eines unvollendet gebliebenen Artikels, geschrieben 1913 oder Anfang
1914." 548

™ Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Werke, Bd. 27, S. 5, 27. 551
135 Siehe ebendort, S. 18. 551
136 Siehe ebendort, S. 6, 7. 552
" 7 Siehe ebendort, S. 20. 552
138 Siehe ebendort, S. 42. 553
139 Siehe ebendort, S. 60, 61. 554
«° Siehe ebendort, S. 107. 554
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März-April W. I. Lenin lebt in Krakau.

22. März Lenins Artikel „Ein bedeutender Erfolg der chinesischen Re-
U. April) publik" wird in Nr. 68 der „Prawda" veröffentlicht.

23. März In einem Brief an die Redaktion der „Prawda" gibt Lenin
(5. April) Hinweise, wie man die „Sechs", die bolschewistischen Ab-

geordneten der IV. Reichsduma, in ihrem Kampf gegen die
menschewistische „Sieben" unterstützen, die Kampagne zur
Werbung von Abonnenten für die „Prawda" verstärken und
die Herausgabe illegaler Literatur erweitern muß.

26. März Lenins Artikel „Die alten Aufgaben und der altersschwache
(8. April) Liberalismus" wird in Nr. 71 der „Prawda" veröffentlicht.

7$id)t vor dem Lenin schreibt im Zusammenhang mit der Debatte in der
26. März Duma über die Frage des Erdölsyndikats den Artikel „über
(8. April) den .Erdölhunger'".

27. März Lenins Artikel „Der Entwurf der Kadetten für ein Versamm-
(9. April) lungsgesetz" wird als Leitartikel in Nr. 71 der „Prawda" ver-

öffentlicht.
/
29. März Lenins Artikel „Der Balkankrieg und der bürgerliche Chau-
(il. April) vinismus" wird in Nr. 74 der „Prawda" veröffentlicht.
März - April Lenin schreibt den Artikel „Ein Gespräch".

5. (1SJ April Lenin hält in Krakau einen Vortrag über „Das Rußland von
heute und die Arbeiterbewegung"; ein Bericht über den Vor-
trag erscheint in Nr. 92 der polnischen Zeitung „Naprzöd".
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6.(19.) April Die dem 30. Todestag von Karl Marx gewidmete Nr. 3 der
Zeitschrift „Prosweschtschenije" erscheint mit Lenins Arti-
kel „Drei Quellen und drei Bestandteile des Marxismus".

11.(24.) April Lenins Artikel „ ,Wem nützt es?'" erscheint in Nr. 84 der
„Prawda".

12. (25.) April Lenins Artikel „In England" erscheint in Nr. 85 der „Prawda".

12. (25.) April Eine Artikelserie Lenins unter dem Sammeltitel „Strittige
bis 2. (15.) Juni Fragen" wird in Nr. 85, .95, 110, 122, 124 und 126 der

„Prawda" veröffentlicht.

13. (26.) April Lenin hält in Leipzig ein Referat zum Thema „Der gesell-
schaftliche Aufschwung in Rußland und die Aufgaben der
Sozialdemokraten".

14. (21.) April Lenins Artikel „Die zivilisierten Europäer und die wilden
Asiaten" erscheint in Nr. 87 der „Prawda".

Vordem Lenin schickt den von ihm ausgearbeiteten Entwurf einer
18. April (l.!Mai) Rede zur nationalen Frage an den Abgeordneten G. I. Pe-

trowski zum Vortrag in der Duma.

Lenin sendet der Redaktion der „Prawda" Flugblätter zum
1. Mai.

18.April(i.'Mai)Lenin nimmt an einer Arbeiterversammlung anläßlich des
1. Mai in Krakau teil.

20. April (3. TAai) Lenins Artikel „Kaufmännische Berechnungen" wird in
Nr. 90 der „Prawda" veröffentlicht.

21. Apri\(4.7Äai) Lenin schreibt einen Brief an die bolschewistischen Abgeord-
neten der IV. Reichsduma, in dem er um Zusendung neuer
Gesetzentwürfe und anderer Dumamaterialien bittet.

Lenins Artikel „Ein großer Sieg der Technik" wird in Nr. 91
der „Prawda" veröffentlicht.

23. April (6. JAai) In der Jubiläumsnummer der „Prawda" (Nr. 92), die dem
ersten Jahrestag der Zeitung gewidmet ist, wird Lenins Arti-
kel „Einiges über Ergebnisse und Tatsachen" veröffentlicht.

23. oder 24. April Lenin und Krupskaja siedeln für den Sommer in die Ort-
(6. oder 7. Mai) schaft Poronin (unweit Kräkaus) über.
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Tiidbt vor dem Lenin bittet A. M. Gorki in einem Brief, einen Artikel oder
26. April (9. Mai) eine Erzählung für die Mainummer der Zeitschrift „Proswe-

schtschenije" zu schreiben.

27. April (10. Lenin schreibt den Entwurf einer Rede „Zur Politik des
Mai) Ministeriums für Volksbildung", die der Abgeordnete A. J.

Badajew in der Duma vortragen soll.

27. April und Lenins Artikel „Die Bedeutung der Umsiedlerfrage" wird
1. "Mai (10. und in Nr. 96 und 99 der „Prawda" veröffentlicht.
14. "Mai)

29. April Im Zusammenhang mit dem Sieg der Bolschewiki bei den
C12. "Mai) Vorstandswahlen des Metallarbeiterverbandes schreibt Lenin

einen Brief an die Redaktion der „Prawda", in dem er Hin-
weise gibt, wie man die Einheit des Verbandes im Kampf
gegen die Liquidatoren stärken und der Zeitschrift „Metal-
list" Hilfe leisten kann.

4.(17.) Mai Es erscheint Nr. 4 des „Prosweschtschenije", in der Lenins
bibliographische Notiz „Die ,Wechi'-Leute und der Natio-
nalismus" veröffentlicht ist.

Lenins Artikel „Die Liberalen und die Koalitionsfreiheit"
erscheint als Leitartikel in Nr. 101 der „Prawda".

5.(18.) Mai In Nr. 102 der „Prawda" werden Lenins Artikel „Den Le-
sern des ,Lutsch' und der ,Prawda' zur Beachtung" und
„Zum 25. Todestag Josef Dietzgens" veröffentlicht.

7. (20.) Mai In Nr. 103 der „Prawda" werden Lenins Artikel „Die Bour-
geoisie und der Frieden" (als Leitartikel) und „Das Erwa-
chen Asiens" veröffentlicht.

8. (21.) Mai Lenins Artikel „Die Separatisten in Rußland und die Sepa-
ratisten in Österreich" wird in Nr. 104 der „Prawda" ver-
öffentlicht.

9. (22.J Mai Lenins Artikel „Noch einmal zur Umsiedlerfrage" wird in
Nr. 105 der „Prawda" veröffentlicht.

10. f23 J Mai Lenins Artikel „Die Arbeiterklasse und die nationale Frage"
wird als Leitartikel in Nr. 106 der „Prawda" veröffentlicht.

TJidbt vor dem In einem Brief an die Redaktion der „Prawda" beglück -
12. (25.) !Mai wünscht Lenin die Prawdisten zur Verbesserung der Zeitung

und gibt praktische Ratschläge, was man tun muß, „um
hunderttausend Leser zu gewinnen".
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14. (27.) "Mai In Nr. 109 der „Prawda" erscheint Lenins Artikel „Der Par-
teitag der ,Britischen Sozialistischen Partei'".

16. (29.) Mai Lenins Artikel „Wird die Bauernschaft wohlhabender oder
verarmt sie?" wird in Nr. 111 der „Prawda" veröffentlicht.

18. (3i.) Mai Lenins Artikel „Das rückständige Europa und das fortge-
schrittene Asien" wird in Nr. 113 der „Prawda" veröffent-
licht.

19. Mai (i.Juni) Lenins Artikel „Gar nicht gut!" wird in Nr. 114 der
„Prawda" veröffentlicht.

21. Mai (3. Juni) In Nr. 115 der „Prawda" werden Lenins Artikel „Guts-
herrliche Flurbereinigung" (als Leitartikel), „Rüstungen und
Kapitalismus" und die Notiz „Hilflosigkeit und Konfusion"
veröffentlicht.

Vor dem 25. Mai Lenin schreibt für die lettischen Bolschewiki den Entwurf
(7. Juni) einer Plattform zum IV. Parteitag der Sozialdemokratie

Lettlands} Der Entwurf der Plattform wurde in lettischer
Sprache im August 1913 in der Zeitung „Cinas Biedrs" ver-
öffentlicht.

27. Mai (9 Juni) Lenin schreibt einen Artikel, in dem er Potressow wegen
seiner Angriffe auf die antiliquidatorische Haltung Plecha-
nows kritisiert.

Mai Nr. 5 des „Prosweschtschenije" erscheint mit Lenins Artikel
„über die liberale und die marxistische Auffassung vom
Klassenkampf".

Mai-Juni Unter Lenins Leitung werden Vorbereitungen für eine Par-
teischulung in Poronin getroffen,- er arbeitet ein Unterrichts-
programm aus; er schreibt Briefe an G. W. Plechanow und
A. M. Gorki, in denen er sie einlädt, Lektionen zu halten
und Diskussionen mit den Hörern zu führen.

Lenins Artikel „Die Fabrikanten über die Arbeiterstreiks"
wird in Nr. 123, 126, 127 und 131 der „Prawda" vom
30. Mai, 2., 5. und 9. Juni veröffentlicht.

1.(i4.)Juni Lenins Artikel „Offene Worte eines Liberalen" wird in
Nr. 125 der „Prawda" veröffentlicht.

3. (16.) Juni Lenin schreibt einen Brief an M. S. Olminski (Witimski)
und einen zweiten an das Redaktionskollegium der „Prawda"
unter der Überschrift „Zu Herrn Bogdanow und der Gruppe
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,Wperjod'"; er sendet der „Prawda" eine gegen Bogdanow
gerichtete Notiz,- er fordert die Korrektur der begangenen
Fehler.

4. fl7.J Juni Lenin schreibt den Artikel „Eine falsche Einschätzung".

5. (iS.) Juni Lenins Artikel „Hat die ,Prawda' den Separatismus der Bun-
disten bewiesen?" wird in Nr. 127 der „Prawda" veröffent-
licht.

6. (19.) Juni Lenins Artikel „Die Liberalen als Verteidiger der IV. Duma"
wird als Leitartikel in Nr. 128 der „Prawda" veröffentlicht.

JiiönX naäo dem Lenin schreibt den Entwurf einer Rede, die von dem Abge-
7. (20.) Juni ordneten N. R. Schagow in der Duma vorgetragen werden

soll: „Zur Frage der (allgemeinen) Agrarpolitik der heuti-
gen Regierung".

7. (20.) Juni Lenins Artikel „Kapitalismus und Steuern" wird in Nr. 129
der „Prawda" veröffentlicht.

8.(2i.)Juni Lenins Artikel „Die wirtschaftlichen Streiks in den Jahren
1912 und 1905" wird in Nr. 130 der „Prawda" veröffent-
licht.

9. (22.) Juni Lenins Artikel „Die Zunahme des kapitalistischen Reich-
tums" wird in Nr. 131 der „Prawda" veröffentlicht.

9.-H. (22.-24.) Auf Grund der Erkrankung N. K. Krupskajas fährt Lenin
Juni mit ihr von Poronin nach Bern, um sie dort behandeln zu

lassen. Auf dem Wege nach Bern machen sie in Wien Station.

11. (24.) Juni Lenins Artikel „Bauernschaft und Arbeiterklasse" wird in
Nr. 132 der „Prawda" veröffentlicht.

12. (25.) Juni Lenins Artikel „Die Kinderarbeit in der Bauernwirtschaft"
und „Die Resultate der Streiks im Jahre 1912, verglichen mit
den Vorjahren" werden in Nr. 133 der „Prawda" veröffent-
licht.

13. (26.) Juni Lenins Artikel „In Australien" wird in Nr. 134 der „Prawda"
veröffentlicht.

45. (28.) Juni In Nr. 31 der Zeitung „Sozial-Demokrat" werden Lenins
Artikel „Die Maikundgebungen des revolutionären Prole-
tariats" (als Leitartikel) und „Notizen eines Publizisten"
veröffentlicht.
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In Nr. 136 der „Prawda" wird ein Brief Lenins an die Redak-
tion unter der Überschrift „Zu einer Unwahrheit" veröffent-
licht.

16. (29.) Juni _ Lenins Artikel „Arbeiterklasse und Neomalthusianismus"
wird in Nr. 137 der „Prawda" veröffentlicht.

17. C30.) Juni In einem an N. I. Podwoiski in Petersburg adressierten Brief
gibt Lenin den bolschewistischen Abgeordneten Hinweise
für die gegenüber den menschewistischen Abgeordneten ein-
zuschlagende Taktik im Zusammenhang mit der Vorberei-
tung des Berichts der sozialdemokratischen Dumafraktion
über ihre Tätigkeit.

2O.Juni(3.JuU) Lenins Artikel „Die Aufrufe der Liberalen zur Unterstüt-
zung der IV. Duma" wird in Nr. 139 der „Prawda" ver-
öffentlicht.

23.Juni(6.Ju1i) Lenins Artikel „Bürgerliche Geldleute und Politiker" wird
in Nr. 142 der „Prawda" veröffentlicht.

Vor dem 26. Juni Lenin arbeitet an den „Thesen zur nationalen Frage" und
(9. Juli) bereitet eine Disposition für ein Referat zu diesem Thema

vor.

26.JuniC9.Juli) Das Petersburger Kammergericht beschließt die Vernichtung
von Lenins Broschüre „,Der Narr als Richter . . . ' (Aus den
Notizen eines sozialdemokratischen Publizisten)", St. Peters-
burg 1907.

Lenin hält in Zürich ein Referat zur nationalen Frage; er
macht sich Notizen über die Diskussion.

27.JuniCiO.Ju1i) Lenin hält in Genf ein Referat zum Thema „Die Sozial-
demokratie und die nationale Frage"; er macht sich Notizen
über die Diskussion.

28.Juni(ii.JuU) Lenin hält in Lausanne ein Referat zur nationalen Frage.

3O.Juni(i3.JuU) Lenin hält in Bern ein Referat zur nationalen Frage; er
macht sich Notizen über die Diskussion.

Anfang Juli Lenin schreibt den Artikel „Aufschlußreiche Reden".

2. (i5.)JuH Lenins Artikel „Bilder aus dem Leben" wird in'Nr. 149 der
„Prawda" veröffentlicht.

5. (i 8.) Juli Lenins Artikel „Die aufgelöste Duma und die verwirrten
Liberalen" wird als Leitartikel in Nr. 151 der „Prawda"

39 Lenin, Werke, Bd. 19
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12. (25.) Juli

veröffentlicht. Dies war die letzte Nummer der „Prawda",
bevor die Zeitung von der zaristischen Regierung verboten
wurde.

Im Zusammenhang mit dem Verbot der „Prawda" schlägt
Lenin A. M. Gorki in einem Brief vor, sich in einer der
Städte, die er auf seiner Rückreise von Bern nach Poronin
berührt, zu treffen, um eine eventuelle Hilfe Gorkis bei der
erneuten Herausgabe einer bolschewistischen Zeitung zu er-
örtern.

Lenins Artikel „Der Fünfte Internationale Kongreß für den
Kampf gegen die Prostitution" wird in Nr. 1 der Zeitung
„Rabotschaja Prawda" veröffentlicht.

Lenins Artikel „Worte und Taten" (Leitartikel), „Die Kadet-
ten über die ukrainische Frage", „Die neuesten Angaben
über die Parteien in Deutschland" und „Entlarvung der
englischen Opportunisten" werden in Nr. 3 der „Rabotschaja
Prawda" veröffentlicht.

Lenins Artikel „Ideen des fortschrittlichen Kapitals" wird
in Nr. 4 der „Rabotschaja Prawda" veröffentlicht.

Lenins Artikel „Was man für die Volksbildung tun kann"
und „Der Kleinbetrieb in der Landwirtschaft" werden in
Nr. 5 der „Rabotschaja Prawda" veröffentlicht.

Lenins Artikel „Einer der .Mode'zweige der Industrie" wird
in Nr. 8 der „Rabotschaja Prawda" veröffentlicht.

Lenin hält auf der zweiten Konferenz der Auslandsorgani-
sation der SDAPR in Bern ein Referat „über die Lage in
der Partei".
Lenin und Krupskaja fahren von Bern nach Poronin.

13. (26.) Juli

16. (29.) Juli

n. (30.) Juli

18. (31.) Juli

21. Juli
(3. August)

22. - 24. Juli
(4. - 6. August)
24. Juli
(6. August)

26. Juli
(a. August)

27. Juli
(9. August)

Lenins Artikel „Das tote Liquidatorentum und die lebendige
.Retsch'" wird in Nr. 10 der „Rabotschaja Prawda" ver-
öffentlicht.
Lenins Artikel „Die Mobilisierung der Anteilländereien"
wird in Nr. 12 der „Rabotschaja Prawda" veröffentlicht.

Lenin leitet in Poronin eine Beratung der Mitglieder des ZK
der SDAPR, in der folgende Fragen erörtert werden: die
Lage in der Partei und ihre gegenwärtigen Aufgaben, die
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sozialdemokratische Dumafraktion, die Parteischule, die
Presse und insbesondere die Schaffung einer bolschewistischen
Zeitung in Moskau.
Lenin nimmt teil an einer im engen Kreise durchgeführten
Beratung der Mitglieder des ZK der SDAPR über die Ko-
optation neuer Mitglieder in das ZK und die Auswahl von
„Vertrauensleuten" des ZK.

3. (16.) August Lenins Artikel „Wie kann der Pro-Kopf-Verbrauch in Ruß-
land gesteigert werden?" wird in Nr. 3 der Zeitung „Sewer-
riaja Prawda" veröffentlicht.

4.(17.) August Das im Namen des ZK der SDAPR von Lenin verfaßte
Beileidsschreiben zum Ableben August Bebeis wird in Nr. 211
des „Vorwärts" veröffentlicht.

8.(21.) August Lenins Artikel „August Bebel" wird in Nr. 6 der „Sewer-
naja Prawda" veröffentlicht.

11. (24.) August Lenins Artikel „Die Trennung des Liberalismus von der
Demokratie" wird als Leitartikel in Nr. 9 der „Sewernaja
Prawda" veröffentlicht.
Lenin bittet S. G. Schaumian in einem Brief, ihm Materialien
über die nationale Frage und eine Statistik über die Natio-
nalitäten im Kaukasus zu schicken.

i8. (31.) August Lenins Artikel „Eine bemerkenswerte Angelegenheit" und
„Nationalisierung der jüdischen Schule" werden in Nr. 14
der „Sewernaja Prawda" veröffentlicht.

21. August Das Petersburger Kammergericht beschließt die Vernich-
(3. September) tung von Lenins Broschüre „Martow und Tscherewanin in

der bürgerlichen Presse", St. Petersburg 1906.
Lenins Artikel „Das Eisen in der bäuerlichen Wirtschaft"
wird in Nr. 16 der „Sewernaja Prawda" veröffentlicht.

Lenins Artikel „Die Metallarbeiterstreiks im Jahre 1912"
wird in Nr. 7, 8 und 10 der Zeitschrift „Metallist" veröffent-
licht.

24. August bis
25. Oktober
(6. September
bis 7.November)

27. und 28.
August (9. und
10. September)

Lenins Artikel „Die russische Bourgeoisie und der russische
Reformismus" wird in Nr. 21 der „Sewernaja Prawda" und
in Nr. 3 des „Nasch Put" veröffentlicht.
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28. und 29. Lenins Artikel „Die Rolle der Stände und Klassen in der
August (10. und Befreiungsbewegung" wird in Nr. 22 der „Sewernaja Praw-
11. September) da" und in Nr. 4 des „Nasch Put" veröffentlicht.

29. und 30. Lenins Artikel „Klassenkrieg in Dublin" und „Neue Maß-
August(ll.und nahmen zur Agrarreform'" werden in Nr. 23 und 24 der
12. September) „Sewernaja Prawda" und in Nr. 4 und 5 des „Nasch Put"

veröffentlicht.
i.(i4.) Lenin gibt einem Vertreter des Verlags „Priboi" Hinweise,
September wie die Herausgabe der legalen Parteiliteratur und einer

Zeitschrift für Fragen der Versicherung zu organisieren ist,
und berät einen Vertreter des „Prosweschtschenije" hinsicht-
lich der weiteren Führung dieser Zeitschrift.
Lenins Artikel „Der Kaufmann Salaskin und der Publizist
Th. D." wird in Nr. 26 der „Sewernaja Prawda" veröffent-
licht.

3.(16.) Lenins Artikel „Kampf für den Marxismus" und „Eine
September Woche nach der Schlacht in Dublin" werden in Nr. 27 der

„Sewernaja Prawda" veröffentlicht. Der zweite Artikel wurde
auch in Nr. 8 des „Nasch Put" veröffentlicht.

Lenins Artikel „Prinzipielle Fragen der Politik" wird in
Nr. 28 der „Sewernaja Prawda" und in Nr. 9 des „Nasch
Put" veröffentlicht.

Lenins Artikel „Liberale und Demokraten zur Sprachen-
frage" wird in Nr. 29 der „Sewernaja Prawda" und in Nr. 12
des „Nasch Put" veröffentlicht.

Das Petersburger Kammergericht beschließt die Vernichtung
von Lenins Broschüre „Sozialdemokratie und Dumawahlen",
St. Petersburg 1907.

Lenins Artikel „Die Sprache der Zahlen" wird in Nr. 13 und
14 des „Nasch Put" veröffentlicht.

4.(17.)

September

5.und7.(i8.und
20.) September

6. (19.)

September

8. und to.(2i.
und 23.) Septem-
ber

li., 12.und 14. Lenins Artikel „Die Herren Bourgeois über die ,auf eigener
[24., 25. und 27j Arbeit beruhende' Landwirtschaft" und „Harry Quelch"
September werden in Nr. 15 und 16 des „Nasch Put" und in Nr. 1 und

4 der „Prawda Truda" veröffentlicht.

12. (.25.) Lenins Artikel „Marxismus und Reformismus" wird in Nr. 2
September der „Prawda Truda" veröffentlicht.
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13. (26.) Lenins Artikel „Flurbereinigung und Dorfarmut", „Wie ver-
September teidigt Bischof Nikon die Ukrainer?" und „Notizen eines

Publizisten" werden in Nr. 3 der „Prawda Truda" veröffent-
licht.

17.(30.) Lenins Artikel „Zivilisierte Barbarei" wird in Nr. 6 der
September „Prawda Truda" veröffentlicht.

23. September bis Lenin leitet in Poronin die „Sommer"beratung des ZK der
1. Oktober (6. bisSDAPR mit Parteifunktionären; er führt in den Beratungen
14. Oktober) den Vorsitz, schreibt und redigiert die Entwürfe der Resolu-

tionen, die von der Beratung angenommen werden. Er gibt
den Bericht des ZK der SDAPR; hält die Referate zur natio-
nalen Frage und über den geplanten Internationalen Sozia-
listenkongreß; er spricht in der Diskussion zu einer Reihe
anderer Fragen.

23.-24. Sepiem- Lenin führt eine spezielle Beratung mit den bolschewistischen
her (6.-7. Dumaabgeordneten über Fragen der Dumatätigkeit durch.
Oktober)

26. September Lenins Artikel „ober das Schwarzhundertertum" (Leitarti-
(9. Oktober) kel) und „über Rußlands Verwaltung und über russische

Reformen" werden in Nr. 14 der „Prawda Truda" veröffent-
licht.

29. September Nr. 9 des „Prosweschtschenije." erscheint mit Lenins Artikel
(12. Oktober) „Wie W. Sassulitsch das Liquidatorentum erledigt".

i.(i4.) Oktober Lenin leitet die Sitzung des Zentralkomitees der Partei, auf
der praktische Schritte der bolschewistischen Dumaabgeord-
neten gegenüber den menschewistischen Abgeordneten und
andere Fragen beraten werden.

Lenins Artikel „Ein Auch-Trudowik" wird in Nr. 18 der
„Prawda Truda" veröffentlicht.

4.(17.) Okiober Lenins Artikel „Konfus gewordene Anhänger der Partei-
losigkeit" wird in Nr. 3 der Zeitung „Sa Prawdu" veröffent-
licht.

7. (20.) Oktober Lenin und Krupskaja kehren von Poronin nach Krakau zu-
rück.

12. (25.) Oktober Lenins Artikel „Die Liberalen und die Agrarfrage in Eng-
land" wird in Nr. 8 der „Sa Prawdu" veröffentlicht.
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i7.(30.) Oktober Lenins Artikel „Schlechte Verteidigung einer schlechten
Sache" wird in Nr. 12 der „Sa Prawdu" veröffentlicht.

i8.(3i.) Oktober in Nr. 13 der „Sa Prawdu" wird die von Lenin verfaßte,
von den bolschewistischen Abgeordneten an die mensche-
wistischen Abgeordneten gerichtete „Erklärung" veröffentlicht.

Zwisdben dem In einem Brief an die Redaktion der „Sa Prawdu" gibt
20. und 25. Okio- Lenin den bolschewistischen Abgeordneten Hinweise, wie sie
ber (2. und 7. sich verhalten sollen, wenn die menschewistische „Sieben" sich
November) zur sozialdemokratischen Fraktion der Reichsduma erklärt.

25. Oktober Lenins Artikel „Die Duma-,Sieben'" wird in Nr. 19 der „Sa
(7. November) Prawdu" veröffentlicht.

Nicht später Lenin gibt der Redaktion der „Sa Prawdu" Hinweise für
als am die Organisierung einer Kampagne in der Zeitung für die
25. Oktober bolschewistische „Sechs".
(7. November)

26. Oktober Lenins Artikel „Die liberale Bourgeoisie und die Liquidato-
(8. November) ren" wird in Nr. 20 der „Sa Prawdu" veröffentlicht.

29. Oktober Lenins Artikel „Kapitalismus und Arbeiterimmigration" und
(n. November) „Materialien zur Frage des Kampfes innerhalb der sozial-

demokratischen Dumafraktion" werden in Nr. 22 der „Sa
Prawdu" veröffentlicht.

30. Oktober Lenins Artikel „Ein kadettischer Hausbesitzer, der dberle-
(i2. November) gungen ,im Sinne von Marx' anstellt" wird in Nr. 23 der

„Sa Prawdu" veröffentlicht.

Nidbt vor dem In einem Brief an die Redaktion der „Sa Prawdu" gratuliert
30. Oktober Lenin zu dem Sieg über die Desorganisatoren der Partei -
(12. November) die menschewistische „Sieben" - und zur Konstituierung der

sozialdemokratischen Arbeiterfraktion in der Duma.

Oktober bis Lenin schreibt den Aufsatz „Kritische Bemerkungen zur
Dezember nationalen Frage". Der Aufsatz wird in Nr. 10, 11 und 12

des „Prosweschtschenije" veröffentlicht.

Anfang Novem- Lenin schreibt einen Brief an A. M. Gorki, in dem er ihn kri-
ber tisiert, weil er die Gottbildnerei rechtfertigt.

Lenin schreibt die Artikel „Arbeitermasse und Arbeiterintel-
ligenz" und „Zur Spaltung in der russischen sozialdemokra-
tischen Dumafraktion". Der zweite Artikel wird in Nr. 298
der „Leipziger Volkszeitung" veröffentlicht.
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13. (26.] Lenins Artikel „Die linken Volkstümler über den Kampf
November unter den Marxisten" wird in Nr. 34 der „Sa Prawdu" ver-

öffentlicht.

15. (28.) Lenins Artikel „Die Agrarfrage und die gegenwärtige Lage
November in Rußland", „Zwei Methoden, zu disputieren und zu kämp-

fen" und „Auch-,Vereiniger'" werden in Nr. 36 der „Sa
Prawdu" veröffentlicht.

Tditte November Lenin deckt in einem Brief an A. M. Gorki das reaktionäre
Wesen der Gottbildnerei auf und kritisiert Gorkis Ansich-
ten in dieser Frage.

23. November Lenin schreibt an S. G. Schaumian einen Brief, der die natio-
(6. Dezember) nale Frage betrifft.

28. November Lenins Artikel „über die ,national-kulturelle' Autonomie"
(li. Dezember) und „Die Grüppchen im Ausland und die russischen Liquida-

toren" werden in Nr. 46 der „Sa Prawdu" veröffentlicht.

29. November Lenin schickt nach Petersburg ein „Konzept für einen Vor-
(12. Dezember) trag in den örtlichen Organisationen" über die „Sommer"-

beratung des ZK der SDAPR mit Parteifunktionären in Po-
ronin.

Lenins Artikel „Der Kadett Maklakow und der Sozialdemo-
krat Petrowski" und „Zabern" werden in Nr. 47 der „Sa
Prawdu" veröffentlicht.

2. (15.) Lenin schreibt an die Redaktion der „Sa Prawdu" einen
Dezember Brief „Zu den Beschlüssen des Büros".

3.(i6.) Lenins Artikel „über die Arbeitereinheit" wird in Nr. 50
Dezember der „Sa Prawdu" veröffentlicht.

7. (20.) Lenins Artikel „Hartnäckigkeit bei der Verfechtung einer
Dezember schlechten Sache" wird in Nr. 1 der Zeitung „Proletarskaja

Prawda" veröffentlicht.

it. (24.) Lenins Artikel „Die Kadetten und das ,Selbstbestimmungs-
Dezember recht der Völker'" wird in Nr. 4 der „Proletarskaja Prawda"

veröffentlicht.

13. (26.) Lenins Artikel „Eine gute Resolution und eine schlechte
Dezember Rede" wird in Nr. 6 der „Proletarskaja Prawda" veröffent-

licht.
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14. (21.)
Dezember

Lenins Artikel „Die nationale Zusammensetzung der Schüler
in der russisdien Schule" wird in Nr. 7 der „Proletarskaja
Prawda" veröffentlicht.

Der Taschenkalender „Weggefährte des Arbeiters für das
Jahr 1914" erscheint, in dem Lenins Artikel „Die Streiks in
Rußland" abgedruckt ist.

Lenins Artikel „Das nationale Programm der SDAPR" wird
in Nr. 32 des „Sozial-Demokrat" veröffentlicht.
Lenins Artikel „über einen unzulässigen Fehler Kautskys"
wird in Nr. 8 der „Proletarskaja Prawda" veröffentlicht.

Lenins Artikel„Noch einmal über die Trennung des Schul-
wesens nach Nationalitäten" wird in Nr. 9 der „Proletar-
skaja Prawda" veröffentlicht.

Lenins Notiz „Herr Gorski und ein lateinisches Sprichwort"
wird in Nr. 10 der „Proletarskaja Prawda" veröffentlicht.

Ende des Jahres Lenin studiert die vierbändige Ausgabe des Briefwechsels
zwischen Marx und Engels in deutscher Sprache; er konspek-
tiert und macht Auszüge aus den Briefen.
Lenin schreibt den Artikel „Der Briefwechsel zwischen Marx
und Engels".

15. (28.)
Dezember

17. (30.)
Dezember

18. (31.)
Dezember
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